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Fragen und Antworten zur alliierten Besatzungspolitik in Mittel- und Westdeutschland 
nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges von 1945 bis 1949 
1. Wer war für die Verhaftung der letzten Geschäftsführenden Zentralregierung des 
Deutschen Reiches verantwortlich? 
Am 23. Mai 1945 wurde die "Geschäftsführende Zentralregierung des Deutschen Reiches" 
völkerrechtswidrig abgesetzt. Sämtliche Mitglieder der letzten deutschen Reichsregierung und 
des Oberkommandos der Wehrmacht, die sogenannte "Dönitz-Clique", wurden am 23. Mai 
1945 auf Weisung General Eisenhowers in Flensburg-Mürwik verhaftet und "als Kriegsgefan-
gene" inhaftiert. Generaladmiral von Friedeburg beging noch am selben Tag in seiner Zelle 
durch eine Giftkapsel Selbstmord.  
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtete später über Hans-Georg von Friedeburg 
(x051/194): >>Friedeburg, Hans-Georg von, geboren in Straßburg 15.7.1895, gestorben in 
Flensburg 23.5.1945, deutscher Generaladmiral (1.5.45); bei Kriegsausbruch 1939 Chef der 
Organisationsabteilung beim Befehlshaber der U-Boote Dönitz.  
Friedeburg wurde im Februar 43 Kommandierender Admiral der U-Boote und nach Ernen-
nung von Dönitz zu Hitlers Nachfolger am 1.5.45 letzter Oberbefehlshaber der deutschen 
Kriegsmarine. In dieser Eigenschaft unterzeichnete er am 4.5. bei Montgomery die deutsche 
Teilkapitulation im Nordwestraum und am 7.5. und 8.5. die Urkunden über die Bedingungs-

lose Kapitulation in Reims bzw. Berlin-Karlshorst.  
Friedeburg nahm sich bei Verhaftung der Regierung Dönitz das Leben.<<  
Nach der bedingungslosen Kapitulation der deutschen Wehrmacht und Verhaftung der "Dö-
nitz-Regierung" übernahm der Alliierte Kontrollrat - bestehend aus den Hauptsiegermächten 
bzw. den 4 Oberbefehlshabern der Besatzungszonen - die gesamte Regierungsgewalt im Deut-
schen Reich, so daß alle deutschen Staatsbürger zu Subjekten der Besatzungsmächte wurden.  
Das Deutsche Reich sollte ursprünglich nicht langfristig aufgeteilt oder vollständig besetzt 
werden, sondern die Deutschen sollten lediglich bedingungslos kapitulieren.  
Gemäß den Vereinbarungen der Atlantik-Charta wollte man nach dem Kriegsende eigentlich 
wieder … den Zustand, wie er vorher war, herstellen, denn die westlichen Alliierten hatten 
den Krieg angeblich nicht zu Eroberungszwecken, sondern nur zur Verteidigung geführt.  
Angesichts der grauenhaften Verhältnisse, die man in den befreiten NS-Vernichtungs- und 
Konzentrationslagern erlebt hatte, reagierten vor allem die westlichen Siegermächte und die 
Weltöffentlichkeit schockiert und entrüstet, so daß die Deutschen zunächst keine Gnade er-
warten konnten.  



 4 

2. Wie sahen Stalins Nachkriegsziele in Mitteldeutschland aus? 
Stalin hatte die Prinzipien der Atlantik-Charta ("Verteidigung des Weltfriedens und der Frei-
heit") ebenfalls formell akzeptiert. Diese Zusage hinderte den sowjetischen Diktator in den 
letzten Kriegsjahren jedoch nicht, die anglo-amerikanischen Verbündeten unentwegt zu hin-
tergehen und schließlich vor vollendete Tatsachen zu stellen. Stalin, der bis zur deutschen Ka-
pitulation fast alle angestrebten Expansionsziele verwirklicht hatte, war nicht bereit, besetzte 
Gebiete preiszugeben. Die argwöhnischen Stalinisten unterstellten den Kapitalisten naturge-
mäß Weltherrschaftspläne und setzten in den "befreiten Ländern" ihre bewährte gewaltsame 
Unterdrückungspolitik und aggressive Gleichschaltungsmaßnahmen durch.  
Churchill warnte die Nordamerikaner zwar eindringlich davor, die besetzten mitteldeutschen 
Gebiete an die Sowjets abzutreten, aber US-Präsident Truman ließ die nordamerikanischen 
und britischen Truppen trotzdem aus Mitteldeutschland abziehen, weil er die vertraglichen 
Vereinbarungen unter allen Umständen erfüllen wollte.  
Die 3 Siegermächte (USA, Großbritannien und UdSSR) beschlossen am 29. Juni 1945 den 
Rückzug aller Truppen der westlichen Alliierten aus Mitteldeutschland (x040/289). Im Ge-
genzug erhielten die Amerikaner und Briten freien Zugang nach Berlin (mündliche Zusage) 
und marschierten vom 1. bis zum 4. Juli 1945 in die sog. "Berliner-Westsektoren" ein.  
Teile der mitteldeutschen Gebiete (ca. 7,0 Millionen Einwohner) wurden bereits seit dem 21. 
Juni 1945 von der sowjetischen Militäradministration (SMAD) verwaltet. Während die Berli-
ner in den Westsektoren aufatmen konnten, begann nach dem Einzug der Roten Armee für die 
Mitteldeutschen ein endloser Leidensweg.  
Mit der Auslieferung Mitteldeutschlands gab US-Präsident Truman vor den Potsdamer Ver-
handlungen eine äußerst wichtige Trumpfkarte aus der Hand, obgleich die westlichen Alliier-
ten völlig unbedrängt waren (x114/2.102). Für Stalin, der bisher fast alle Zusagen mißachtet 
hatte, kam der freiwillige Abzug der Amerikaner und Briten jedenfalls völlig überraschend, 
denn die Sowjets waren damals überhaupt nicht in der Lage, militärische oder politische 
Druckmittel einzusetzen.  
Nach dem Rückzug der westlichen Alliierten besaßen die Sowjets nicht nur Ostdeutschland, 
sondern sie kontrollierten auch alle mitteldeutschen Gebiete und standen sprungbereit an der 
Elbe. Infolge der Zerschlagung des Deutschen Reiches fehlte eine westeuropäische Pufferzone 
gegenüber der UdSSR, denn Polen konnte die ursprünglich geplante Nachfolge der Deutschen 
nicht übernehmen. Ein bis dahin unvorstellbarer europäischer Alptraum war plötzlich Wirk-
lichkeit geworden.  
Der jugoslawische General Milovan Djilas kommentierte bereits im April 1945 Stalins Nach-
kriegsziele wie folgt (x149/114): >>... Dieser Krieg ist nicht wie in der Vergangenheit; wer 
immer ein Gebiet besetzt, erlegt ihm auch sein eigenes gesellschaftliches System auf. Jeder 
führt sein eigenes System ein, soweit seine Armee vordringen kann. Es kann gar nicht anders 
sein.<< 
Andrej A. Shdanow (1896-1948, sowjetischer Spitzenfunktionär), der ursprünglich Stalins 
Nachfolger werden sollte, betrachtete die sowjetische Besatzungszone damals als ein "Sprung-
brett", um die Bolschewisierung Westdeutschlands und danach Westeuropas zu realisieren 
(x128/195). 
Der deutsche Journalist Michael Klonovsky und der deutsche Historiker Jan von Flocken be-
richteten später in ihrem Buch "Stalins Lager in Deutschland 1945-1950 " über "die Austrei-
bung des Faschismus mit dem Stalinismus" (x126/11-15): >>Nach dem Ende des Zweiten 
Weltkrieges wurde im Osten Deutschlands der Teufel mit Beelzebub ausgetrieben. 
Besiegt und zerstört, ausgeblutet und blutbesudelt, moralisch auf unabsehbare Zeit diskredi-
tiert und auf Gnade und Ungnade den Siegern ausgeliefert - das war die Lage des Deutschen 
Reiches im Frühling des Jahres 1945. Aufgebrochen, um die Welt zu beherrschen, war es nun 
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selbst ein beherrschtes Land, ein Fremdkörper in der europäischen Zivilisation, der fortan un-
ter strenger Kontrolle gehalten werden mußte. 
Nach der totalen militärischen Niederlage lag das Geschick des Landes ausschließlich in den 
Händen der Alliierten. Die Greueltaten des Nationalsozialismus hatten den Abscheu der ge-
samten zivilisierten Welt auf Deutschland gerichtet. Die an der Zerschlagung des Hitlerre-
gimes beteiligten Staaten konnten somit von vornherein den Befreierstatus für sich in An-
spruch nehmen. Sämtliche Maßnahmen der Besatzungsmächte waren legitimiert, sofern sie 
nur unter dem Vorzeichen des Antifaschismus standen.  
Auch der Stalinschen Sowjetunion fiel infolge ihrer antifaschistischen Orientierung automa-
tisch eine historisch progressive Rolle zu. Dieses verhängnisvolle Zusammenfallen von Anti-
faschismus und Stalinismus wurde der entscheidende Faktor bei der Installierung eines neuen 
Unrechtssystems im Ostteil Deutschlands. Während sich in den westlichen Besatzungsmäch-
ten nach Kriegsende allmählich demokratische Verhältnisse durchzusetzen begannen, geriet 
der Osten in das importierte Räderwerk einer quasikommunistischen Diktatur. Von einer selb-
ständigen oder gar demokratischen Entwicklung konnte keine Rede sein. 
Was zwischen 1945 und 1949 wirklich stattfand, war die Annexion Ostdeutschlands mit dem 
Ziel, den sowjetkommunistischen Machtbereich bis an die Elbe auszudehnen und die erober-
ten deutschen Gebiete entweder zu "slawisieren" (Schlesien, Pommern, Posen, Ostpreußen) 
oder zu kolonisieren (Mitteldeutschland). Bei dieser Eroberung Ostdeutschlands durch die 
Stalinsche UdSSR und die von dort zurückkehrenden domestizierten deutschen Exilkommu-
nisten diente der Antifaschismus als Vorwand für eine Welle politischer Repressionen.  
Unter dem Deckmantel der "antifaschistisch-demokratischen Umwälzung" wurde dem Land 
ein Regime oktroyiert, welches zwar durchaus antifaschistisch, nichtsdestoweniger aber ein 
undemokratisches Regime war.  
Um diese gewaltsame "Revolution von oben" als historisch notwendig zu begründen, verbrei-
teten die neuen Machthaber die These, der Faschismus sei ein gesetzmäßiges Resultat der ka-
pitalistischen Entwicklung, der Parlamentarismus habe versagt, und jeder bürgerliche Staat 
trage den Keim einer neuerlichen faschistischen Variante gleichsam in sich.  
Demgegenüber verkörpere der Sozialismus, wie sich der Stalinismus nannte, eine höhere Stu-
fe der Menschheitsentwicklung und die einzige Alternative zu einem Rückfall in die faschisti-
sche Barbarei. 
Nach dem Schrecken des Krieges waren viele Menschen geneigt, solchen Darstellungen 
Glauben zu schenken. Doch im Ostteil Deutschlands sollten sie schnell am eigenen Leibe spü-
ren, mit welcher Rigorosität und Menschenverachtung die "Sieger der Geschichte" ihre Herr-
schaftsansprüche durchzusetzen gedachten. Noch vor der ideologischen Rechtfertigung hatte 
bereits deren praktische Realisierung begonnen. 
Millionen Deutsche wurden - mit Billigung der Westalliierten - aus ihren angestammten Hei-
matgebieten westlich der Oder vertrieben. In der sowjetischen Besatzungszone, die sich selbst 
gern als demokratischer Teil Deutschlands titulierte, erstickten die Eroberer Hand in Hand mit 
den deutschen Kommunisten aller ihrer Gleichschaltungspolitik zuwiderlaufenden Bestrebun-
gen im Keime. Eine Hauptrolle in diesem Prozeß spielten die Internierungspraktiken des so-
wjetischen Geheimdienstes NKWD/MWD. 
Als Resultat des Zweiten Weltkrieges war ganz Osteuropa unter die Herrschaft des Stalin-
schen Machapparates geraten. Der Stalinismus hatte sich somit von einer spezifisch russi-
schen zu einer internationalen Erscheinung ausgeweitet, die sich unabhängig von nationalen 
Besonderheiten quer durch alle Staaten Osteuropas zog. Die anfängliche Freude dieser Völker 
über die Befreiung vom Hitlerjoch währte nur kurz. Stalins Repressionsapparat folgte der Ro-
ten Armee auf dem Fuße. In den besetzten Ländern wurden moskauhörige Satellitendiktaturen 
installiert. 
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Den eroberten Gebieten auf dem Territorium des ehemaligen Deutschen Reiches widmeten 
die Sowjets besonderes Augenmerk. ... 
... Es wäre verfehlt, in der sowjetischen Besatzungspolitik lediglich eine Reaktion auf die 
deutschen Kriegsverbrechen in der UdSSR zu sehen. Im Mittelpunkt dieser Politik stand 
vielmehr die Herrschaftssicherung in einem okkupierten Gebiet, was sich mit wachsender 
zeitlicher Distanz immer deutlicher zeigte. 
So schloß die Verfolgung ehemaliger Nazis zugleich die Verfolgung von mutmaßlichen oder 
tatsächlichen Gegnern der kommunistischen Umwälzung ein. Typisch für diese Parallelität 
war die Instrumentalisierung des Antifaschismus gegen Nichtfaschisten. Da sich nach 1945 
Menschen am besten diskreditieren ließen, indem man Nazis aus ihnen machte, wurden Tau-
sende Gegner der stalinistischen Neuordnung zu Hitleranhängern erklärt und verschleppt. 
Dieser Aspekt spielte auch bei den sowjetischen Internierungspraktiken in Deutschland eine 
zentrale Rolle. Alle politisch motivierten Säuberungen geschahen unter dem Deckmantel der 
Entnazifizierung. 
Die Errichtung der NKWD/MWD-Lager läßt sich also keinesfalls nur auf die Existenz der 
Nazi-Konzentrationslager zurückführen. Vielmehr war mit der Roten Armee auch das Stalin-
sche Lagersystem nach Deutschland gelangt. Die sibirischen GULAGs, in denen der Sowjet-
diktator ganze Bevölkerungsgruppen verschwinden ließ, existierten bereits zu einer Zeit, als 
an die Machtergreifung Hitlers noch gar nicht zu denken war. 
Nichtsdestoweniger war die Internierung zunächst tatsächlich ein Mittel der Entnazifizierung 
das alliierten Regelungen entsprach. In einer nach der deutschen Kapitulation von Präsident 
Roosevelt erlassenen Weisung an den Oberkommandierenden der US-Streitkräfte in Deutsch-
land heißt es unter anderem:  
"Personen werden mehr als nominelle Parteimitglieder ... betrachtet, wenn sie ein Amt oder 
irgendeine Aktivität auf irgendeiner Ebene ausgeübt haben. Alle Personen ... werden ... ver-
haftet und bis zu einem Gerichtsverfahren vor einem entsprechenden, von Ihnen zu errichten-
den halbjuristischen Forum in Haft gehalten." 
Ähnliches besagt das am 1. August 1945 unterzeichnete Protokoll der Berliner Dreimächte-
Konferenz, wo unter Punkt 5 des Abschnitts über politische Grundsätze für die Behandlung 
Deutschlands folgendes festgelegt wird:  
"Kriegsverbrecher und alle diejenigen, die an der Planung und Verwirklichung nazistischer 
Maßnahmen, die Greueltaten oder Kriegsverbrechen nach sich zogen oder als Ergebnis hatten, 
teilgenommen haben, sind zu verhaften und dem Gericht zu übergeben. nazistische Parteifüh-
rer, einflußreiche Nazianhänger und Leiter der nazistischen Ämter und Organisationen, die für 
ihre Besetzung und Ziele gefährlich sind, sind zu verhaften und zu internieren." 
Auch in den Westzonen wurden Internierungslager in Betrieb genommen. Formell entspra-
chen sowohl die Lager im Osten als auch die im Westen der Direktive Nr. 38 des Alliierten 
Kontrollrats vom 12. Oktober 1946 über die "Verhaftung und Bestrafung von Kriegsverbre-
chern, Nationalsozialisten und Militaristen und Internierung, Kontrolle und Überwachung von 
möglicherweise gefährlichen Deutschen". 
An der Interpretation freilich schieden sich die Geister. Da die neuen Machthaber in der So-
wjetischen Besatzungszone die selbsternannten "eigentlichen" Antifaschisten waren, galt qua-
si jeder ihrer Gegner als potentieller Faschist. Interniert wurden keineswegs nur Anhänger und 
Kriegsverbrecher. ...<< 
Der deutsche Historiker Ernst Deuerlein (1918-1971) berichtete später über die sowjetische 
Deutschlandpolitik (x128/195): >>Das Nebeneinander gegensätzlicher und einander sich aus-
schließender Äußerungen und Haltungen sowjetischer Funktionäre, vornehmlich Stalins, zur 
Frage der Behandlung Deutschlands nach dessen Besiegung und Besetzung, erschwert nicht 
nur die Charakterisierung und Festlegung der sowjetischen Deutschlandpolitik. Es macht 
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zweifelsfreie Feststellungen über die tatsächlichen Absichten der Sowjetunion in Deutschland 
unmöglich. Möglich sind nur begründete Mutmaßungen. Erkennbar sind heute drei Richtun-
gen: 
1. Stalin verstand die Besetzung eines Teiles Deutschlands als Möglichkeit der Westverlage-
rung Polens und als Mittel zur Stärkung der Sowjetunion. 
2. Die Gruppe um den 1948 verstorbenen sowjetischen Spitzenfunktionär Andrej A, Shda-
now, der im Zweiten Weltkrieg die Verteidigung der eingeschlossenen Stadt Leningrad leitete 
und als Nachfolger Stalins galt, betrachtete die sowjetische Besatzungszone Deutschlands als 
ein "Sprungbrett, von dem aus sich die Bolschewisierung Westdeutschlands und danach ganz 
Westeuropas organisieren lasse.".  
3. Stalins langjähriger Innenminister Berija soll, wie N. S. Chruschtschow im März 1953 mit-
teilte, vor allem nach dem Tode Stalins im Sommer 1953 willens gewesen sein, das Regime 
von Pankow zu liquidieren. Er soll einem Arrangement mit Deutschland den Vorzug vor der 
Behauptung eines Teiles von Deutschland gegeben haben. ...<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtete später über die "Besatzungspo-
litik" in der SBZ (x009/66): >>... Die sowjetische Verwaltungsspitze wurde die "Sowjetische 
Militär-Administration" in Deutschland (SMAD) mit Sitz in Berlin-Karlshorst. ...  
Die SMAD, die ein Veto hatte, ließ nur solche Kontrollratsbeschlüsse zu, die ihr zusagten. So 
wurde der Kontrollrat bald gelähmt, eine gemeinsame Besatzungspolitik war gescheitert.  
Mit dem Aufbau eines neuen, bald rein kommunistischen Verwaltungsapparates entstand ne-
ben der SMAD ein Apparat, der jedoch schon auf der untersten Stufe sowjetisch gelenkt wur-
de.  
Die Besatzungspolitik hatte 2 verschiedene Ziele:  
1. die wirtschaftliche Ausbeutung der Zone und  
2. die politische Bolschewisierung.  
Nachdem alle Pläne, eine Vereinigung der Westzonen und der SBZ auf kommunistischer 
Grundlage herbeizuführen, gescheitert waren, ist seit etwa Anfang 1948 die Einbeziehung der 
SBZ in den Ostblock das wichtigste Ziel der sowjetischen Besatzungspolitik.<< 
Sir Brian Robertson (1896-1974, Militärgouverneur der britischen Besatzungszone und Hoher 
Kommissar in der Bundesrepublik) kritisierte später die nordamerikanische Außenpolitik 
(x128/193): >>... Von allen falschen Vorstellungen hatten die, denen sich Präsident Roosevelt 
hingab, die schwerwiegendsten Folgen, denn sie beherrschten das amerikanische Denken und 
Handeln in den ersten 2 sehr wichtigen Jahren nach dem deutschen Zusammenbruch. ... Präsi-
dent Roosevelts "Großer Plan" für den künftigen Frieden der Welt beruhte auf einer die Ver-
einten Nationen beherrschenden russisch-amerikanischen Partnerschaft. ...  
Hand in Hand mit dieser Konzeption ging eine harte Deutschlandpolitik. Die grausame Un-
menschlichkeit des Morgenthau-Plans, Deutschland seine gesamte Industrie zu nehmen, ging 
Roosevelt zu weit, aber der Plan wurde eigentlich nur aufgeschoben und nicht fallengelassen. 
...<< 
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner (1924-2014) schrieb später 
über die Auslieferung Mitteldeutschlands an die Sowjets (x068/283-287): >>... "Im Herzen 
Europas", jammerte Churchill. Aber schließlich hatten die Amerikaner den Sowjets 1945 noch 
Gebiete überlassen, die sie selber schon besaßen, große Gebiete und ganz kleine Plätze, wie 
im Harz, als sie allzu generös die Voraussetzungen dafür schufen, daß die Russen mit dem 
Sputnikstart die technische Führung der USA in Frage stellten, überrundeten. 
Damals hatten Teile der 3. US-Panzerdivision am 11. April 1945 bei Nordhausen die "Mittel-
werke" erreicht, das Herz der deutschen V2-Fabrikation. Sie fanden nicht nur riesige Raketen, 
die deutsche "Wunderwaffe", abschußbereit vor, sondern auch sonst alles unversehrt in gigan-
tischen, peinlich sauberen Anlagen der größten unterirdischen deutschen Waffenfabrik.  
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In einem ersten Sonderbefehl zwar sollte dies offenbar viele Milliarden Dollar schwere Beu-
tegut natürlich sichergestellt werden. Doch ein zweiter, von einer "sehr hohen Dienststelle" 
ausgehender Befehl instruierte den technischen Experten Major Hamille, "daß Nordhausen zur 
russischen Zone gehören würde und daß alle Dokumente und Gegenstände für die Sowjets an 
Ort und Stelle gelassen werden sollten".  
In einem weiteren Befehl verfügte der Oberkommandierende Eisenhower: "Alle Fabriken, 
Anlagen, Werkhallen, Forschungsinstitute, Laboratorien, Versuchsanstalten, Patente, Pläne, 
Zeichnungen und Erfindungen müssen intakt und in gutem Zustand für die alliierten Vertreter 
zur Verfügung gehalten werden". 
Einiges requirierte Major Hamille nun zwar auf eigene Faust. Doch staunten die Russen Stein 
und Bein über die Großzügigkeit ihrer Verbündeten, als sie das Erbe von Nordhausen unver-
sehrt antraten. Ein Sowjetoberst lachte schließlich laut und meinte: "Das alles haben uns die 
Amerikanski geschenkt! Aber in zehn Jahren werden sie weinen!" Und der Oberstleutnant 
Taranakov rief: "Was für Idioten diese Amerikaner sind!" 
Die Amerikaner hielten damals ihre Heere von Berlin ab, von Prag, von Wien, um den Russen 
den Vortritt zulassen. Sie wichen 250 Kilometer auf einer Breite von 650 Kilometern zurück. 
Und so saßen die Sowjets zuletzt von Bulgarien und Rumänien über Ungarn, die Tschecho-
slowakei, Polen bis hinauf ins Baltikum. Natürlich hatte Stalin dort überall Regierungen nach 
seinem Gutdünken eingesetzt und ohne Amerika zu fragen - das sich im Übrigen im Westen 
nicht anders verhielt und, wo immer es Macht hatte, nur Regierungen seines Vertrauens zu-
ließ. Doch waren all die von den Russen kontrollierten Länder nicht vielmehr Schutzwall für 
sie als Aufmarschbasis? 
Die Russen haben nie einen Ausfall gemacht. Und ein russisches Geheimdokument, das dem 
englischen Intelligence Service im Herbst 1947, ein halbes Jahr also etwa nach der Truman-
Rede vom 6. März in Texas, in die Hände fiel, nannte als das "wichtigste Aktionsfeld der rus-
sischen Politik" den Vorderen Orient. Man erkannte die Ölfelder in Persien, Arabien, im Irak 
als Schwachstelle der USA und wollte hier den Kalten Krieg aufnehmen. 
Gewiß verweigerten die USA nun schon eine von den Sowjets angestrebte Anleihe von min-
destens 10 Milliarden Dollar, hatten zunächst aber weder etwas gegen die Demontage deut-
scher Industrieanlagen noch gegen den völkerrechtswidrigen Einsatz deutscher Kriegsgefan-
gener in der UdSSR, noch gegen eine Entschädigung Polens für die Abtretung Ostpolens an 
die Sowjetunion, noch gegen die Austreibung von immerhin 6,5 Millionen Deutschen aus 
Osteuropa, erfolge sie nur "in ordnungsgemäßer und humaner Weise". 
In Kürze freilich waren nicht mehr die Braunen die Bösen, sondern die Roten. Dabei wußte 
die amerikanische Führung aber immer, daß die Sowjetrussen keinen Krieg mit ihr wollten. 
Nie sah sie sich in all diesen Jahren auch nur irgendwie ernsthaft bedroht.  
Nicht als ihr Generalstab, bereits im Frühjahr 1944, den Dritten Weltkrieg erwog, einen 
Kampf auf Leben und Tod "zwischen Gut und Böse". Nicht 1945, als sie, im Alleinbesitz der 
Atombombe, diesen weiteren Weltkrieg schon vorbereitet hat. Nicht in den folgenden Jahren. 
Im Gegenteil. Man gab durchaus zu, daß die UdSSR "keine unmittelbare Gefahr" bedeute, daß 
ihre Wirtschaft, ihr Arbeitskräftepotential, "vom Krieg ausgelaugt" sei, weshalb sie sich "in 
den nächsten Jahren auf den inneren Wiederaufbau und begrenzte diplomatische Zielsetzun-
gen konzentrieren" werde. 
Amerikanische Regierungsdokumente bekunden solche Überzeugungen und die Memoiren 
bekannter Politiker. Wie Churchill 1946 sagte: "Ich glaube nicht, daß Sowjetrußland den 
Krieg wünscht", so telegraphierte im selben Jahr einer der besten amerikanischen Diplomaten, 
der Historiker George F. Kennan, aus Moskau (wo er ab 1952 Botschafter war), die Sowjet-
macht gehe, im Gegensatz zu Hitlerdeutschland, "keine unnötigen Risiken" ein; sie sei nicht 
"auf Abenteuer" aus und "gemessen an der westlichen Welt insgesamt ... bei weitem schwä-
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cher". 
Noch 1949, als die Amerikaner bereits 400 Flotten- und Luftstützpunkte in aller Welt errichtet 
hatten und die Vereinigten Stabschefs in ihrem Kriegsplan "Dropshot" vom 19. Dezember 
schon damit rechneten oder wenigstens vorgaben, damit zu rechnen, daß im "Laufe der Zeit" 
das steigende Militärpotential der Sowjets "den Krieg von ihrem Standpunkt aus als weniger 
gewagt erscheinen lasse", meinten sie: "Ein dritter Weltkrieg wird vom Kreml wahrscheinlich 
als die aufwendigste und am wenigsten wünschbare Methode zur Erreichung des grundlegen-
den Ziels angesehen". 
Viele erkannten dies, aber wollten oder konnten, durften es nicht sagen, je höher sie standen, 
desto weniger. Und doch hatte 1947 Handelsminister Henry A. Wallace, von 1941 bis 1945 
Vizepräsident der Vereinigten Staaten, den Mut, den antisowjetischen Kurs zu kritisieren, hat-
te er die Redlichkeit zu bekennen: "Für mich liegt die Kriegsgefahr viel weniger im Kommu-
nismus als im Imperialismus". Ein einziger Entrüstungssturm fegte ihn beiseite. (Ehrlichkeit 
zahlt sich in der Politik nur in jenen seltenen Fällen aus, wo sich Unehrlichkeit nicht auszah-
len würde.) 
Die Zeitschrift Newsweek schrieb 1948, es sei das Ziel der amerikanischen Strategen, "den 
Ring der Luftstützpunkte um Rußland zu schließen und ihn dabei so lange immer kleiner und 
enger zu machen, bis die Russen ersticken". Doch die US-Nachkriegspolitik hat immer und 
unentwegt die Russen der Aggressivität beschuldigt und sich als "defensiv" bezeichnet. In 
Wirklichkeit war es (aus vielen Gründen) eher umgekehrt. 
Ein erst Jahre später, 1964, bekannt gewordenes Dokument ist hier erhellend. Im Januar 1950 
nämlich beauftragte Präsident Truman den Außen- und Verteidigungsminister, "eine erneute 
Überprüfung unserer Ziele in Frieden und Krieg und der Auswirkung dieser Ziele auf unsere 
strategischen Pläne vorzunehmen ..." Das Ergebnis dieser Zwischenbilanz verschiedener Stel-
lungnahmen, enthalten in der Dokumentenreihe Nr. 68 des Nationalen Sicherheitsrates (Na-
tional Security Council 68 Series: NSC-68) - nach Außenminister Dean Acheson "eines der 
großen Dokumente in unserer Geschichte" -, prägte maßgeblich den Kalten Krieg.  
Es weist einmal mehr die USA als seine Initiatoren aus und macht sie verantwortlich für die 
Geschichte der fünfziger Jahre. Fordert es doch gegenüber der Sowjetunion weiterhin "kühne 
Angriffsfreudigkeit" (hold aggressiveness) - übrigens zwei Monate vor Beginn des Korea-
Kriegs. Ja, das NSC 68 fordert nicht nur "kühne Angriffsfreudigkeit", sondern erkennt auch 
die militärische Überlegenheit der Russen in sämtlichen Waffen, außer Atomwaffen, an.  
Warum aber, wenn sie aggressiv waren, nützten das die Russen nicht aus? Wegen der atoma-
ren Überlegenheit der Amerikaner? Doch die Amerikaner besaßen nach dem Krieg gar keine 
Atombomben mehr, wenn auch offizielle Persönlichkeiten mit "Dutzenden und Dutzenden" 
von solchen Bomben Rußland und die Welt blufften, so daß nicht wenige Nationen angesichts 
dieser Macht und der Legende von der "russischen Gefahr" das atlantische Bündnis mit den 
USA eingingen. Dabei pfiffen es dort bald die Spatzen von den Dächern, und natürlich wuß-
ten dies auch die Russen:  
Amerika hatte nur drei Atombomben besessen, zwei wurden über Japan abgeworfen, das 
größte Kriegsverbrechen der bisherigen Geschichte, die dritte verschwand spurlos mit einem 
Kriegsschiff auf der Fahrt nach der Insel Tinian (an Westrand des Marianengrabens) im Pazi-
fik. Erst im Lauf des Jahres 1948 kamen die Amerikaner in den Besitz weiterer Nuklearwaf-
fen. 
Doch zu ihrer Bestürzung zündeten die Russen 1949, fünf Monate nach Gründung der NATO, 
ebenfalls eine (selbst von US- Experten noch nicht erwartete) Atombombe, worauf ein gestei-
gertes Wettrüsten begann, das der Korea-Krieg noch angefacht hat.<<  
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3. Was geschah nach der Gesamtkapitulation im Mai 1945 mit den Millionen von 
deutschen Kriegsgefangenen der deutschen Wehrmacht? 
Im Verlauf des Zweiten Weltkrieges und nach der Kapitulation gerieten rd. 11.094.000 deut-
sche Soldaten in die Kriegsgefangenschaft (x026/36). Hunderttausende von deutschen Kriegs-
gefangenen, die im Mai 1945 im Westen kapitulierten, wurden später durch die westlichen 
Alliierten an die UdSSR, Polen, Tschechoslowakei, Jugoslawien, Italien, Frankreich und an-
dere Länder ausgeliefert. Dort wurden die deutschen Kriegsgefangenen als billige Zwangsar-
beiter eingesetzt. Während der jahrelangen schweren Zwangsarbeit ging ein großer Teil der 
Kriegsgefangenen an Entkräftung, Krankheit und Hunger zugrunde.  
Falls die deutschen Kriegsgefangenen die barbarischen Torturen der Kriegsgefangenschaft 
lebend überstanden, kamen sie mehrheitlich als gebrochene Männer in ihre alte bzw. neue 
Heimat zurück. Mindestens 1.577.000 deutsche Kriegsgefangene gingen während der jahre-
langen Zwangsarbeit ("Wiederaufbauarbeit") zugrunde (x026/45). 
Während US-General John Lee am 2. Juni 1945 erklärte, daß sich in den Lagern der US-Army 
3.878.537 deutsche Kriegsgefangene aufhalten würden, meldete das Oberkommando aller 
Alliierten-Armeen in Europa eigenartigerweise am selben Tag nur 2.927.614 inhaftierte deut-
sche Kriegsgefangene (x131/67). 
Am 1. Oktober 1945 ordnete General Eisenhower weitere Kriegsgefangenentransporte an. Bis 
Ende Oktober 1945 transportierte man 1.750.000 deutsche Gefangene nach Frankreich und 
30.000 deutsche Gefangene als Arbeitskräfte nach Belgien (x111/85).  
Der kanadische Journalist James Bacque berichtete später über das Schicksal der deutschen 
Kriegsgefangenen (x131/244-246,11-12,78,168-169): >>Die deutschen Soldaten, in Angst vor 
der Rache der Russen, rannten um ihr Leben. Selbst noch Wochen nach Kriegsende am 8. Mai 
flohen die Soldaten massenweise in den Westen. Die Westalliierten gaben selbst zu, über 9 
Millionen Gefangene eingebracht zu haben, während Stalin dem amerikanischen Geheim-
agenten Harry Hopkins im Frühjahr 1945 persönlich mitteilte, er meine, die UdSSR hätte etwa 
2,5 Millionen Gefangene, von denen 1,7 Millionen Deutsche seien und der Rest Rumänen, 
Italiener und Ungarn.  
Die Zahl der sowjetischen Seite ist im allgemeinen von den westlichen Verteidigern ignoriert 
worden, denn diese beschuldigten mit Vorliebe die Sowjetunion dafür, Gefangene massenwei-
se vernichtet zu haben. Je niedriger die Zahl der sowjetischen Gefangennahmen ist, desto un-
glaubwürdiger ist es, daß all diese Gefangenen in sowjetischen Lagern umgekommen sind. ... 
Die Zahlen der toten Kriegsgefangenen, die die Amerikaner und Franzosen von 1950 bis 1990 
den zaghaft nachforschenden Deutschen widerwillig angaben, waren so lächerlich niedrig, daß 
sie unter der Todesrate der Zivilbevölkerung zu dieser Zeit lagen.  
Diese außergewöhnliche Information - daß hungernde Menschen, die im Schlamm schlafen, 
eine niedrigere Sterberaten haben als die Zivilbevölkerung, die in Häusern lebt und jeden Tag 
zu essen hat - störte die Deutschen nicht weiter. Sie ignorierten die Anzeichen, die ihnen re-
gelrecht entgegenschrien, völlig. 
General Buisson, auf den sich der deutsche Autor Böhme für seine Gefangenenakten für 
Frankreich beruft, war nicht nur Chef der Angelegenheiten für Kriegsgefangene der französi-
schen Armee und Autor der lächerlich niedrigen französischen Todeszahlen, er errechnete 
sogar zu einer Gesamtzahl an Kriegsgefangenen 166.000 Männer, die die Franzosen in Lagern 
in Deutschland von den Amerikanern übernommen hatten, einfach nicht mit. Doch ein paar 
Seiten weiter in seinem Bericht behauptete Buisson, daß eine Anzahl dieser Kriegsgefangenen 
auf der Stelle in Deutschland entlassen worden seien. So verschwinden in Buissons Zauber-
trick 166.000 Menschen einfach, und 46 Jahre lang merkt es keiner. ...<< 
>>... Wegen weit verbreiteter Verschleierung und weil einige Gefangenen-Dokumente schon 
bei ihrer Ausfertigung irreführend waren, wird die Zahl der Toten wahrscheinlich immer um-
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stritten sein. Viele Akten wurden in den fünfziger Jahren vernichtet oder in Euphemismen 
versteckt. Viele Lügen sind in dichten Schichten über die Wahrheit gepackt worden. 
Außer jedem Zweifel steht, daß vom April 1945 an Männer in enormer Zahl sowie etliche 
Frauen, Kinder und alte Leute in den amerikanischen und französischen Lagern in Deutsch-
land und Frankreich an klima- und witterungsbedingten Krankheiten, an den Folgen unzurei-
chender Hygiene, an Krankheit und Hunger gestorben sind. Die Zahl der Opfer liegt zweifel-
los bei mehr als 800.000, beinahe mit Sicherheit bei mehr als 900.000 und durchaus wahr-
scheinlich bei mehr als einer Million.  
Die Ursachen ihres Todes wurden wissentlich geschaffen von Armee-Offizieren, die über ge-
nügend Lebensmittel und andere Hilfsmittel verfügten, um die Gefangenen am Leben zu er-
halten. Hilfe-Organisationen, die versuchten, den Gefangenen in den amerikanischen Lagern 
zu helfen, wurde die Erlaubnis dazu von der Armee verweigert.  
Das alles wurde damals verheimlicht und dann unter Lügen verdeckt, als das Rote Kreuz, Le 
Monde und Le Figaro versuchten, öffentlich die Wahrheit zu sagen. Akten sind vernichtet, 
geändert oder als geheim unter Verschluß gehalten worden. Dies geht bis auf den heutigen 
Tag weiter.  
Kanada und Großbritannien, die verbündeten Frankreichs und der USA, brachten unter dem-
selben Oberkommando … ebenfalls Millionen von Gefangenen ein, ... aber es gibt so gut wie 
kein Zeichen für ähnliche Greuel. ...<< 
>>... Eisenhower hatte die sinnlose Verteidigung der Deutschen wegen der Vergeudung von 
Menschenleben beklagt. Aber die Deutschen starben jetzt, da sie kapituliert hatten, viel ra-
scher als während des Krieges. Mindestens zehnmal so viele Deutsche starben in den franzö-
sischen und nordamerikanischen Lagern, wie in allen Kämpfen an der Westfront in Nordwest-
Europa vom Juni bis hin zum April 1945 gefallen sind. ...<< 
>>... Die Amerikaner und Franzosen brauchten nichts weiter zu tun, als die große Zahl zu un-
terdrücken, um zu verhindern, daß sich die Kenntnis von ihrem Verbrechen ausbreitete, oder 
zur Geschichte wurde. Dies zu tun, war leicht für sie, denn sie waren die einzigen, die die 
große Zahl kannten. So geschah es. 
Nachdem sie die große Zahl unterdrückt hatten, mußten die Amerikaner und die Franzosen 
irgendeine Zahl liefern, weil es nicht glaubhaft war, daß niemand gestorben sei oder daß es 
keine Zählung gegeben habe, es sei denn, es habe ein starker Grund für die Unterlassung einer 
Zählung vorgelegen, und das konnte nur die ungeheuerliche Zahl gewesen sein, die nicht die 
feine Eihaut durchdringen durfte.  
Deshalb lieferten sie die kleine Zahl. Diese Zahl war so klein, daß niemand mit elementaren 
Rechenkünsten und Kenntnis von Sterblichkeitsraten sie auch nur einen Augenblick lang 
glauben konnte. Für Männer, von denen der französische General Buisson gesagt hatte, daß 
sie verhungerten, teilte er eine Sterblichkeitsrate mit, die unterhalb der Sterblichkeitsrate 
wohlgenährter Soldaten in Friedenszeiten lag. Die Amerikaner lieferten der Stadtverwaltung 
von Rheinberg die Zahl 614 als Zahl der Toten im Lager, weniger als ein Dreißigstel der 
Summe, auf die ihre eigenen Zahlen für "Sonstige Verluste" schließen ließ. 
Die Deutschen akzeptierten die kleine Zahl, weil sie Schuld wegen ihrer eigenen Lager emp-
fanden, oder wegen des Krieges, oder weil die kleine Zahl das Ausmaß ihrer Demütigung ver-
ringerte. Auch wollten die Deutschen ihren Eroberer nicht beleidigen, insbesondere nicht, 
nachdem er zu ihrem Verbündeten geworden war.  
Eine der vielen Möglichkeiten, entgegenkommend zu sein, bestand darin, seine Lügen über 
etwas zu akzeptieren, das ohnehin nicht mehr zu ändern war, auch wenn es natürlich nicht 
zugelassen werden konnte, daß dieses Argument die Deutschen von ihrer Verantwortung für 
die Konzentrationslager der Nazis freisprach. Innerhalb weniger Jahre kam das Bezweifeln 
der kleinen Zahl schon einem Verrat bedenklich nahe, denn jeder gute Deutsche, der an den 
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Amerikanern zweifelte, war eigentlich ein Feind beider Staaten. So kam es, daß den Amerika-
nern verziehen wurde, ohne daß sie auch nur angeklagt worden waren.  
Viele Deutsche glaubten, daß es eine große Zahl gab, aber kannten sie nicht; sie kannten die 
kleine Zahl, aber glaubten sie nicht. Diese Doppelwertigkeit ist typisch für manches in der 
heutigen deutschen Denkweise. Nicht imstande zu sein, die Wahrheit über die amerikanischen 
Greuel zu sagen, ist ein gespenstisches Echo der Aussage, man habe von den Lagern der Nazis 
nichts gewußt.  
Ein General, der Eisenhower gut kannte, schrieb im Jahre 1945, daß Eisenhower "praktisch 
Gestapo-Methoden" gegen die Deutschen anwende. Sein Name war George S. Patton. ...<< 
Im Verlauf der Moskauer Außenministerkonferenz veröffentlichten die Siegermächte am 20. 
März 1947 erstmalig Zahlen über die noch inhaftierten deutschen Kriegsgefangenen (x111/-
295): >>Die Sowjetunion meldet 890.532 Kriegsgefangene, Frankreich = 631.483 Kriegsge-
fangene, Großbritannien = 435.295 Kriegsgefangene und USA = 15.103 Kriegsgefangene.<<  
Am 26. März 1947 gabt die US-Militärregierung offiziell bekannt, daß die Sowjetunion die 
Fragen nach den rund 2 Millionen fehlenden deutschen Kriegsgefangenen noch nicht beant-
wortet hätte (x111/297). 
Die Senatoren Knowland und Morse kritisierten im Jahre 1947 im US-Senat die Verhältnisse 
in den französischen Kriegsgefangenenlagern (x131/180): >>Senator Knowland erklärte: ... 
Wenn wir nicht sehr vorsichtig sind, könnte sich in späteren Jahren eine für uns höchst peinli-
che Situation ergeben, in der nachgewiesen wird, daß einige von amerikanischen Streitkräften 
eingebrachte Gefangene nicht sehr viel besser behandelt worden sind als einige andere Gefan-
gene, die im Deutschland der Nazis in Konzentrationslager geworfen worden sind. ... 
Senator Morse verlas danach einen Artikel der US-Kolumnistin Dorothy Thompson: ... Dieses 
Land hat mit unserer Zustimmung, mit unserer Komplizenschaft und in Verletzung der Genfer 
Konvention Gefangene als Sklavenarbeiter eingesetzt unter derselben Definition, die in Nürn-
berg gegen ... Sauckel angewandt worden ist, der dann hingerichtet wurde. ...  
Wenige mögen sich jetzt daran erinnern, daß Präsident Roosevelt sich im September 1944 
dem deutschen Volk gegenüber ausdrücklich verpflichtet hat, als er sagte: "Die Alliierten trei-
ben keine Sklaverei mit Menschen".  
Begreifen es denn nur einige wenige Menschen, daß wir nach unserem Sieg über Deutschland, 
wenn wir Hitlers Maßstäbe und Hitlers Methoden übernehmen, Hitler zum wahren Sieger ma-
chen? ...<< 
Das Nachrichtenmagazin "DER SPIEGEL" berichtete am 1. März 1947 über das Schicksal der 
deutschen Kriegsgefangenen in Westeuropa: >>Stacheldrahtbörse … 
Frankreich hat Amerika wissen lassen, daß es die 530.000 Kriegsgefangenen, die es von Ame-
rika "geliehen" hat und deren Entlassung die Vereinigten Staaten im Dezember 1946 forder-
ten, nicht bis zum Oktober 1947 entlassen kann. 370.000 Deutsche sollen zum 31. Dezember 
die Möglichkeit erhalten, aus Kriegsgefangenen zu "freien Arbeitern Frankreichs" zu werden. 
Der Rest soll in der ersten Hälfte des Jahres 1948 entlassen werden. Bis dahin hofft man, die 
für die französische Wirtschaft notwendigen Arbeitskräfte in Italien und in den Lagern für 
verschleppte Personen angeworben und ausgebildet zu haben. 
"Man kann die Gefangenen nicht als solche auf die Dauer festhalten, kann aber ihre Arbeits-
leistung verwenden, wenn man sie als freie Arbeiter unter prinzipieller Gleichstellung mit den 
Arbeitern des betreffenden Landes leben läßt", stellt das Internationale Komitee zum Studium 
der europäischen Fragen in London in einer Denkschrift fest. 
Nach einem ausgeklügelten System soll bei der Entlohnung der dann "freien Arbeiter" verfah-
ren werden. Die Deutschen sollen 75 Prozent ihres Lohnes ausbezahlt bekommen, 12 1/2 Pro-
zent sollen der deutschen Regierung zum Ankauf von Rohstoffen und Lebensmitteln in Frank-
reich zur Verfügung gestellt werden, und die übrigen 12 1/2 Prozent sollen auf Reparationen 
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verrechnet werden. Nach Meinung des Komitees soll dadurch der Wiederaufbau aller Länder 
einschließlich Deutschlands beachtlich gefördert werden. 
Die von Frankreich selbst eingebrachten Kriegsgefangenen müssen mindestens bis Ende 1948 
als Kriegsgefangene in den Bergwerken arbeiten. Sie fördern 20 Prozent der gesamten Kohle 
und können erst dann als "freie Arbeiter Deutschlands" den "Wiederaufbau beachtlich för-
dern". 
… Der 1. Juli der ist der Termin, bis zu dem die letzten der 38.250 Kriegsgefangenen Ameri-
kas in Europa entlassen werden sollen. 20.000 von ihnen brechen im Augenblick noch die 
Zelte der Amerikaner in Italien, danach aber ganz bestimmt ihre eigenen ab, versichert das 
amerikanische Hauptquartier.<<  
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil berichtete später über das Schicksal der 
deutschen Kriegsgefangenen (x026/66): >>Von über 11 Millionen deutschen Kriegsgefange-
nen des Zweiten Weltkriegs sind fast 1,6 Millionen umgekommen. Die absolut höchste Op-
ferzahl verzeichnete die Sowjetunion mit 1,335 Millionen, die relativ höchste Jugoslawien mit 
einer Sterberate von rund 50 Prozent. Im Tito-Staat waren auch die meisten Massenerschie-
ßungen von Gefangenen und die schlimmsten Grausamkeiten zu verzeichnen. Unter den west-
lichen Gewahrsamsmächten haben die Gefangenen in Frankreich die schlechteste Behandlung 
erfahren. ...<<  
Aufgrund der Haager Landkriegsordnung waren die nicht selten katastrophalen Lebensbedin-
gungen in den osteuropäischen, nordamerikanischen und französischen Kriegsgefangenenla-
gern und die Zwangsarbeit (Sühneleistung bzw. Wiedereinführung der "Sklaverei") von Mil-
lionen deutschen Kriegsgefangenen, von denen die letzten Überlebenden erst zehn Jahre nach 
Kriegsende zurückkehrten, zweifelsfrei völkerrechtswidrig. 
Die Zwangsdeportationen von deutschen Kriegsgefangenen und Zivilisten verstießen eindeu-
tig gegen die verbindlichen Völkerrechtsnormen der Haager Landkriegsordnung, denn Depor-
tationen (Zwangsverschickungen von Menschen in Gebiete außerhalb des angestammten Sied-
lungsgebietes durch den eigenen Staat oder eine Besatzungsmacht) waren schon damals nur 
als "ordnungsmäßige Kriminalstrafe" und unter menschenwürdigen Umständen zulässig 
(x051/111, x077/39). 
Da diese Kriegsverbrechen nicht kraft Verjährung enden, sind diese Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit zu untersuchen und die Verantwortlichen für ihr völkerrechtswidriges Han-
deln zur Rechenschaft zu ziehen. 
 
4. Wieso zählten die USA und die UdSSR zu den Siegern des Zweiten Weltkrieges?  
Das Deutsche Reich, daß von den europäischen Großmächten Frankreich, England und der 
UdSSR nicht gestoppt werden konnte, wurde schließlich - wie im Ersten Weltkrieg - erst 
durch das Eingreifen der "Supermacht" USA vollständig besiegt.  
Die Anglo-Amerikaner beendeten zwar Hitlers größenwahnsinnige, menschenverachtende 
Expansionspolitik, aber gleichzeitig unterstützten sie auch Stalins Terrorregime und die 
Durchsetzung der maßlosen osteuropäischen Gebietsansprüche. Infolge dieser von den westli-
chen Alliierten geförderten gewaltsamen Expansionspolitik stieg die UdSSR unaufhaltsam zur 
neuen Weltmacht auf. 
Nordamerika und die neue Supermacht UdSSR übernahmen nach dem Zweiten Weltkrieg 
schließlich die Weltherrschaft, während die bisherigen Machtzentren in Europa und Asien 
entscheidend geschwächt bzw. gänzlich ausgeschaltet wurden. 
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner schrieb später über den ei-
gentlichen Sieger des Zweiten Weltkrieges (x068/267-269): >>... Wie die USA aus dem Er-
sten Weltkrieg, dessen eigentliche Gewinner sie waren, am besten herauskamen, so erst recht 
aus dem Zweiten. Was die Europäer schwächte, hatte sie enorm gestärkt, ja zur mächtigsten 
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Nation gemacht. Auch zur reichsten, mit Abstand. Nicht weniger als drei Viertel des gesamten 
Weltkapitals befanden sich in den USA. Ebenso zwei Drittel der gesamten Industriekapazität. 
All dies aber war ihnen mehr in den Schoß gefallen, als daß sie es sich erkämpft oder im 
strengen Sinn erarbeitet hätten. Auch deshalb verloren sie schon in wenigen Jahrzehnten eine 
einmalige industrielle Vormachtstellung. 
Das Territorium der USA hatte durch den Krieg nicht gelitten. Kein Haus war zerbombt, kein 
Zivilist durch Kriegseinwirkungen getötet, keiner zum Flüchtling gemacht worden. Die Nati-
on, seit nun bald zweihundert Jahren nie mehr innerhalb ihrer Grenzen attackiert, fühlte sich 
im Vollgefühl ihrer Kraft. Ruinen und Leichen in Europa und Japan, doch der "American way 
of life" nahm seinen Lauf, die "Pax Americana", das "amerikanische Jahrhundert" - mit dem 
Kalten Krieg, dem Koreakrieg, Vietnamkrieg, Golfkrieg und einer Fülle anderer "Interventio-
nen". 
Zur Sowjetunion war das Verhältnis der westlichen Führungsmacht gleich nach dem Zweiten 
Weltkrieg schon wieder so schlecht, wie es etwa noch 1931 gewesen war, als Präsident Hoo-
ver, der Vater der "Politik der guten Nachbarschaft", "die Vernichtung der UdSSR" sein Ziel 
genannt hatte. Zwar erkannte Roosevelt 1933 die Sowjetunion rasch an - freilich nur, um sie 
gegen Japan auszuspielen. Zwar fühlte sich die Masse der US-Amerikaner mit ihr im Welt-
krieg eng verbunden. Doch bestand bereits neben dieser pro-russischen, scharf faschisten-
feindlichen Richtung auch weiter eine antikommunistische Tendenz, ideologisch wie macht-
politisch motiviert, und sie setzte sich durch. 
Schon während des ganzen Krieges hatten Deutsche und Amerikaner geheime, gegen die 
UdSSR gerichtete Verhandlungen geführt: in Vichy, Bern, Stockholm sowie im Vatikan, in 
Staaten, nebenbei, die mit Hitlerdeutschland sympathisierten. Und bereits Ende 1944 glaubte 
US-Admiral Furer die Amerikaner "jetzt darauf vorbereitet, der Tatsache ins Auge zu sehen, 
daß der Krieg zur Beendigung aller Kriege noch nicht gekämpft worden sei"; erklärte US- 
General Arnold gegenüber dem britischen Luftmarschall Portal, "unser nächster Feind sei 
Rußland". 
Und kaum war Roosevelt beerdigt, so beschloß man einen Tag danach, am 15. April 1945, 
seine Politik umzukehren. Es geschah in einer Sitzung von etwa 15 Personen im Außenmini-
sterium, an der auch Vertreter des Kriegsministeriums teilnahmen, auch ehemalige Bankiers, 
wie John McCloy, auch Senator Vandenberg und John Foster Dulles, Präsidenten der führen-
den Aktiengesellschaften, der Präsident von General Motors, kurz, Repräsentanten von Groß-
banken und Großindustrie, die längst einen Kurswechsel befürwortet hatten. Sie alle wünsch-
ten einen milden Frieden mit Deutschland, um dies als Bollwerk gegen Rußland aufzubauen. 
Der Wechsel der amerikanischen Politik wurde eingeleitet, bevor ernsthafte Schwierigkeiten 
zwischen beiden Weltmächten bestanden. Und er wurde weder durch den Präsidenten noch 
den Kongreß sanktioniert. Er erfolgte außerhalb demokratischer Legalität. 
Für Truman, einen erfahrenen Taktiker, jedoch ohne geistige Qualifikation, war die demokra-
tische Mission der USA ebenso ausgemacht wie das Streben Moskaus nach Weltherrschaft. 
Schon wenige Tage nach seiner Amtsübernahme prahlte er, "daß die Russen bald auf ihren 
Platz verwiesen würden und daß die Vereinigten Staaten dann die Führung dabei übernehmen 
würden, daß die Welt so regiert werde, wie sie regiert gehöre". 
Den Russen gegenüber benahm sich Truman immer unfreundlicher. Noch in der Schlußphase 
des Krieges hatte man versucht, sie von dem - zunächst so begehrten - Eintritt in den Krieg 
gegen Japan abzuhalten. Bei der Regierungsbildung in Italien und Griechenland wurden sie 
gar nicht mehr gefragt, ihre gewünschte große Anleihe von mindestens zehn Milliarden Dollar 
wurde ebenso übergangen wie schließlich jede zusätzliche Lend-Lease-Lieferung - während 
man dem Kriegsfeind Deutschland im ureigenen Interesse bald entgegenkam. 
Es spricht für sich, daß Truman schon am 23. April 1945 seinem Kabinett erklärt, "wenn die 
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Russen sich uns nicht anschließen wollen, dann sollen sie eben zur Hölle fahren".<<  
 
5. Weshalb übten die alliierten Besatzungsmächte völkerrechtlich  keine vollständige 
Souveränität in den 4 deutschen Besatzungszonen aus? 
Mit der "Berliner Deklaration" vom 5. Juni 1945 wurde die deutsche Regierungsgewalt offizi-
ell beendet und an die 4 Militärgouverneure der alliierten Siegermächte (Eisenhower, Mont-
gomery, Shukow und de Lattre de Tassigny) übertragen.  
Die Aufteilung in 4 Besatzungszonen erfolgte nach den Grenzen des Deutschen Reiches von 
1937. Berlin wurde in 4 Sektoren eingeteilt. Die oberste Regierungsgewalt übte ein Kontroll-
rat der 4 alliierten Oberbefehlshaber (Sitz in Berlin) aus, der damit die Verantwortung für die 
Aufrechterhaltung der Ordnung und für die Verwaltung des Landes übernahm (Übernahme 
der "absoluten Autorität").  
In der Berliner Deklaration der Siegermächte vom 5. Juni 1945 hieß es (x101/185): >>Erklä-
rung … 
Die deutschen Streitkräfte zu Lande, zu Wasser und in der Luft sind vollständig geschlagen 
und haben bedingungslos kapituliert, und Deutschland, das für den Krieg verantwortlich ist, 
ist nicht mehr fähig, sich dem Willen der siegreichen Mächte zu widersetzen. Dadurch ist die 
bedingungslose Kapitulation Deutschlands erfolgt, und Deutschland unterwirft sich allen For-
derungen, die ihm jetzt oder später auferlegt werden. 
Es gibt in Deutschland keine zentrale Regierung oder Behörde, die fähig wäre, die Verantwor-
tung für die Aufrechterhaltung der Ordnung, für die Verwaltung des Landes und für die Aus-
führung der Forderungen der siegreichen Mächte zu übernehmen. … 
Die Regierungen des Vereinigten Königreichs, der Vereinigten Staaten von Amerika, der 
Union der Sozialistischen Sowjet-Republiken und die Provisorische Regierung der Französi-
schen Republik übernehmen hiermit die oberste Regierungsgewalt in Deutschland, einschließ-
lich aller Befugnisse der deutschen Regierung, des Oberkommandos der Wehrmacht und der 
Regierungen, Verwaltungen oder Behörden der Länder, Städte und Gemeinden. Die Über-
nahme zu den vorstehend genannten Zwecken der besagten Regierungsgewalt und Befugnisse 
bewirkt nicht  die Annektierung Deutschlands. ...<<  
Aufgrund der Berliner Erklärung vom 5. Juni 1945 wurde das Deutsche Reich (in den Gren-
zen von 1937) nicht annektiert, sondern nur besetzt. Die Besatzungsmächte übten deshalb 
keine volle Souveränität über das besetzte Gebiet aus, so daß zum Beispiel die von ihnen 
durchgeführten oder gebilligten Gebietsabtretungen, Enteignungen, Bevölkerungsumsiedlun-
gen und Zwangsdeportationen eindeutig gegen das damals geltende Völkerrecht verstießen 
und völkerrechtswidrig waren. 
Die siegreichen Mächte waren aufgrund dieser Deklaration für sämtliche Geschehnisse in ih-
rer Zone verantwortlich. Fragen, die das gesamte Deutsche Reich betrafen, sollten gemeinsam 
und einstimmig durch die Mitglieder des alliierten Kontrollrats entschieden werden. 
Gemäß Haager Landkriegsordnung blieb das Deutsche Reich von 1871/1919 weiterhin völ-
kerrechtlich bestehen, denn es wurde durch die Siegermächte nachweislich nicht annektiert, 
sondern nur besetzt (x063/605). Die oberste Gewalt, die nach der Kapitulation im Mai 1945 
von den Besatzungsmächten übernommen wurde, richtete sich nach den Bestimmungen der 
Haager Landkriegsordnung von 1899 bzw. von 1907. Diese Rechtsordnung bildete damals 
neben den Genfer Konventionen von 1864 und 1929 die Grundlage des humanitären Völker-
rechtes.  
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtet später über die "Junideklaration" (x051/-
295): >>Junideklaration, vier am 5.6.45 herausgegebene Erklärungen der Vier Mächte, Groß-
britannien, Frankreich, USA und UdSSR, zur Übernahme der obersten Regierungsgewalt in 
Deutschland:  
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1. "Erklärung in Anbetracht der Niederlage Deutschlands", aus der die Übernahme sämtlicher 
Regierungsbefugnisse, einschließlich OKW, und aller Behörden durch die Siegermächte folg-
te; 
2. Errichtung eines Systems der Viermächtekontrolle über Gesamtdeutschland durch den Alli-

ierten Kontrollrat sowie selbständige Verwaltung der jeweiligen Besatzungszonen; 
3. endgültige Abgrenzung dieser Zonen; 
4. Erklärung der Diskussionsbereitschaft mit allen UN-Staaten hinsichtlich der Deutschen 
Frage.<<  
Der deutsche Journalist Ekkehard Kuhn schreibt später in seinem Buch ("Nicht Rache, nicht 
Vergeltung ...") über die Folgen der Berliner Deklaration (x024/193-194): >>... Die Direktive 
JCS/1067, die Berliner Deklaration und die Potsdamer Beschlüsse bildeten ... die politische 
Grundlage für das Leben der Menschen im Nachkriegsdeutschland.  
Der Alltag war vor allem durch die Sorge ums bloße Überleben geprägt - um die Beschaffung 
von Nahrung, warmer Kleidung und Brennmaterial in den kalten Monaten. 
Die Deutschen hatten aufgehört, sich selbst zu bestimmen. Die genaue Gesetzgebungs-, Ver-
waltungs- und Justizgewalt war auf die Organe der vier Militärregierungen übertragen wor-
den. All ihre Maßnahmen zielten auf die Durchführung der vier großen "D", die fortan das 
Leben der Deutschen bestimmen sollten: Demilitarisierung, Denazifizierung, Demontage und 
Demokratisierung. 
Da anfangs eine allgemeine Informationssperre herrschte - es gab für Deutsche keinen Rund-
funk und keine Zeitungen -, hielten viele Bürger die sofortigen strengen Maßnahmen für 
Willkürakte und Schikanen der Besatzer.  
Bis zum 11. Juli 1945 bestand außerdem das Fraternisierungsverbot, das den Amerikanern 
verbot, mit deutschen Erwachsenen zu sprechen. 
Bis zur Regelung der deutschen Verwaltungen in den einzelnen Ländern, die im Frühjahr 
1947 langsam einsetzte, war der deutsche Landrat Partner und Gegenspieler der allmächtigen 
Kreismilitärregierung. Seine Aufgaben waren wesentlich unfassender, als bisher üblich. Unter 
der Aufsicht und Weisung der Militärergierung war der Landrat verantwortlich für alle 
Dienststellen, die im Kreis arbeiteten. Außerdem für die Gerichte, die Banken, die Sparkas-
sen, die Reichsbank, die Eisenbahn, das Zuchthaus, die Zollverwaltung, das Finanzamt das 
Bauamt, das Forstamt, die gesamte Wirtschaft und schließlich auch für die Vertriebenen. Eine 
wahre Flut von Gesetzen und Verordnungen der Militärregierung und Proklamationen des 
Alliierten Kontrollrates ging auf den Landrat nieder. 
Zu den Landräten wurden von den Alliierten meist Personen ernannt, die im jeweiligen Gebiet 
bereits länger ansässig und als Gegner des Nationalsozialismus bekannt waren. Den Landräten 
wiederum oblag es, die bisherigen Bürgermeister abzusetzen und neue, für den Demokratisie-
rungsprozeß geeignete Amtspersonen in den Gemeinden zu bestimmen.<< 
 
6. Warum ereigneten sich bereits vor der Potsdamer Konferenz in den grenznahen deut-
schen Siedlungsgebieten "wilde Austreibungen" der Deutschen aus Ostdeutschland, der 
Tschechoslowakei und Jugoslawien? 
In den Grenzgebieten östlich der Oder und Neiße sowie im Sudetenland begann die erste Pha-
se der Vertreibung schon Ende Mai und Anfang Juni 1945. Ab Ende Mai 1945 besetzten Sol-
daten, Milizionäre und Partisanen die Dörfer und Städte, um die deutschen Einwohner inner-
halb kürzester Frist aus ihren Wohnungen zu vertreiben. Die Ausgetriebenen durften lediglich 
etwas Gepäck zusammenraffen und mit Handwagen oder Schubkarren transportieren.  
Die Deutschen wurden dann von den Soldaten und Milizangehörigen in tagelangen qualvollen 
Märschen an die Oder bzw. Neiße getrieben. In den Städten wurde die deutsche Bevölkerung 
ebenfalls zwangsweise aus ihren Wohnungen vertrieben und meistens in geschlossenen Ei-
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senbahntransporten abgeschoben. Im Verlauf der langen Märsche, auf den Bahnhöfen und 
Zwischenstationen plünderte und raubte man die Deutschen regelmäßig vollständig aus. 
Die Deutschen wurden anschließend durch Soldaten, Milizeinheiten und Partisanen gewalt-
sam über die Grenzflüsse nach Westen in die sowjetische Besatzungszone (spätere DDR) ge-
trieben, so daß sich Hunderttausende von Heimatlosen am westlichen Ufer von Oder und Nei-
ße zusammendrängten.  
In den mitteldeutschen Städten verursachten die riesigen Menschenmassen in den letzten Juni-
tagen und im Juli 1945 chaotische Verhältnisse, die durch totale Überfüllung, Hunger, Durst, 
Obdachlosigkeit und Ratlosigkeit geprägt wurden. Dieses Chaos wurde zusätzlich durch die 
ostdeutschen Flüchtlinge vergrößert, die nach der gescheiterten Flucht vor der Roten Armee in 
ihre Heimat zurückkehren wollten, aber nicht mehr über die Oder und Neiße nach Osten durf-
ten. 
Bei den radikalen Austreibungsaktionen im unmittelbaren Hinterland der Oder-Neiße-Linie 
handelte es sich um zentral geleitete Aktionen der Polen und Tschechen, die bereits vor der 
Potsdamer Konferenz vollendete Tatsachen schaffen wollten. In Ostpommern, Ostbranden-
burg und Niederschlesien trieb man damals etwa 200.000 bis 300.000 Menschen aus dem öst-
lichen Hinterland der Oder und der Neiße, während etwa 700.000 bis 800.000 Sudetendeut-
sche aus der Tschechoslowakei "entfernt" wurden. 
Diese "wilden Austreibungen", bei denen mehrheitlich Frauen, Kinder und ältere Menschen 
vertrieben wurden, stellte man (vermutlich auf sowjetische Weisung) erst unmittelbar vor Be-
ginn der Potsdamer Konferenz ein. Die westlichen Alliierten erhielten über diese "wilden 
Austreibungen" nur spärliche und größtenteils falsche Informationen. Da der "eiserne Vor-
hang" schon frühzeitig undurchdringlich war, wußten nur die Sowjets, Polen und Tschechen, 
was tatsächlich in den sog. "Wiedergewonnenen Gebieten" geschah.  
Die Wissenschaftliche Kommission der deutschen Bundesregierung berichtete im Jahre 1957 
z.B. über die "wilden Austreibungen" in der Tschechoslowakei (x004/105-115): >>... Das Ka-
schauer Programm der tschechoslowakischen Regierung der Nationalen Front hatte die Ent-
schlossenheit des neuen Regimes zur Vertreibung aller Sudetendeutschen noch nicht mit vol-
ler Deutlichkeit erkennen lassen. Aber alles, was schon gleich nach Kriegsende gegen die 
Deutschen geplant und durchgeführt wurde, hat ihre Vertreibung, ihren "Abschub" ("odsun") 
vorbereitet und kann nur so verstanden werden.  
Der deutschen Bevölkerung in Böhmen und Mähren ist dieser innere Zusammenhang zu-
nächst nicht in voller Klarheit bewußt gewesen; von den diplomatischen Verhandlungen des 
Exilpräsidenten Benes (Benesch) mit den Alliierten war ihr kaum etwas bekannt, wohl auch 
nicht auf dem Wege über die sudetendeutschen Sozialdemokraten in London. ...  
Einzelne rücksichtslos durchgeführte Austreibungsaktionen in der allerersten Zeit nach 
Kriegsende konnten als spontane Handlungen radikaler Elemente, begangen im Rausch der 
wiedererrungenen Freiheit, oder einfach als Exzesse erklärt werden. Aber als diese Aktionen 
den ganzen Sommer 1945 hindurch andauerten, wurde ihre Planmäßigkeit deutlicher. An ihrer 
Durchführung war neben den örtlichen Nationalausschüssen, der Revolutionsgarde und der 
SNB, vor allem die Svoboda-Armee, die mit der Roten Armee eingerückte tschechische Be-
freiungsarmee unter dem General Svoboda, beteiligt. 
... Überfallartig erschienen bewaffnete Trupps in Ortschaften oder Ortsteilen, riegelten sie 
hermetisch ab und befahlen den Deutschen, innerhalb kurzer Frist die Häuser zu verlassen und 
sich an bestimmten Punkten zu sammeln. Die Betroffenen hatten vielfach nicht einmal die 
Möglichkeit, die notwendigsten Sachen zusammenzupacken und wurden rücksichtslos aus 
den Wohnungen gedrängt.  
In grenznahen Orten und Bezirken oder auch dort, wo keine Transportmittel zur Verfügung 
standen, wurden sie sofort in Kolonnen auf die Grenze zu in Bewegung gesetzt. Von den be-
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gleitenden Soldaten oder Revolutionsgardisten zu schnellerem Tempo angetrieben, schleppten 
sich die Elendsmärsche, in denen Frauen mit Kleinkindern und alte und gebrechliche Leute 
überwogen, unter Verhöhnungen durch die tschechische Bevölkerung und Verbot jeder Hilfe-
leistung deutscher Bewohner in den durchzogenen Ortschaften, unter Gewalttaten der Be-
gleitmannschaften und Androhung sofortiger Exekution der Zurückbleibenden, die wiederholt 
auch durchgeführt wurde, in oft tagelangen Märschen den Grenzübergangsstellen zu; am be-
kanntesten wurden die Leidensmärsche der Brünner Deutschen, der Frauen und Greise aus 
Jägerndorf und der Männer aus Komotau. ... 
Das Gepäck war von vornherein begrenzt, da in den meisten Ausweisungsbefehlen nur die 
Mitnahme von Handgepäck und zu seiner Beförderung nur Handwagen gestattet wurde. ... 
Schon bei der Überprüfung im Heimatort wurde es durchsucht, später an der Grenze einer 
"Zollkontrolle" unterworfen und nochmals rigoros verkleinert. Selbst Leibesvisitationen wur-
den oft in schamlosester Weise, bei Männern und Frauen vorgenommen.  
Jenseits der Grenze waren die Ausgetriebenen sich selbst überlassen. Ihr weiteres Schicksal 
war den Austreibungskommandos gleichgültig, denn sie sahen ihr Aufgabe nur darin, das 
Land von den Deutschen zu "reinigen", diese mit geringstem Aufwand auf dem kürzestem 
Wege außer Landes zu schaffen und sich ihrer so rasch wie möglich zu entledigen.  
Die aus den Kreisen entlang den schlesischen Gebirgen ausgetriebenen Deutschen wurden 
davon besonders hart betroffen, denn die Austreibungskommandos versuchten zunächst, die 
Kolonnen in das polnisch besetzte Schlesien abzuschieben.  
Da die Vertriebenen vielfach schon im Grenzstreifen von polnischen Grenzwachen gestellt 
und wieder zurückgewiesen wurden, die Tschechen ihnen aber die Rückkehr in die Heimator-
te verweigerten, irrten sie dann tage- und wochenlang im Grenzgebiet umher oder schlugen 
sich unter furchtbaren Entbehrungen und Bedrängnissen in Fußmärschen nach Sachsen durch, 
wobei viele durch Hunger und Entkräftung zugrunde gingen. Nur wenige konnten in ihre 
Heimatorte zurückkehren. Diejenigen, die auf schlesisches Gebiet gelangt waren, gerieten in 
die gleichzeitigen polnischen Austreibungsaktionen. ... 
Da aus dem Sudetenland und gleichzeitig aus dem benachbarten Schlesien in kurzer Zeit 
Hunderttausende Vertriebene nach Sachsen einströmten, ballten sich hier riesige Menschen-
massen zusammen, zumal sich noch in diesem Gebiet die Masse der schlesischen Flüchtlinge 
staute, die nach Beendigung der Kampfhandlungen zu ihren Heimatorten zurückstrebten und 
denen polnische Miliz den Übergang über die Lausitzer Neiße in östlicher Richtung verwehr-
te. ... 
Zu gleichen Austreibungsaktionen kam es in den Österreich benachbarten deutschen Sprach-
gebieten. ... Am berüchtigsten wurde die allgemein als Todesmarsch bezeichnete Austreibung 
der Brünner Deutschen. Über 20.000 Männer, Frauen und Kinder, die nicht interniert worden 
waren, wurden ... am 30. Mai zusammengetrieben und zur Grenze nach Österreich in Bewe-
gung gesetzt.  
Die Spitze des Zuges gelangte noch am Abend des folgenden Tages auf österreichisches Ge-
biet. Als dann die österreichischen Grenzwachen den weiteren Übertritt verhinderten, brachte 
man die Masse dieser 20.000 in Getreidesilos und auf freiem Feld in Pohrlitz unter, wo sie 
nun wochen- und monatelang unter den entsetzlichsten Bedingungen dahinvegetierten.  
Die Arbeitsfähigen wurden herausgeholt und in der Landwirtschaft beschäftigt, die Alten, Ge-
brechlichen und Mütter von Kleinkindern - das war der überwiegende Teil der Ausgetriebenen 
- blieben zurück. Da insbesondere die hygienischen Voraussetzungen für die Unterbringung 
so vieler Menschen fehlte, raffte eine Typhusepidemie Hunderte der vom Hunger und den 
Entbehrungen entkräfteten Lagerinsassen hinweg.  
In der sowjetischen Besatzungszone Österreichs ging es den ausgetriebenen Sudetendeutschen 
keineswegs besser als in Sachsen und Brandenburg. Nur allzuoft wurden sie als lästige Ein-
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dringlinge empfunden und auch so behandelt. ... 
Der Höhepunkt der ersten "wilden" Austreibungsaktionen lag in den Monaten Juni und Juli. ... 
Oft sind nicht nur örtliche Lebensgemeinschaften, sondern auch Familien auseinandergerissen 
worden, indem einzelne Familienangehörige als zunächst unentbehrliche Arbeitskräfte zu-
rückgehalten oder zum Arbeitseinsatz in tschechische Gebiete geschafft wurden. ... 
Daß es sich bei diesen Austreibungsaktionen sehr oft um planmäßigen Terror handelte, zeigen 
vor allem die Vorgänge in Saaz und Komotau. Anfang Juni befahl dort die Militärkomman-
dantur allen männlichen Einwohnern im Alter von 13-65 Jahren, sich an bestimmten Plätzen 
zu sammeln; sie trieb die Saazer nach Postelberg, deportierte einen Teil nach Innerböhmen 
und wies die anderen in Lager ein, wo sie unter entwürdigenden Verhältnissen bis zur Aus-
siedlung interniert wurden. Nach einigen Tagen wurden auch die Frauen und Kinder in Ar-
beits- und Internierungslagern untergebracht. ... 
Offenbar dienten diese Aktionen, die auch aus anderen Orten berichtet werden, manchmal nur 
dem Zweck, die Familien des männlichen Schutzes und der Hilfe zu berauben, um ungestörter 
plündern und die verängstigten Frauen und Kinder leichter aus den Wohnungen verdrängen zu 
können, die dann von Tschechen beansprucht wurden. ...  
Auch dann noch, als die in Potsdam versammelten Staatsmänner u.a. die Tschechoslowakei 
aufforderten, die Austreibungen einzustellen, bis der Alliierte Kontrollrat die Empfehlungen 
für die weitere Behandlung dieser Frage ausgearbeitet hätte, setzte man diese Praktiken fort, 
die für Zehntausende Sudetendeutsche trostloses Lagerdasein, Zwangsarbeit und völlige 
Rechtlosigkeit brachten. ... 
Im ganzen waren im Verlauf der ersten Austreibungswelle etwa 700.000 bis 800.000 Sude-
tendeutsche aus der Tschechoslowakei, in erster Linie aus dem Ostsudetenland, den Industrie-
bezirken des Nordsudetenlandes, der Iglauer Sprachinsel, den südmährischen Kreisen und aus 
Brünn entfernt worden, davon schätzungsweise 150.000 nach Österreich. Zehntausende waren 
in Lager eingewiesen oder nach Innerböhmen und -mähren zum Arbeitseinsatz verschleppt 
worden. Die Masse der Deutschen saß aber noch in den Heimatorten.  
Sie sah sich auch weiterhin einem unverminderten Druck ausgesetzt, und viele von ihnen 
zwang der individuelle Terror in den Herbstmonaten zum Verlassen der Heimat. Daneben 
schoben die Tschechen auch jetzt noch kleinere Transporte vorwiegend mit alten und kranken 
Leuten über die Grenze ab. ... 
Die Austreibungsaktionen von Kriegsende bis in den Spätsommer 1945 scheinen zwar nicht 
von einer offiziell damit betrauten zentralen Stelle gelenkt worden zu sein wie die spätere or-
ganisierte Ausweisung, ihre Durchführung wäre aber ohne die Weisung und das Wissen hoher 
Regierungsstellen nicht möglich gewesen. Die planmäßige Verwendung der Svoboda-Armee 
bei den Austreibungen im Regierungsbezirk Aussig und auch die Bereitstellung des umfang-
reichen Eisenbahnmaterials für den Abtransport von Hunderttausenden sprechen dafür. ...  
Die Mahnung zur Mäßigung, die auch Benes in einer Rede in Pilsen am 15. Juni aussprach, 
war dagegen nicht ein Abrücken von der Austreibung selbst, sondern nur ein Versuch, den vor 
allem in England laut gewordenen Vorwürfen und Bedenken zu begegnen, damit das Vertrei-
bungsprogramm in seiner Gesamtheit auf der bevorstehenden alliierten Konferenz nicht ge-
fährdet würde.  
Der Sanktionierung der bereits begonnenen Vertreibung des gesamten Sudetendeutschtums 
galten daher alle diplomatischen Bemühungen der tschechoslowakischen Regierung. Mini-
sterpräsident Fierlinger vergewisserte sich Ende Juni während seines Moskauer Besuchs noch 
einmal der sowjetischen Unterstützung für die tschechischen Pläne. In einer Note, die den 
Botschaftern der Vereinigten Staaten, Großbritanniens und der Sowjetunion am 3. Juli über-
reicht wurde, ersuchte die tschechoslowakische Regierung um die Aufnahme des Vertrei-
bungsprogramms in die Tagesordnung der Potsdamer Konferenz und legte den drei Groß-



 20 

mächten am 22. Juli einen Plan für die Ausweisung der Deutschen vor.  
Die Potsdamer Konferenz hieß dann auch den "Bevölkerungstransfer" aus Polen, der Tsche-
choslowakei und Ungarn im ganzen gut, knüpfte daran allerdings die Aufforderung, u.a. auch 
an die tschechoslowakische Regierung, vorerst weitere Austreibungen aufzuschieben, bis der 
Kontrollrat das ganze Problem geprüft habe. ... Angesichts des vollen diplomatischen Sieges, 
den die tschechische Regierung in der Frage des "Odsun" damit grundsätzlich erreicht hatte, 
kam sie dieser Forderung der Großmächte nach. ...<< 
 
7. Wer nahm an dem sogenannten "Potsdamer Abkommen" teil? 
Im Verlauf der Potsdamer Konferenz, die vom 17. Juli bis zum 2. August 1945 im Schloß 
Cäcilienhof bei Potsdam stattfand, verhandelten Stalin, Truman, Churchill (bis zur Wahlnie-
derlage im Juli 1945) und Attlee (ab 28.07.1945) über gemeinsame Maßnahmen zur Behand-
lung des Deutschen Reiches und die Schaffung einer neuen Friedensordnung.  
Während der Potsdamer Dreimächtekonferenz einigten sich die Teilnehmer über die politi-
schen und wirtschaftlichen Grundsätze der gleichgeschalteten Nachkriegspolitik der Alliierten 
im besiegten Deutschen Reich ("... Alliierte Armeen führen die Besetzung von ganz Deutsch-
land durch, und das deutsche Volk fängt an, die furchtbaren Verbrechen zu büßen, die unter 
der Leitung derer, welche es zur Zeit ihrer Erfolge offen gebilligt hat und denen es blind ge-
horcht hat, begangen wurden. ..."). 
Den beteiligten Konferenzteilnehmern ging es in erster Linie um Reparationsregelungen, so 
daß sich die Potsdamer Verhandlungen schnell zu einem verbissenen Kampf um die Kriegs-
beute entwickelten. Ferner wollte man den NS-Staat vollständig vernichten und die ehemalige 
deutsche Industrie- und Wirtschaftsmacht langfristig ausschalten.  
Die Vertreibung der Reichs- und Volksdeutschen aus Ostdeutschland, Polen, der Tschecho-
slowakei und Ungarn wurde trotz der langen Verhandlungsdauer nicht mehr ernsthaft disku-
tiert, sondern die sog. "Umsiedlung" der Deutschen wurde lediglich noch zur Kenntnis ge-
nommen. 
Die Potsdamer Konferenz war keine Friedenskonferenz. Im Verlauf der internationalen Kon-
ferenz von Potsdam, die am 2. August 1945 beendet wurde, schlossen die Alliierten keinen 
völkerrechtlich bindenden Vertrag, denn die Potsdamer Beschlüsse entsprachen nicht den da-
maligen Kriterien eines internationalen Vertrages. Es handelte sich lediglich um Absprachen 
bzw. Vereinbarungen zwischen den Siegermächten und den Vertreiberstaaten (x150/18). Die 
betroffenen Deutschen waren damals in keiner Weise beteiligt.  
Im Potsdamer Abkommen betonten die Siegermächte zwar ausdrücklich, daß man nicht beab-
sichtigen würde, das deutsche Volk zu vernichten oder zu versklaven, aber die hilflosen Ost- 
und Volksdeutschen hatten schon längst die brutale Wirklichkeit erlebt bzw. nicht überlebt. 
Die Artikel VI über Königsberg und Ostpreußen, Artikel IX über die provisorische Westgren-
ze Polens und Artikel XIII über die "ordnungsgemäße Überführung" der im Osten verbliebe-
nen Deutschen lösten letzten Endes die größte Vertreibung der Geschichte aus.  
Aufgrund der völlig überzogenen Gebietsabtretungen, die sie noch in der Atlantik-Charta vom 
14. August 1941 aus moralischen Gründen als unannehmbar abgelehnt hatten, akzeptierten die 
Nordamerikaner und Briten stillschweigend die Massenvertreibung von Millionen. Die west-
lichen Alliierten waren trotz der gigantischen Bevölkerungsmassen zuversichtlich, daß man 
die Deutschen geregelt und human "umsiedeln" könnte. Diese naiven Fehleinschätzungen und 
fehlende internationale Kontrollmaßnahmen brachten nochmals unvorstellbare Leiden und 
unsägliches Elend über die Ost- und Volksdeutschen.  
Bei den in Potsdam beschlossenen völkerrechtswidrigen Massenvertreibungen der deutschen 
Bevölkerung aus den Gebieten östlich der Oder-Neiße handelte es sich eindeutig um Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit. 
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Da Verbrechen gegen die Menschlichkeit nicht kraft Verjährung enden, sind die alliieren Sie-
germächte für ihr völkerrechtswidriges Handeln zur Verantwortung zu ziehen. 
Aufgrund der Berliner Erklärung vom 5. Juni 1945 wurde das Deutsche Reich (in den Gren-
zen von 1937) nicht annektiert, sondern nur besetzt. Die Besatzungsmächte übten deshalb 
keine volle Souveränität über das besetzte Gebiet aus, so daß zum Beispiel die von ihnen 
durchgeführten oder gebilligten Gebietsabtretungen, Enteignungen, Bevölkerungsumsiedlun-
gen und Zwangsdeportationen eindeutig gegen das damals geltende Völkerrecht verstießen 
und völkerrechtswidrig waren. Die Abmachungen über die vorläufige Oder-Neiße-Linie wa-
ren besonders verwerflich und unmenschlich, weil sie bei den Ost- und Volksdeutschen jahre-
lang die unrealistische Hoffnung förderte, daß man später in die Heimat zurückkehren könnte.  
Infolge der zahlreichen Verletzungen des Völkerrechts muß das sogenannte "Potsdamer Ab-
kommen" von Anfang an als nichtig bzw. ungültig betrachtet werden. 
Sämtliche völkerrechtswidrigen Vereinbarungen des "Potsdamer Abkommens" waren ohnehin 
gemäß Völkerrecht unwirksam. 
US-Senator Charles W. Vursell berichtete später über das Potsdamer Abkommen (x028/149): 
>>... Durch die Potsdamer Vereinbarung wurde die Regierung der Vereinigten Staaten unbe-
absichtigt zum Mitverantwortlichen für den massenhaften Hungertod, besonders in Deutsch-
land. - Sie verstießen gegen das geltende humanitäre Prinzip des Völkerrechts, wonach immer 
dem Sieger die Verantwortung zufällt, nach besten Kräften die unschuldigen Opfer der besieg-
ten Bevölkerung zu schützen.<<  
Der britische Politiker Robert Boothby berichtete später über die Folgen der Potsdamer Kon-
ferenz (x338/286): >>... Jalta ebnete den Weg nach Potsdam, wo … zwischen Rußland, Polen 
und Deutschland Grenzen gezogen wurden, die mit Ausnahme der Curzon-Linie nicht den 
Schatten einer geographischen oder ethnographischen Berechtigung hatten und die wirtschaft-
lichen Gegebenheiten völlig unberücksichtigt ließen.  
Dies führte unmittelbar zu den Zwangsdeportationen. Millionen von … Deutschen wurden 
wie das Vieh, nicht einmal im Viehwagen, weggetrieben. Von Deutschland wurde ein Viertel 
seiner bestellten Fläche abgetrennt. Durch das Hereinströmen der Flüchtlingsmassen von allen 
Seiten in den verstümmelten Rumpf wurden weitere Millionen praktisch dem Hungertode 
preisgegeben. …<< 
Der deutsche Publizist und Herausgeber Rudolf Augstein berichtete am 7. Januar 1985 im 
Nachrichtenmagazin "Der Spiegel" über das Potsdamer Abkommen: >>"Auf die schiefe 
Ebene zur Republik"  
... Zwar stimmt es, daß Europa, und mit ihm das Deutsche Reich, von einer unsäglichen 
Schreckensherrschaft befreit worden war. Aber nur ein Teil von Europa, ein Teil auch des 
Deutschen Reiches.  
Ein nicht kleiner Teil wurde überhaupt nicht befreit, sondern nur einer neuen Schreckensherr-
schaft unterworfen.  
Hitler und Stalin im Bösen zu vergleichen macht wenig Sinn, es sei denn, daß Hitler wahnhaf-
ter war. Polen, Esten, Letten und Litauer, soweit Stalin sie nicht schon umgebracht hatte, wur-
den nicht befreit. Auch nicht die Tschechen, Polen, Slowaken, Rumänen, Ungarn und Bulga-
ren. Ob man jene zehn bis fünfzehn Millionen Deutschen, die gewaltsam aus ihrer ange-
stammten Heimat vertrieben wurden, als "Befreite" bezeichnen kann, mag dahinstehen. Zwei 
Millionen starben während dieser Umsiedlung, die gemäß dem Potsdamer Abkommen auf 
"eine geregelte und menschliche Weise" abgewickelt werden sollte. ... 
Das Gespenstische an der Potsdamer Konferenz lag darin, daß hier ein Kriegsverbrecherge-
richt von Siegern beschlossen wurde, die nach den Maßstäben des späteren Nürnberger Pro-
zesses allesamt hätten hängen müssen. Stalin zumindest für Katyn, wenn nicht überhaupt, 
Truman für die überflüssige Bombardierung von Nagasaki, wenn nicht schon von Hiroschima, 
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und Churchill zumindest als Ober-Bomber von Dresden, zu einem Zeitpunkt, als Deutschland 
schon erledigt war.  
Alle drei hatten "Bevölkerungsumsiedlungen" verrückten Ausmaßes beschlossen, alle drei 
wußten, wie verbrecherisch diese vor sich gingen. Gemessen am Generalbevollmächtigten für 
den Arbeitseinsatz Sauckel, der Hitler die Arbeitskräfte zutreiben mußte, hätten sie alle drei 
hängen müssen. Denn sie haben sowohl angeordnet wie gewußt, was man von dem Tölpel 
Sauckel nicht unbedingt sagen kann. Auch gemessen an Generaloberst Jodl wäre ihr Schicksal 
der Strick gewesen. ...<<  
Die Wochenzeitung "DIE ZEIT" berichtet später (am 8. März 1996) über das Potsdamer Ab-
kommen: >>Der Vertrag, der keiner war  
... Anfang August 1945 konnten die Deutschen in den vier Besatzungszonen eine "Mitteilung 
über die Dreimächtekonferenz in Berlin" lesen, die aus vierzehn Abschnitten bestand. Im Ce-
cilienhof in Potsdam, dem ehemaligen Schloß des deutschen Kronprinzen, hatten sich Mitte 
Juli die Staatsmänner der drei Siegermächte getroffen, um über die Nachkriegsordnung in 
Europa, den Krieg in Ostasien und andere Weltprobleme zu beraten. Als offizielles Dokument 
der Gipfelkonferenz gilt ein Verhandlungsprotokoll, das noch um sieben Abschnitte länger 
ausfällt als das Abschlußkommuniqué.  
Das Ganze ist ein Sammelsurium von unverbindlichen Absichtserklärungen und zweideutigen 
Empfehlungen, von Meinungen, Übereinkünften und ein paar gemeinsamen Beschlüssen (so 
wird ein Rat der Außenminister beauftragt, Friedensverträge mit Deutschlands ehemaligen 
Verbündeten vorzubereiten). Keineswegs handelt es sich um einen formvollendeten Vertrag, 
der feierlich unterschrieben und dann ratifiziert wird, auch nicht um ein "Verwaltungsab-
kommen", das zwar die Staatsmänner allein abschließen, das aber ebenso verbindlich ist wie 
ein regulärer Vertrag.  
Sogar die Unterschriften fehlen unter dem Potsdamer Konferenzbericht vom 2. August 1945. 
...  
Amerikanische oder englische Politiker haben denn auch nie von einem Potsdamer Vertrag 
oder Abkommen gesprochen. Anders die Russen: Für sie und ihre Marionetten in der DDR 
existierte ein völkerrechtlich verbindliches "Potsdamer Abkommen", auf dem die neue euro-
päische Ordnung aufbauen sollte. 25 Jahre lang gebrauchte es die Sowjetunion als Waffe im 
Kalten Krieg. Die DDR betrachtete die Potsdamer Erklärung eine Zeitlang als Ersatzfriedens-
vertrag.  
In Bonn hat man sich diesen Schuh nie angezogen. Am 9. August 1968 erklärte die Regierung 
der Großen Koalition in einer Note an die Sowjetunion, es sei "nicht ihre Sache, sich über 
Gültigkeit, Auslegung und Geltungsbereich von Vereinbarungen zu äußern, an denen sie nicht 
beteiligt ist". Außenminister Kinkel hat lediglich diese Ansicht wiederholt:  
Eine Abmachung unter Dritten ist für Deutschland völkerrechtlich unverbindlich. Dennoch 
muß niemand fürchten, die Bundesrepublik wolle die europäische Nachkriegsordnung destabi-
lisieren. Im Gegenteil: Von 1949 bis 1992 hat sie in vielen internationalen Verträgen diese 
Friedensordnung mit aufgebaut und garantiert, zum Beispiel auch die Tschechische Republik 
in den Grenzen von 1937 respektiert.  
Gegenstand des Streites zwischen Prag und Bonn ist nun das berüchtigte Kapitel XIII der 
Potsdamer Beschlüsse. Darin heißt es, die drei Regierungen erkennen an, "daß die Umsied-
lung der in Polen, der Tschechoslowakei und Ungarn befindlichen deutschen Bevölkerung 
oder von Teilen davon nach Deutschland vorgenommen werden muß".  
Schon dieser Satz ist ein Beispiel für die Schludrigkeit der westlichen Politiker am Potsdamer 
Runden Tisch. Während sie an anderer Stelle die endgültige Anerkennung der Oder-Neiße-
Grenze von einem Friedensvertrag abhängig machten, wurden hier wie selbstverständlich 
deutsche Gebiete bereits als "Polen" bezeichnet. ... 



 23 

Die Tschechen brauchten damals nicht das Potsdamer Einverständnis, um ihre ehemaligen 
sudetendeutschen Mitbürger "abzuschieben". Mehr als fünfzig Jahre danach jedoch klammern 
sie sich an den Artikel XIII, um, was Vertreibung, also "schweres Unrecht" war, weiterhin als 
"zwangsweise Aussiedlung" ausgeben zu können.  
Leichtfertig haben sich Präsident Truman und der britische Premierminister Attlee in Potsdam 
mit den hoffnungsvollen Vokabeln "geordnet und menschlich" zufriedengegeben. Es stand 
nicht in ihrer Macht, die Vertreibung zu stoppen. Eher hilflos bedeuteten ihre Vertreter im 
Unterausschuß dem russischen Kollegen, "daß sie für den Gedanken von Massenausweisun-
gen eigentlich nichts übrig hätten".  
Anderseits war den Westmächten die Einigung mit den Russen in Potsdam - die Konferenz 
drohte mehrmals zu platzen - wichtiger als das Leid Millionen Deutscher. Das Konferenzpro-
tokoll läßt daran gar keinen Zweifel, heißt es doch im Kapitel III - "Über Deutschland" - 
gleich am Anfang: "Das deutsche Volk beginnt, für die furchtbaren Verbrechen zu büßen."<<  
Der deutsche Historiker Werner Maser schrieb später in der Wochenzeitung "Das Ostpreu-
ßenblatt" vom 5. Oktober 2002 über die "Berliner Konferenz" (x887/...): >>Berliner Konfe-
renz 1945: Als Deutschland "verramscht" wurde 
Nach dem Zweiten Weltkrieg entschieden die Alliierten über das besiegte Deutschland. Doch 
wieso haben die Briten und Amerikaner, die ihre Zonen noch vergleichsweise gut verwalteten, 
zugelassen, daß Stalin seine besetzten Gebiete ausbeutete? Wer hatte unter den Alliierten 
Macht über wen? Ein Blick auf die Rahmenbedingungen schafft Licht ins Dunkel. 
Als historische Tatsache wurde und wird in Ost und West nach wie vor wahrheitswidrig die 
"Berliner Konferenz" vom 17. Juli bis zum 2. August 1945 im "Cecilienhof" in Potsdam als 
"Potsdamer Abkommen" mit völkerrechtlich gültigen Vereinbarungen, Konsequenzen und 
Vorgaben der Siegermächte dargestellt.  
An diesem Ort hatte auch Hitler vor der "Machtübernahme" zusammen mit Göring, Röhm und 
einigen weiteren Funktionsträgern der NSDAP den einstigen deutschen Kronprinzen Friedrich 
Wilhelm Prinz von Preußen besucht und ihm in der durchsichtigen Hoffnung auf dessen Sym-
pathiebekundung erklärt: "Ich sehe als Krönung meines Werkes die Wiederherstellung des 
deutschen Kaisertums unter Beseitigung der Bundesstaaten. Ich denke mir, daß dann ein Ho-
henzoller an der Spitze steht." 
78 Tage nach seinem Tod konferierten andere im einstigen Hohenzollern-Schloß: die soge-
nannten "Großen Drei" … Truman für die USA, Stalin für die UdSSR und zunächst Churchill 
und nach dessen Ablösung Attlee für Großbritannien. Ihre Konferenz hat infolge der sowjeti-
schen Propaganda und politischen Entscheidungen als "Potsdamer Abkommen" nicht nur in 
der geschriebenen Geschichte ihren Platz gefunden. 
Sie erscheint - auch durch Mitverschulden der Westmächte - nicht nur in Rußland und den 
einstigen anderen Staaten des 1955 geschlossenen Warschauer Paktes nicht tatsachengerecht 
als Konferenz der Siegermächte, die völkerrechtswidrige gemeinsame Entscheidungen und 
Maßnahmen gegen den geschlagenen Gegner diskutierten und planten, sondern als "Abkom-
men" mit völkerrechtlich gültigen Konsequenzen für die Sowjetunion, Deutschland und Po-
len, dem Stalin unter Mißachtung der Absprachen mit den Westalliierten von sich aus kurzer-
hand deutsche Ostterritorien übertragen hatte. 
Keine zeitgeschichtliche Konferenz wurde in der Sowjetunion, in der "Sowjetisch besetzten 
Zone" und später in der DDR so oft als Legitimation für völkerrechtswidrige und andere un-
rechtmäßige sowjetische und eigene politische Maßnahmen mißbräuchlich strapaziert wie die 
zum "Potsdamer Abkommen" umfunktionierte "Berliner Konferenz", die mit dem Abschluß 
des Zwei-plus-vier-Abkommens von 1990 offiziell ihre Wirksamkeit verlor, ohne jedoch re-
vidiert zu werden.  
Bis zum Zusammenbruch des Sowjetimperiums wurde der Bundesrepublik Deutschland und 
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den Westmächten, immer mit dem Hinweis auf das "Potsdamer Abkommen", der Vorwurf 
gemacht, die Bestimmungen und Vorgaben des "Abkommens" ignoriert zu haben. ...<<  
 
8. Wie kam es zum Einsatz von Atomwaffen gegen die japanischen Städte Hiroshima 
und Nagasaki? 
Die US-Luftwaffe (Oberst Paul W. Tibbets) warf am 6. August 1945 über Hiroshima erstma-
lig eine Atombombe ab. Etwa 80.000 bis 90.000 Japaner wurden innerhalb von nur einer Mi-
nute getötet. Hiroshima wurde zu 80 % zerstört.  
Der Atombombenabwurf über Hiroshima (nach heutigen Begriffen handelte es sich um eine 
sehr kleine Atombombe, etwa 12.500 t TNT) forderte mindestens 92.167 Tote und 37.425 
Verletzte, die in den folgenden Tagen und Jahren an den Folgen der tödlichen Strahlenschä-
den starben (x040/292).  
Am 9. August 1945 forderte die 2. Atombombenexplosion (Abwurf durch US-Major Swee-
ney) in Nagasaki über 40.000 Todesopfer und 60.000 Verletzte, die größtenteils tödlich ver-
strahlt wurden (x040/293).  
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner (1924-2014) schrieb später 
über Trumans Entschluß, die Atombombe gegen Japan einzusetzen (x068/258-260): >>"Die 
letzte Entscheidung", renommiert er (Truman), "wo und wann die Atombombe einzusetzen 
war, lag bei mir"; und er ließ keinen Zweifel daran, daß sie "eingesetzt werden müsse". Daß 
seine "höchsten militärischen Berater" ihm den Einsatz empfohlen haben, war zumindest teil-
weise gelogen. Denn gerade Trumans Stabschef, Admiral Leahy, hielt die neue Waffe für gar 
keine Bombe, nicht einmal für Sprengstoff, sondern für "ein giftiges Ding" und wollte nicht 
glauben, daß man Kriege dadurch gewinne, "daß man Frauen und Kinder tötet."  
"Da wir die Ersten waren, die diese Waffe gebrauchten, glaube ich, daß wir eine ethische 
Norm adoptiert hatten, die uns wieder zu Barbaren des dunkelsten Mittelalters stempelt", die 
wieder "in die Zeiten Dschingis Khans zurückversetzen" wird. 
Ach, die gute alte Zeit! 
Dagegen war Churchill, der Edelmann, so begeistert über die Bombe wie der vormalige 
Kleinwarenhändler. Ein "Albdruck" war jetzt von ihm gewichen, eröffnete sich ihm doch "die 
helle und tröstliche (!) Aussicht, ein oder zwei zerschmetternde Schläge könnten den Krieg 
beenden ... Und noch etwas - wir brauchten die Russen nicht mehr ... Jetzt mußten wir von 
ihnen keine Gefälligkeit mehr erbitten, ... daß meine amerikanischen Freunde ähnlich dachten, 
unterliegt für mich keinem Zweifel. Ob die Atombombe anzuwenden sei oder nicht, darüber 
wurde überhaupt nicht gesprochen."  
Das war für die Edelmänner selbstverständlich. Dem Briten schien es "ein wahres Wunder der 
Erlösung, falls es uns wirklich gelang, mittels einiger weniger Explosionen" - oh, der Men-
schenfreund! Der Ausradierer Dresdens und ungezählter anderer deutscher Städte! - "den 
Krieg zu beenden." 
Doch der Abwurf der Atombombe (sprich: "Wunder der Erlösung") war militärisch gar nicht 
nötig. Und Churchill, der Heuchler, wußte das genau. Berichtet er ja an anderer Stelle seiner 
Erinnerungen, daß inzwischen "der mörderische Angriff gegen Japan aus der Luft und zur See 
pausenlos" weitergegangen sei. "Ende Juni hatte die japanische Kriegsflotte praktisch zu be-
stehen aufgehört. Auf den japanischen Inseln selber herrschte solches Chaos, daß das Leben 
beinah stillstand." 
Warum also mußte man dann noch, mit priesterlichem Segen natürlich, Hunderttausende von 
Menschen in Hiroshima und Nagasaki töten? Zumal Churchill gut genug wußte, daß in Japan 
wieder Prinz Konoye regierte, der den Frieden wünschte. Und natürlich wußte auch Truman, 
wie er selbst zugibt, "daß Fürst Konoye im Auftrag des Kaisers von Japan zur Vermeidung 
weiteren Blutvergießens die Vermittlung Rußlands zur Beendigung des Krieges anrufen woll-
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te." 
So verlor Truman keine Zeit mehr. Bereits zehn Tage nach Zündung der "Bombe" am 26. Juli 
forderte er von Japan ultimativ die bedingungslose Kapitulation. Denn der vorbildliche Fami-
lienvater, tiefgläubige Christ, der Mann, der beklagte, daß es "nicht genug Christen" gebe, daß 
ein "erheblicher Mangel" bestehe "an christlicher Barmherzigkeit", war unbedingt darauf aus, 
die Atombombe zu werfen. Doch geschah dies nicht, wie immer wieder behauptet wird, zur 
Beendigung des Krieges. Es geschah viel weniger aus militärischen als aus politischen Grün-
den.  
Es sollte das Eingreifen der Russen in Ostasien verhindern, das in Jalta abgesprochen, jetzt 
aber nicht mehr erwünscht war. Es sollte den Russen, zwei Tage vor ihrem Einmarsch in die 
Mandschurei, demonstrieren, daß die Zusammenarbeit und Freundschaft mit ihnen zu Ende 
sei und die amerikanische Vorherrschaft auch im gesamten pazifischen Gebiet beginne, in der 
gesamten Welt. 
Die Aktion stand somit im Dienst der bereits anti-russischen US-Politik. Sie signalisierte den 
Sowjets die militärische Überlegenheit des bisherigen Bundesgenossen und kommenden Ge-
gners. Die Russen sollten dadurch überrascht werden, aber auch die Japaner. Denn nirgends 
wurde in dem - mit russischem Einverständnis - gestellten Ultimatum mit der Atombombe 
gedroht. Nur ganz allgemein abgefaßt, sollte es sowohl das Überraschungsmoment gegenüber 
den Russen sichern als auch eine japanische Zustimmung verhindern. Die Bombe sollte nach 
Trumans Willen fallen. 
Und so fiel sie: die erste Bombe am 6. August auf Hiroshima, die zweite am 9. August auf 
Nagasaki. Mehr hatte Mr. Truman nicht - sonst hätte er vielleicht noch mehr fallen lassen. 
Denn man muß zeigen, was man hat, muß zeigen, wer der starke Mann, der stärkste ist, wer 
Hunderttausende von Frauen und Kindern auf die qualvollste Weise krepieren lassen kann. 
Und hätte Hitler nicht auch die Bombe geworfen, irgendwohin auf England? Und Roosevelt, 
ließ er sie zu einem anderen Zweck bauen? Und Churchill, der tausendmal Einverstandene? 
Wirklich, hätte er nicht, hälftig mit Truman geteilt, den Friedensnobelpreis verdient? 
Denn haben sie Japan damit nicht in die Knie gezwungen? Haben sie Japan nicht blitzschnell 
befriedet - nur zu seinem Vorteil, wie man heute sieht, und natürlich auch zu ihrem? Hitler, 
den Besiegten, darf man Bluthund schimpfen. Und Stalin, den Bolschewisten. 
Doch auch die Sieger, dies steht fest, werden einmal die Besiegten sein - und vielleicht schon 
früher, als sie heute glauben.<<  
 
9. Was führte nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges zur Aufteilung des Deutsche Rei-
ches in Besatzungszonen? 
Die Kapitulation im Mai 1945 beendete eigentlich den zweiten Dreißigjährigen Krieg (1914-
1945) in Deutschland, den man lediglich von 1918 bis 1939 durch einen Waffenstillstand un-
terbrochen hatte. Die maßgeblichen Siegermächte beschlossen damals, daß das Deutsche 
Reich zunächst keinen Friedensvertrag erhalten sollte. Anstatt problematische Friedensver-
handlungen zu führen, wurde das Deutsche Reich nach dem Ende Zweiten Weltkrieges voll-
ständig besetzt und kontrolliert. Danach führten die Siegermächte verdeckte völkerrechtswid-
rige Gewaltmaßnahmen (Masseninternierungen, Deportationen, "Hungerpolitik" etc.) durch 
und schlossen zahlreiche geheime Verträge, um die deutsche Militär- und Wirtschaftsmacht 
endgültig auszuschalten und die Deutschen zu entmündigen.  
Mit der Errichtung der vereinbarten Besatzungszonen wurde das Deutsche Reich regelrecht 
zerstückelt. Wie nach dem ersten Dreißigjährigen Krieg (1618-1648) herrschte ein trostloser 
Zustand der totalen Hoffnungslosigkeit, Machtlosigkeit und Verzweiflung. Die Besatzer nutz-
ten nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges ihre absolute Machtposition konsequent aus, um 
die 1919 in Versailles begonnene vollständige Ausschaltung bzw. Ausbeutung des Deutschen 
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Reiches systematisch fortzusetzen und zu vollenden.  
Für die alliierten Siegermächte war das besiegte und verwüstete Deutsche Reich damals ledig-
lich eine eroberte, abhängige Kolonie, die man mit den erfolgreichen Methoden der Kolonial-
herrschaft politisch unterdrücken und wirtschaftlich ausrauben konnte. Ost- und Mittel-
deutschland wurden von den sowjetischen Besatzungstruppen fast völlig ausgeplündert und 
auch die westlichen Alliierten bedienten sich in Westdeutschland.  
Nach Stalins Plänen sollten die Polen außer dem Grund und Boden der Deutschen keine wei-
tere Kriegsbeute erhalten. Das Ausmaß der systematischen Plünderungen und Zerstörungen in 
Ostdeutschland war geradezu unvorstellbar. Infolge von äußerst schwierigen Verhandlungen 
gelang es den Polen, wenigstens die Anlagen und Maschinen des oberschlesischen Industrie-
gebietes zu retten.  
 
10. Wieso ging es den alliierten Siegermächten nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges 
nie um die Befreiung der Deutschen? 
Nachdem die Siegermächte die uneingeschränkte Gesetzgebungs-, Verwaltungs- und Justiz-
gewalt in den Besatzungszonen übernommen hatten, waren die hoffnungslos erschütterten 
Deutschen den Siegern auf Gedeih und Verderb ausgeliefert und mußten die drakonischen 
Maßnahmen, Willkürakte und Schikanen der Besatzer über sich ergehen lassen. 
Theodor W. Adorno ( eigentlich T. Wiesengrund, deutscher Philosoph, Soziologe und Musik-
theoretiker, prägte später die 68er-Bewegung), schrieb am 1. Mai 1945 über die Situation in 
Deutschland (x354/8): >>… Alles ist eingetreten, was man sich jahrelang gewünscht hat, das 
Land vermüllt, Millionen von Hansjürgens und Utes tot.<< 
Die militärische, wirtschaftliche und politische Ausschaltung Deutschlands, die man nach 
dem verlorenen Ersten Weltkrieg im Jahre 1918 begonnen hatte, wurde nach dem verlorenen 
Zweiten Weltkrieg 1945 während der jahrzehntelangen Besatzungsherrschaft kompromißlos 
fortgesetzt.  
Die Deutschen wurden nach der NS-Diktatur von 1933-1945 bzw. nach dem Ende des Zwei-
ten Weltkrieges von den Siegermächten zweifelsfrei nicht befreit, sondern politisch und wirt-
schaftlich entmündigt und in den folgenden Jahrzehnten systematisch ausgeplündert und um-
erzogen.  
Nach der Besetzung Mitteldeutschlands führte die Sowjetunion umgehend rücksichtslos den 
sog. marxistisch-leninistischen Sozialismus bzw. die "Diktatur der Arbeiter und Bauern" ein. 
Am 14. Mai 1945 befahl die französische Militärregierung, in der Nähe Freiburgs ein Konzen-
trationslager für deutsche politische Häftlinge zu errichten. 
US-Präsident Truman genehmigte am 14. Mai 1945 die nordamerikanische Geheimdirektive 
JCS 1067 vom 26.04.1945, die bis zum 17.10.1945 als Top Secret behandelt wurde.  
In der berüchtigten Direktive JCS 1067 der US-Militärregierung, die bis Mitte 1947 die Basis 
der US-Besatzungspolitik bildete, hieß es damals z.B., daß Deutschland nicht zum Zwecke 
der Befreiung, sondern als besiegter Feindstaat besetzt werden sollte. Die nordamerikanischen 
Befehlshaber hätten nur einzugreifen, wenn Hungersnöte, Seuchen oder Revolten die Besat-
zungstruppen direkt gefährdeten. 
Der Grundsatz dieser Direktive, die bis zum 15.07.1947 in Kraft blieb, lautete wie folgt 
(x156/30-31): >>1. Zweck und Umfang dieser Direktive ... 
Teil I Allgemeine und politische Angelegenheiten 
... 4. Grundlegende Ziele der Militärregierung in Deutschland 
a) Es muß den Deutschen klargemacht werden, daß Deutschlands rücksichtslose Kriegsfüh-
rung und der fanatische Widerstand der Nazis die deutsche Wirtschaft zerstört und Chaos und 
Leiden unvermeidlich gemacht haben, und daß sie nicht der Verantwortung für das entgehen 
können, was sie selbst auf sich geladen haben. 
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b) Deutschland wird nicht besetzt zum Zwecke seiner Befreiung, sondern als besiegter Feind-
staat. Ihr Ziel ist nicht die Unterdrückung, sondern die Besetzung Deutschlands, um gewisse 
wichtige alliierte Absichten zu verwirklichen. Bei der Durchführung der Besetzung müssen 
Sie gerecht, aber fest und unnahbar sein. Die Verbrüderung mit den deutschen Beamten und 
der Bevölkerung werden sie streng unterbinden. 
c) Das Hauptziel der Alliierten ist es, Deutschland daran zu hindern, je wieder eine Bedrohung 
des Weltfriedens zu werden. Wichtig Schritte zur Erreichung dieses Zieles sind die Ausschal-
tung des Nazismus und des Militarismus in jeder Form, die sofortige Verhaftung der Kriegs-
verbrecher zum Zwecke der Bestrafung, die industrielle Abrüstung und Entmilitarisierung 
Deutschlands mit langfristiger Kontrolle des deutschen Kriegspotentials und die Vorbereitun-
gen zu einem späteren Wiederaufbau des deutschen politischen Lebens auf demokratischer 
Grundlage. 
d) Andere alliierte Ziele sind die Durchführung des Reparations- und Rückerstattungspro-
gramms, Nothilfe für die durch den Naziangriff verwüsteten Länder und die Betreuung und 
Rückführung der Kriegsgefangenen und Verschleppten der Mitgliedstaaten der Vereinten Na-
tionen. 
5. Wirtschaftskontrollen 
a) Als Mitglied des Kontrollrats und als Zonenbefehlshaber werden Sie sich von den Grundla-
gen leiten lassen, daß der deutschen Wirtschaft in dem Maße Kontrollen auferlegt werden 
können, als erforderlich ist, um die in der vortreffenden Ziffer 4 aufgezählten Ziele zu errei-
chen und außerdem soweit sie zum Schutz der Sicherheit und zur Befriedung des Bedarfs der 
Besatzungsstreitkräfte und zur Sicherheit der Produktion und Aufrechterhaltung von Liefe-
rungen und Dienstleistungen notwendig sind, um Hungersnot oder Krankheiten und Unruhen, 
die eine Gefährdung dieser Streitkräfte darstellen würden, vorzubeugen.  
Sie werden bei der Durchführung des Reparationsprogramms anderweitig nichts unternehmen, 
was geeignet wäre, die grundlegenden Lebensbedingungen in Deutschland oder in ihrer Zone 
auf einem höheren Stand zu halten als in irgendeinem benachbarten Mitgliedsstaat der Verein-
ten Nationen. ... 
Teil II Wirtschaftliche Angelegenheiten 
Allgemeine Ziele und Kontrollmethoden 
16. Sie werden dafür sorgen, daß die deutsche Wirtschaft so verwaltet und kontrolliert wird, 
daß die in den Ziffern 4 und 5 dieser Direktive enthaltenen Hauptziele erreicht werden. ... 
Abgesehen von den für diese Zwecke erforderlichen Maßnahmen werden Sie keine Schritte 
unternehmen, die (a) zur wirtschaftlichen Wiederaufrichtung Deutschlands führen könnte oder 
(b) geeignet sind, die deutsche Wirtschaft zu erhalten oder zu stärken. ... 
b) Im Kontrollrat auf keinen Fall die Errichtung einer zentralisierten Kontrollverwaltung über 
die deutsche Wirtschaft vorschlagen oder billigen, außer in den Fällen, wo eine solche Zentra-
lisierung der Verwaltung zur Erreichung der in den Ziffern 4 und 5 dieser Direktive aufgeführ-
ten Ziele unbedingt notwendig ist. Die Dezentralisierung der Verwaltung darf nicht verhin-
dern, daß im Kontrollrat die weitestgehende Einigkeit über die Wirtschaftspolitik erzielt wird. 
... 
31. Als weitere Abrüstungsmaßnahme sollte der Kontrollrat 
a) vorläufig alle Forschungstätigkeit verbieten und alle Laboratorien, Forschungsinstitute und 
ähnliche technische Organisationen schließen, mit Ausnahme derer, die zum Schutz der öf-
fentlichen Gesundheit für notwendig gehalten werden; 
b) alle diejenigen Laboratorien und ähnliche Institute abschaffen, deren Arbeit mit dem Auf-
bau der deutschen Kriegsmaschine im Zusammenhang stand, und diejenigen Laboratorien 
vorläufig sicherstellen und ihr Personal in Gewahrsam nehmen, die für ihre technologischen 
Untersuchungen von Interesse sind, und ihre Einrichtungen danach entfernen oder vernichten 
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... 
32. Bis zum Abschluß eines endgültigen Abkommens zwischen den Alliierten über Repara-
tionen und die Kontrolle oder Ausschaltung der für die Kriegsproduktion geeigneten deut-
schen Industrien soll der Kontrollrat 
a) die Produktion von Eisen und Stahl, Chemikalien, Nichteisenmetallen (ausschließlich 
Aluminium und Magnesium), Werkzeugmaschinen, Rundfunk. und elektrischen Geräten, 
Kraftfahrzeugen, schweren Maschinen und wichtigen Ersatzteilen für solche, verbieten und 
verhindern, außer für die in den Ziffern 4 und 5 dieser Direktive angeführten Zwecke; 
b) die Wiederherstellung von Anlagen und Ausrüstungen für solche Industrien verbieten und 
verhindern, außer für die in den Ziffern 4 und 5 dieser Direktive angeführten Zwecke; 
c) die Anlagen und Ausrüstungen dieser Industrien zur Übernahme auf (das) Reparationskonto 
sicherstellen. ... 
36. Sie werden alle Kartelle und sonstigen Geschäftsabmachungen oder kartellähnliche Orga-
nisationen verbieten, einschließlich solcher, die öffentlichen oder halböffentlichen Charakter 
haben, wie zum Beispiel die Wirtschaftsgruppen, die einer Regulierung der Marktverhältnisse, 
einschließlich der Produktion, der Preise, des exklusiven technischen Erfahrungs- und Verfah-
rensaustausches und der Zuweisung von Absatzgebieten dienen. Die von diesen Organisatio-
nen ausgeübten notwendigen öffentlichen Funktionen sollen so schnell wie möglich von ge-
nehmigten öffentlichen Dienststellen übernommen werden. 
37. Es ist die Absicht Ihrer Regierung, eine Aufteilung der Besitzrechte und der Kontrollver-
hältnisse über die deutsche Industrie herbeizuführen. ...<< 
US-General Lucius D. Clay schrieb später über die berüchtigte Geheimdirektive JCS 1067, 
die bis zum 15.07.1947 in Kraft blieb (x114/2.103): >>JCS 1067 ließ der Militärregierung nur 
begrenze Vollmachten. Es untersagte uns ausdrücklich, Schritte zu unternehmen, die deutsche 
Wirtschaft irgendwie wieder herzustellen oder auf ihrem Stand zu erhalten: erlaubt war nur 
die höchtsmögliche Steigerung der landwirtschaftlichen Erzeugung; eine Bodenreform war 
vorgesehen. ...  
Die Fertigung der Kriegsbetriebe sollte gestoppt, die dafür ausgerüsteten Fabriken mußten 
entfernt werden, ohne erst Kontrollratsbeschlüsse abzuwarten. Bis zu einer Übereinkunft im 
Rat sollte nichts an Eisen, Stahl, Chemikalien, Werkzeugmaschinen, Radios, elektrischem 
Gerät, Autos und schwere Maschinen hergestellt werden. ...  
(Es) stand außer Zweifel, daß JCS 1067 einen "Karthago-Frieden" zum Ziel hatte, der unser 
Handeln in den ersten Besatzungsmonaten bestimmte.<< 
Den Alliierten ging es nie um die Befreiung der Deutschen, sondern den alliierten Sieger-
mächten ging es vor allem um die Verfolgung und Bestrafung der NS-Verbrecher sowie Um-
erziehung aller Deutschen. Im Rahmen der planmäßigen Umerziehung sollten vor allem das 
Bildungswesen, Presse und Rundfunk umfassend reformiert ("demokratisiert" bzw. gleichge-
schaltet) werden.  
Am 22. Mai 1945 trat in Westdeutschland die US-Direktive Nr. 1 in Kraft (x111/25): >>Der 
erste Schritt der Umerziehung wird sich ausschließlich darauf beschränken, die Deutschen mit 
unwiderlegbaren Tatsachen zu konfrontieren, die eine Einsicht in die deutsche Kriegsschuld 
und die Kollektivschuld für solche Verbrechen wie die Konzentrationslager wachrufen. ...<<  
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil schrieb später über die vermeintliche Kol-
lektivschuld der Deutschen (x025/189): >>... Die Theorie von der Kollektivschuld der Deut-
schen beruht, wie ihre Kritiker dargetan haben, auf der Unkenntnis fundamentaler historischer 
Tatsachen und der Widerstandsmöglichkeiten in einer totalitären Diktatur.  
Sie wurde in der Praxis zur Rechtfertigung von millionenfachen Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit benützt. Historisch gesehen ist diese Theorie eine der vielen Erscheinungs-
formen des Rassismus; sie entspricht weitgehend dem christlichen Antisemitismus vergange-



 29 

ner Jahrhunderte.<< 
Die US-Soldatenzeitung "Stars und Stripes" warnte im Juni 1945 nordamerikanische Soldaten 
vor "Nazi-Deutschland" (x114/2.94): >>... Die Amerikaner sind nicht nach Deutschland ge-
kommen, um Kindermördern die Köpfe zu streicheln und SS-Verbrecher zu päppeln, die 
Amerikaner sind in dieses Land von Gangstern gekommen, um hier Ordnung zu schaffen und 
die Verbrecher der Justiz zu überantworten.<< 
Im sogenannten Potsdamer Protokoll (Mitteilung über die Dreimächte-Konferenz, die vom 17. 
Juli bis zum 2. August 1945 in Potsdam stattfand) hieß es z.B. (x101/188-190): >>"Potsda-
mer Abkommen" 
2. August 1945 
Mitteilung über die Dreimächtekonferenz von Berlin ... 
III.  
Deutschland 
Alliierte Armeen führen die Besetzung von ganz Deutschland durch, und das deutsche Volk 
fängt an, die furchtbaren Verbrechen zu büßen, die unter der Leitung derer, welche es zur 
Zeit ihrer Erfolge offen gebilligt hat und denen es blind gehorcht hat, begangen wurden. Auf 
der Konferenz wurde eine Übereinkunft erzielt über die politischen und wirtschaftlichen 
Grundsätze der gleichgeschalteten Politik der Alliierten in bezug auf das besiegte Deutschland 
in der Periode der alliierten Kontrolle. 
Das Ziel dieser Übereinkunft bildet die Durchführung der Krim-Deklaration über Deutsch-
land. Der deutsche Militarismus und Nazismus werden ausgerottet, und die Alliierten treffen 
nach gegenseitiger Vereinbarung in der Gegenwart und in der Zukunft auch andere Maß-
nahmen, die notwendig sind, damit Deutschland niemals mehr seine Nachbarn oder die 
Erhaltung des Friedens in der ganzen Welt bedrohen kann. 
Es ist nicht die Absicht der Alliierten, das deutsche Volk zu vernichten oder zu verskla-
ven. Die Alliierten wollen dem deutschen Volke die Möglichkeit geben, sich darauf vorzube-
reiten, sein Leben auf einer demokratischen und friedlichen Grundlage von neuem wiederauf-
zubauen. Wenn die eigenen Anstrengungen des deutschen Volkes unablässig auf die Errei-
chung dieses Zieles gerichtet sein werden, wird es ihm möglich sein, zu gegebener Zeit seinen 
Platz unter den freien und friedlichen Völkern der Welt einzunehmen. ...<< 
Am 3. August 1945 ordnete die SMAD die "Demokratisierung" der mitteldeutschen Schulen 
an (x111/59): >>Die Rote Armee und die Armeen ihrer Verbündeten brachten dem deutschen 
Volke Frieden und Befreiung von der Hitler-Knechtschaft. Deutschland beschreitet die Bahn 
des Wiederaufbaus und der Errichtung eines antifaschistischen demokratischen Systems. ... 
Die Schule muß dem Einfluß des Faschismus und Militarismus entzogen werden und die gro-
ßen Söhne des deutschen Volkes: Goethe und Schiller, Lessing und Heine, Liebknecht und 
Thälmann wieder ins Leben rufen.<<  
US-General Eisenhower erklärte am 6. August 1945 während einer Ansprache an das deutsche 
Volk (x111/60): >>Unser Programm, den Nationalsozialismus auszumerzen, ist jetzt weit ge-
nug fortgeschritten, und die Zeit ist gekommen, um weitere Pläne für die amerikanische Be-
satzungszone Deutschlands zu machen. Nationalsozialismus und Militarismus in jeder Er-
scheinungsform werden ausgerottet. Kriegsverbrecher werden vor Gericht gestellt und der 
gerechten Strafe zugeführt. Deutschland wird vollkommen entwaffnet. Mit einem Wort: jede 
Möglichkeit, Krieg vorzubereiten, wird in Deutschland beseitigt.  
Jedoch unsere Ziele sind nicht nur negativ. Es ist nicht unsere Absicht, das deutsche Volk zu 
demütigen. Wir werden Euch helfen, Euer Leben auf demokratischer Grundlage wieder auf-
zubauen. ...<< 
Feldmarschall Montgomery berichtete am 6. August 1945 in einem Aufruf an die Bevölke-
rung der britischen Besatzungszone (x111/60): >>Die Alliierten sind dabei, die vollständige 
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Entwaffnung und Entmilitarisierung Deutschlands sowie die endgültige Austilgung der Nazi-
Partei und ihrer angeschlossenen Verbände restlos zu verwirklichen. ...<< 
Die 4 Siegermächte beschlossen am 8. August 1945 in London ein Abkommen über die Ver-
folgung und Bestrafung der deutschen "Hauptkriegsverbrecher", das als Grundlage für die 
"Nürnberger Prozesse" diente.  
Zur Ahndung von NS-Straftaten wurden im "Londoner Statut" vom 8. August 1945 die völ-
kerrechtlichen Begriffe "Verbrechen gegen den Frieden", "Kriegsverbrechen" und "Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit" definiert.  
NKWD-Einheiten übernahmen am 12. August 1945 das ehemalige NS-Konzentrationslager 
Buchenwald bei Weimar. Im "Speziallager Nr. 2" wurden zunächst Häftlinge aus den NKWD-
Gefängnissen Weimar, Erfurt, Jena und Arnstadt interniert (x126/172).  
Walter Ulbricht berichtete später über die Internierung von Sozialdemokraten und anderen 
politischen Gegnern (x111/69): >>... Die Gegner der Einheitsbewegung wurden isoliert.<< 
Am 16. August 1945 wurde das sowjetische Internierungslager Weesow aufgelöst. Das sowje-
tische Internierungslager Weesow durchliefen ca. 10.000 deutsche Häftlinge. Von Mai bis 
August 1945 starben dort etwa 1.000 Häftlinge (x126/168). Die letzten 2.000 Häftlinge muß-
ten zu Fuß in das ehemalige KZ Sachsenhausen marschieren. 
In Mitteldeutschland erließ die SMAD am 27. August 1945 einen Befehl über die Entmilitari-
sierung und Entnazifizierung. Sämtliche Wehrmachtsoffiziere, ehemalige SS-, SA-, Gestapo- 
und NSDAP-Mitglieder mußten sich gemäß SMAD-Befehl Nr. 42 einer "Registrierung" un-
terziehen. Viele wurden im Verlauf dieser Massenregistrierung verhaftet und kurzerhand als 
"Kriegsgefangene" oder "Kriegsverbrecher" in die Sowjetunion verschleppt (x111/68). 
Mit der Anweisung Nr. 2 vom 4. September 1945 unterdrückte der Alliierte Kontrollrat bis 
etwa 1948 sämtliche Veröffentlichungen und Publikationen über die Vertreibungsverbrechen 
gegenüber den Deutschen (x025/201): >>... (Es dürfen keine Artikel gedruckt werden), die 
eine Respektlosigkeit gegenüber den Besatzungsbehörden oder Mitgliedern der Vereinten Na-
tionen darstellen.<< 
Die 4 Hauptankläger der Siegermächte überreichten am 18. Oktober 1945 dem Alliierten 
Kontrollrat im Saal des ehemaligen Volksgerichtshofes in Berlin die Anklageschrift zur Abur-
teilung der deutschen Hauptbeschuldigten.  
Den Angeklagten wurden "Verbrechen gegen den Frieden", Kriegsverbrechen und "Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit" zur Last legt (x116/88): >>Die Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken, ... Großbritannien, ... Amerika, die französische Republik erheben Anklage 
...<<  
In Frankfurt wurde am 11. November 1945 zum ersten Mal der US-Dokumentarfilm "Die To-
desmühlen" gezeigt.  
Im Begleittext des Films hieß es (x116/113): >>Über 300 Lager: Todesfabriken, eins wie das 
andere, 20 Millionen Tote.  
Tote in Nordhausen, verhungert und erschossen. Oft genug noch Lebende, oder besser, nur 
Halbtote achtlos unter die Leichen geworfen. Tote ... in Dachau: verbrannt, vergast, verhun-
gert; in Auschwitz, vergast, erschossen und verhungert, und neben den gemordeten Müttern 
die Leichen neugeborener Kinder; in Ebensee verhungert; in Belsen verhungert und erschos-
sen; in Mauthausen vergast, verhungert und erschossen; in Leipzig: verkohlt an den Hoch-
spannungsdrähten ... -  
Von den vielen Millionen überlebten nur wenige die Jahre der Pein.<< 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil berichtete später über den US-Dokumentar-
film "Die Todesmühlen" (x025/146-147): >>Als man 1945 daran ging, im Rahmen des ame-
rikanischen Umerziehungsprogramms den KZ-Film "Todesmühlen" für das deutsche Publi-
kum zusammenzustellen, vermerkte der Bericht des zuständigen Kriegsinformationsamtes 
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vom 23.02.1945, der Initiator des Projekts, ein gewisser James Pollock, sei der Ansicht, "daß 
die Mehrzahl der Deutschen das Ausmaß der von Deutschen begangenen Greueltaten vermut-
lich wirklich nicht kenne und daß die Vorführung dieser Filme ihnen zu einem guten Teil er-
klären könne, warum die Alliierten sichergehen müßten, daß die Deutschen nicht noch einmal 
die Chance bekämen, einen Krieg anzuzetteln". 
Der Schock und die spontane Entrüstung der meisten Zuschauer sprachen für Mr. Pollocks 
Ansicht und veranlaßten die US-Behörden zu dem Eingeständnis, daß der weitere Zweck des 
Filmes, nämlich "ein Gefühl der individuellen und kollektiven Schuld zu wecken, total ver-
fehlt" worden sei.<< 
Am 20. November 1945 begann in Nürnberg der Prozeß gegen die deutschen Hauptkriegsver-
brecher. Das Gerichtsverfahren wurde in vier Sprachen (Englisch, Russisch, Französisch und 
Deutsch) geführt.  
Robert H. Jackson (1892-1954, US-Hauptanklagevertreter bei den Nürnberger Prozessen) er-
klärte am 26. Juli 1946 (x353/58): >>… Die Alliierten befinden sich technisch immer noch in 
einem Kriegszustand mit Deutschland, obwohl die politischen und militärischen Einrichtun-
gen des Feindes zusammengebrochen sind. Als ein Militärgerichtshof stellt dieser Gerichtshof 
eine Fortsetzung der Kriegsanstrengungen der alliierten Nationen dar.<< 
Die "Frankfurter Allgemeine Zeitung" berichtete später (am 7. Oktober 2001) über die Umer-
ziehung der Deutschen (x354/34): >>Bayern bezahlt Amerika 
… In vielen Städten wurden Amerikahäuser errichtet oder eingerichtet, zu deren Zwecken die 
'reeducation' des deutschen Volkes gehörte. Sie verlief so sanft, daß die meisten Leute sie 
nicht bemerkten und heutzutage der bayerische Innenminister Beckstein die 'Umerziehung' für 
eine Erfindung von Rechtsradikalen hält.<< 
Der deutsche Historiker Hubertus Prinz zu Löwenstein (1906-1984) schrieb später über das 
Umerziehungsprogramm der westlichen Siegermächte (x063/614-615): >>... Auch das Pro-
gramm der Reeducation, der Umerziehung, war kein Erfolg. Um Erzieher, gar "Umerzieher" 
zu sein, mußte man vor allem Bildung, Menschenkenntnis und ... Menschenliebe besitzen, 
und man durfte nicht den Eindruck erwecken, daß ein solches "Umerziehungsprogramm" auch 
jene moralischen, geistigen und geschichtlichen Werte, die selbst der Nationalsozialismus 
nicht zerstören konnte, einer blassen "Fortschrittstheorie" wegen nunmehr über Bord zu wer-
fen seien. ... 
Die amerikanischen "Wiedererzieher" - viele davon linksradikale ehemalige Deutsche -, (ver-
suchten) das deutsche Erziehungswesen von "klassischen Schlacken" zu reinigen und ganz auf 
den "Fortschritt" (wie sie ihn sahen) umzustellen. Der Versuch, Geschichte und Geschichts-
bewußtsein zurückzudrängen, vielleicht gar auszulöschen, gehörte dazu - etwas, wovon sich 
das deutsche Erziehungswesen bis heute noch nicht erholt hat. 
Es gibt über dieses "Reeducation Programme" detaillierte Anweisungen, die sich damals 
schon, und erst recht heute, unberührt erwiesen von jeder wirklichen Kenntnis deutscher Ju-
gend und deutscher Erziehung.  
Hauptziel schien zu sein, die deutsche Jugend davon zu überzeugen, daß der Nazismus, mit 
seiner Verleugnung ewiger Menschheitsideale, böse war - als ob irgendein Jugendlicher dies 
1945/1946 nicht gewußt hätte und als ob nicht gerade unter der Jugend der innere Widerstand 
gegen den Nazismus am stärksten gewesen wäre! Die Konzentrationslager waren voll von 
Jugendlichen, denen "bündische Umtriebe", das heißt ein freiheitliches Bestreben vorgewor-
fen wurde. 
In Deutschland dem Lande der Jugendbewegung und der freien Schulgemeinden (Wickers-
dorf, Odenwaldschule, Schule am Meer, Salem usw.) mit ihrer jahrzehntelangen demokrati-
schen Selbstverwaltung, sollte "das Schulleben so organisiert werden in allen seinen Erschei-
nungsformen, daß es "Erfahrung im demokratischen Leben vermittle"! 
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Und das Jugendleben: Auch da müsse das demokratische Prinzip eingeführt und die Jugend 
zu wirklicher Selbstbestimmung und Verantwortung erzogen werden! Vom Hohen Meißner, 
von Gustav Wyneken, Walter Flex und all den anderen scheinen die "Wiedererzieher " nie 
gehört zu haben. ...<< 
 
11. Weshalb verhungerten nach dem Zweiten Weltkrieg ungezählte deutsche Kriegsge-
fangene und Zivilisten? 
Damit man die angestrebten Hauptziele Demilitarisierung, Denazifizierung, Demontage 
und Demokratisierung bzw. Umerziehung ungestört realisieren konnte, führten die alliier-
ten Siegermächte und ihre osteuropäischen Verbündeten nach dem Kriegsende 1945 spezielle 
Maßnahmen durch, um die Deutschen konsequent auszuhungern.  
Nach dem Zweiten Weltkrieg lag das Deutsche Reich größtenteils in Schutt und Asche. Die 
anglo-amerikanischen Bombenangriffe gegen Deutschland hatten rd. 1,6 Millionen Gebäude 
vernichtet. 3,37 Millionen Wohnungen existierten im Mai 1945 nicht mehr oder waren unbe-
wohnbar (x051/364). Viele große deutsche Städte waren total verwüstet und dem Erdboden 
gleichgemacht. Überall herrschten chaotische Zustände. In Mittel- und Westdeutschland wa-
ren fast alle Großstädte sowie das Verkehrs- und Nachrichtenwesen zerstört.  
Die industrielle Produktion Westdeutschlands erreichte 1945 nur noch 18 % des Volumens 
von 1936 (x148/15). Die verbliebenen deutschen Wirtschaftsbetriebe wurden durch Aufsplit-
terung, Reparationen und Beschränkungen der jeweiligen Besatzungsmächte zusätzlich ge-
schwächt, so daß die Versorgung der Bevölkerung fast unmöglich wurde. Der ehemalige deut-
sche Binnenmarkt wurde durch Zonengrenzen unterbrochen, die Währung war total zerrüttet 
und Aufbaukredite gab es nirgends. Im gesamten Land breiteten sich Hunger, Resignation und 
Hoffnungslosigkeit aus. 
In jener Zeit kamen zusätzlich Millionen von geflüchteten und vertriebenen Ost- und Volks-
deutschen in das zerstörte Restdeutschland, in dem sich außerdem noch mehrere Millionen 
ehemalige ausländische Zwangsarbeiter sowie Kriegsgefangene aufhielten und ungezählte 
Ausgebombte und Evakuierte nach Unterkünften suchten.  
Die Abtrennung der landwirtschaftlichen Überschußgebiete Ostdeutschlands, die jahrelange 
Versklavung von Millionen von deutschen Kriegsgefangenen, die gewaltsame Umsiedlung 
von etwa 14 Millionen Deutschen aus den Gebieten östlich der Oder-Neiße in das verwüstete 
Restdeutschland sowie die Verhinderung von westeuropäischen Hilfslieferungen mußten 
zwangsläufig zu humanitären Katastrophen führen.  
Die Lebensverhältnisse der Nachkriegszeit waren nicht nur in Ostdeutschland katastrophal, 
sondern auch in Mittel- und Westdeutschland herrschten chaotische Lebensbedingungen. Vor 
allem für die nach Westen geflüchteten oder vertriebenen Reichs- und Volksdeutschen begann 
damals ein verzweifelter Kampf ums nackte Überleben, um dem Hunger- oder Kältetod zu 
entgehen. 
Bei dieser völkerrechtswidrigen "Hungerpolitik" in den deutschen Besatzungszonen handelte 
es sich eindeutig um ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit. 
Dr. Kurt Schumacher, von 1946-52 SPD-Vorsitzender, erklärte am 12. Januar 1947 während 
einer Rede im Münchener Zirkus Krone, daß seit der Besetzung Deutschlands ein "Dauerzu-
stand von Unehre, Hunger und geistiger Sklaverei" herrschen würde (x111/273).  
Der CDU-Politiker Konrad Adenauer schrieb am 18. Januar 1947 an den ehemaligen Reichs-
innenminister Wilhelm Sollmann (x111/275): >>... Die Befreiung ist eine grausame und harte 
Enttäuschung. Wenn nicht ein Wunder geschieht, geht das deutsche Volk zugrunde, langsam 
aber sicher! ...<<  
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Der kanadische Journalist James Bacque berichtete später über den Hungertod der deutschen 
Kriegsgefangenen und der Zivilbevölkerung in der Nachkriegszeit (x131/169-171,227-228): 
>>... Eine der Funktionen der Mythenbildung im 20. Jahrhundert besteht darin, die Führer zu 
glorifizieren, die Verrat an unseren Ideen üben. Je größer der Verrat, um so größer der My-
thos, der darüber errichtet wird.  
Der schuldige Hitler war hinter der Großen Lüge verborgen; die ungeheuren Verbrechen der 
Gulags wurden hinter Stalins sechs Stockwerke hoch gemaltem, lächelndem Porträt versteckt. 
Die Führer, die 1945 die Ideale der französischen Zivilisation und des amerikanischen Groß-
muts verrieten, wurden anscheinend von mehreren Mythen geschützt darunter die selbstlosen 
Kriegsziele der Alliierten, ausgedrückt in der Atlantik-Charta, der weltweite Mangel an 
Schiffsraum und an Lebensmitteln. 
Auf Deutschland angewendet, war dieser Mythos noch viel tiefer. Es gab keinen tödlichen 
Lebensmittelmangel in der westlichen Welt, abgesehen von Deutschland. Der Mangel in 
Deutschland wurde zum Teil von den Alliierten selbst verursacht. durch die Beschlagnah-
mung von Lebensmitteln, durch einen Mangel an Arbeitskräften, der durch die Gefangenen 
verursacht wurde, und durch die Abschaffung der Exportindustrie.  
Obwohl der Mythos dafür dienen sollte, daß die Alliierten die Gefangenen nicht ernähren 
konnten, wurde die Mehrzahl der Todesfälle in den Lagern nicht durch Hunger verursacht, 
sondern durch den tödlichen Mangel an mühelos verfügbaren Gütern und Diensten, zum Bei-
spiel an ... Zelten, Wasser, Wachpersonal, an Hilfe durch das Rote Kreuz, an der Verweige-
rung von Post und anderem.  
Aber es gab keine Berichte, die den Atlantik überquerten und darüber informierten. Nicht nur 
die Menge an Lebensmitteln in alliierten Lagerhäusern, sondern auch der erstaunliche Reich-
tum Nordamerikas, insbesondere der USA, hätte jede Vorstellung von tödlichen Mängeln ad 
absurdum führen sollen.  
Bei Ende des Zweiten Weltkrieges war Kanada, der drittgrößte Produzent der westlichen 
Welt, trotz seiner geringen Bevölkerungszahl so reich, daß es Großbritannien riesige Ge-
schenke an Lebensmitteln und Geld machen konnte, die sich auf mindestens $ 3.468.000.000 
beliefen, oder sogar auf $ 6.000.000.000 in der Währung von 1945. 
In den USA, 1945 die reichste Nation, die es je in der Welt gegeben hatte, war das Bruttosozi-
alprodukt während des Krieges um 50 % gestiegen. Die USA besaßen jetzt mehr als die Hälfte 
aller Schiffe der Welt, mehr als die Hälfte der Welt-Produktionskapazität, die größte landwirt-
schaftliche Erzeugung und die größten Goldreserven, $ 20.000.000.000, nahezu zwei Drittel 
der gesamten Weltreserven. Die erstaunliche Großzügigkeit gegenüber Großbritannien er-
reichte die erstaunliche Summe von $ 25.000.000.000. ...<< 
>>... Als der frühere Präsident Herbert Hoover 1946 in Deutschland war, stellte er fest, daß es 
unter den US-Offizieren weiterhin viele Gerüchte um die Situation in Deutschland gebe. Laut 
einem Hoover vorgelegten Bericht des US-Geheimdienstes " kann man den Zahlen über die 
wirtschaftliche Leistung nur zu einem Fünftel glauben, ... der Rest ist gefälscht, um mit den 
Spitzenzahlen einen guten Eindruck zu erwecken. Das niedere Personal ist vom Morgenthau-
Plan durchdrungen. 
Diese Politik hieß Hungertod, sowohl in den Gefangenenlagern als auch generell in der Zivil-
bevölkerung. Das Statistische Bundesamt in Wiesbaden hat die vorsichtige Schätzung geäu-
ßert, daß von den 15 Millionen Menschen, überwiegend Frauen und Kinder, die nach dem 
Krieg aus Ostpreußen, Pommern, Schlesien, dem Sudetenland, aus Polen, der Tschechoslo-
wakei usw. vertrieben wurden, 2,1 Millionen Zivilisten gestorben seien. Viel mehr noch star-
ben unter den deutschen Zivilisten, die nicht deportiert wurden.  
Trotz der weltweiten Lebensmittelknappheit von 1946 ist es klar, daß die alliierte Politik län-
ger als ein Jahr, von Mai 1945 an, die Deutschen wissentlich bei dem Versuch hinderte, sich 
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Lebensmittel zu beschaffen und zu exportieren, um die Lebensmittelimporte zahlen zu kön-
nen. Auch wurde anfangs keine Hilfe von Wohltätigkeitsverbänden zugelassen.  
Die Regierungen Schwedens und der Schweiz versuchten 1945, Lebensmittel nach Deutsch-
land zu schicken. Beiden Regierungen wurde das verboten. Während die Alliierten die ganze 
Zeit über fehlende Mittel klagten, lieferten sie selbst den Deutschen Weizen. Jedoch nicht an-
nähernd genug, um den Wert der demontierten Fabriken auszugleichen. Nicht einmal genug, 
um viele vor dem Hungertod zu retten. Gerade genug, um eine kommunistische Revolution 
abzuwehren. 
Es ist mit Sicherheit an der Zeit, mit all den Vermutungen und Lügen aufzuhören. ... In der 
gesamten westlichen Welt sind entsetzliche Greueltaten gegenüber Armeniern, Ukrainern und 
Juden bekannt. Nur die Greueltaten gegenüber den Deutschen werden abgestritten. Sind die 
Deutschen in unseren Augen keine Menschen? ...<< 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil berichtete später über die große Hungersnot 
während der Nachkriegsjahre in Deutschland (x268/32-33): >>... Während zumindest Fachhi-
storiker wissen, daß infolge der fortgesetzten alliierten Lebensmittelblockade gegen Deutsch-
land und Österreich nach dem Ersten Weltkrieg rund eine Million Menschen starben, gelang 
es erst dem kanadischen Journalisten James Bacque, die Öffentlichkeit auf die wesentlich hö-
here Zahl direkter und indirekter Hungeropfer (z.B. erhöhte Säuglingssterblichkeit, hungerbe-
dingte Krankheiten und dergleichen) nach dem Zweiten Weltkrieg aufmerksam zu machen. 
Bacque kommt auf schier unglaubliche 5,7 Millionen in den vier Besatzungszonen Deutsch-
lands. 
Selbst wenn diese Zahl zu hoch gegriffen sein sollte, so steht doch fest, daß die sogenannte 
Befreiung mehr Deutsche der Zivilbevölkerung das Leben gekostet hat als Hitlerdiktatur und 
Weltkrieg zusammengenommen.<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete später (am 9. August 2008) 
über die die deutschen Kriegs- und Nachkriegverluste des Zweiten Weltkrieges (x887/...): 
>>Klassiker aktualisiert 
... Nawratil zählt 8,8 Millionen Nachkriegstote, davon 4,0 Opfer der Hungerpolitik, 2,8 Op-
fer der Vertreibungen, 1,6 tote Kriegsgefangene, 0,3 Opfer der Sowjetarmee in Mitteldeutsch-
land und Österreich plus 0,1 Tote in sowjetischen KZ und Gefängnissen in Deutschland. …<<  
Bei dieser völkerrechtswidrigen "Hungerpolitik" in den deutschen Besatzungszonen handelte 
es sich eindeutig um Verbrechen gegen die Menschlichkeit. 
Da Verbrechen gegen die Menschlichkeit nicht kraft Verjährung enden, sind die alliieren Sie-
germächte und ihre osteuropäischen Verbündeten für ihr völkerrechtswidriges Handeln zur 
Verantwortung zu ziehen. 
 
12. Warum ließen die Besatzungsmächte nach dem Zweiten Weltkrieg in den deutschen 
Besatzungszonen systematische Demontagen durchführen?  
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtete später über die Demontagen in Deutsch-
land (x051/111): >>Demontage, Abbau von Produktionsanlagen zur Befriedigung von Repa-
rationsansprüchen der Siegermächte.  
Pläne zur Demontage der deutschen Industrie wurden erstmals auf der 2. Quebec-Konferenz 
zwischen Roosevelt und Churchill erörtert (September 44); es kam schließlich zu einem 
Kompromiß zwischen der weichen Linie, wie sie US-Außenminister Hull vertrat, und der har-
ten des Morgenthau-Plans.  
In Jalta (Februar 45) beschlossen die Alliierten die Beseitigung der Rüstungsindustrie, interna-
tionale Kontrolle von Ruhr und Saar und eine umfangreiche Wiedergutmachung (20 Milliar-
den Dollar).  
Im Potsdamer Abkommen vom 2.8.45 vereinbarten sie, ihre Forderungen in den jeweiligen 
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Besatzungszonen einzulösen; wegen des unterschiedlichen Industrieniveaus wurden der 
UdSSR zudem 10 % der Demontage in den Westzonen zugebilligt. Ziel der Westmächte war 
die Demontage der deutschen Industrie bis zum Niveau von 1932, wofür im Level-of-
Industry-Plan vom 26.3.46 die Demontage von 1.636 Betrieben vorgesehen war.  
1947, mit dem offenen Ausbruch des Ost-West-Konflikts, wurden die Westzonen zum poten-
tiellen Alliierten; ein "Revidierter Industrieplan" setzte nun die deutsche Industriekapazität 
von 1936 an, was immer noch einer Demontage von 682 Betrieben entsprach und gewerk-
schaftliche Proteste und Demonstrationen auslöste. Die UdSSR suchte die Konstituierung ei-
nes westdeutschen Staates zu verhindern und stoppte 1948 die bis dahin rigoros durchgeführte 
Demontage, um für eine gesamtdeutsche Lösung zu werben, die Lieferungen aus der laufen-
den Produktion ihrer Zone endeten aber erst 1952.  
Am 1.9.48 wurde der Demontagestopp in der US-Zone verfügt; Washington drängte nun die 
Verbündeten, ebenfalls alle Demontagemaßnahmen einzustellen. Mit dem Petersberger Ab-
kommen vom 22.11.49 erreichte die Bundesregierung die weitgehende Einstellung der De-
montage, die aber offiziell erst mit dem Deutschland-Vertrag vom 26.5.52 endete. Ihr waren 
im Westen etwa 8 % des Wirtschaftspotentials von 1936 zum Opfer gefallen.<<  
Der deutsche Journalist und Publizist Günter Böddeker berichtete später über die Demontagen 
der Besatzungsmächte (x021/470-471): >>... Hunger und Not schienen für lange Zeit das Le-
ben der Deutschen zu bestimmen: Denn die Besatzungsmächte begannen nach der Konferenz 
von Potsdam mit der Demontage deutscher Industrieanlagen, wie die Großen Drei es verein-
bart hatten:  
"Deutschland soll gezwungen werden, in größtmöglichem Ausmaß für die Verluste und Lei-
den, die es verursacht hat, und wofür das deutsche Volk der Verantwortung nicht entgehen 
kann, Ausgleich zu schaffen." 
Stahlwerke, Röhrenwerke, Fabriken für landwirtschaftliche Maschinen, Werften wurden ab-
gebaut und abtransportiert, die Sieger waren gründlich. Doch jedes Werk, das demontiert oder 
durch einen Eingriff in seine Eingeweide lahmgelegt worden war, bedeutete den Verlust von 
Arbeitsplätzen und zugleich die Verringerung der Möglichkeiten durch Produktion und Ex-
port industrieller Erzeugnisse Geld für den Kauf von Nahrungsmitteln zu verdienen. So er-
reichte die industrielle Produktion Deutschlands in des ersten Jahren nach dem Krieg nur 
knapp ein Drittel dessen, was sie vor dem Krieg ausgemacht hatte.<< 
US-Militärgouverneur Clay (1897-1978) erklärte am 28. September 1947, die geplanten De-
montagen unverändert fortzusetzen (x111/372): >>... Die Militärregierung werde fortfahren, 
die Liste der für eine Demontage vorgesehenen deutschen Industriewerke auszuarbeiten, ob es 
den Deutschen gefalle oder nicht. ...  
Wenn deutsche Gewerkschaften sich weigerten, Befehlen zu gehorchen, könnten sie schwer-
lich verlangen, daß die Alliierten mit den Lebensmittelimporten zu ihrer Ernährung fortfah-
ren.<< 
US-Militärgouverneur Clay erklärte am 1. Oktober 1947 vor der Presse, daß ein Widerstand 
gegen Demontagen von den Engländern und Amerikanern mit der Einstellung von Lebensmit-
tellieferungen nach Deutschland beantwortet werden müsse (x111/373). 
Die französische Regierung rechtfertigte am 17. November 1947 die geplanten Industriede-
montagen in ihrer Besatzungszone und stellte fest (x111/391): >>... Diesen Maßnahmen hat 
sich das deutsche Volk ohne jede Diskussion zu unterziehen.  
Der Wert der damit zur Verfügung gestellten maschinellen Einrichtungen beziffert sich auf 
rund 100 Millionen Reichsmark. ...<< 
Im Petersberger Abkommen vereinbarten die Bundesregierung und die westlichen Besat-
zungsmächte am 22. November 1949 einen teilweisen Demontagestopp. Die BRD beantragte 
danach den Beitritt zur Ruhrbehörde (Ruhrstatut). 
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Im Petersberger Abkommen vom 22. November 1949 hieß es (x067/227-228): >>1. Die Hohe 
Kommission und die Bundesregierung sind sich darin einig, daß die Beteiligung Deutschlands 
an all jenen internationalen Organisationen herbeigeführt werden soll, durch welche die Erfah-
rung Deutschlands und dessen Unterstützung zum allgemeinen Wohlergehen beitragen kön-
nen. ... 
Sie stellen den auf beiden Seiten ausgesprochenen Wunsch fest, daß die Bundesrepublik bald 
als ein assoziiertes Mitglied in den Europarat aufgenommen und daß ein bilaterales Abkom-
men mit der Regierung der USA über die Mithilfe unterzeichnet werden sollte. 
2. Die Bundesregierung, in Erwägung der Wünschbarkeit der möglichst engen Mitarbeit 
Deutschlands bei der Wiedererrichtung der westeuropäischen Wirtschaft, erklärt ihre Absicht, 
das Gesuch um die Mitgliedschaft bei der internationalen Ruhrbehörde zu stellen. ... 
8. In der Demontierungsfrage hat die Hohe Kommission die gegenwärtig Lage im Lichte der 
Zusicherung der Bundesregierung wiedererwogen und der folgenden Änderung des Pro-
gramms zugestimmt.  
Die folgenden Werke werden von der Reparationsliste ausgenommen und die Demontierung 
ihrer Ausrüstung eingestellt: 
a) Fabriken für synthetisches Öl und Kunstgummi: ... 
b) Stahlwerke: ... 
Alle Demontierungen in Berlin werden eingestellt.<< 
 
13. Wer legte die Reparationen für die Verlierer des Zweiten Weltkrieges fest? 
Churchill, Roosevelt und Stalin trafen sich vom 4. bis zum 11. Februar 1945 auf der Halbinsel 
Krim zur "Jalta-Konferenz". In einem Geheimprotokoll wurden die deutschen Reparationen 
festgelegt (Gesamthöhe = mindestens 20 Milliarden US-Dollar, davon 50 % für die UdSSR).  
Bei dieser Konferenz vereinbarten "Die Großen Drei", daß die Sowjets deutsche Arbeitskräfte 
bzw. Zwangsarbeiter (als einen Teil der zugesagten Reparationen) in die Sowjetunion "schaf-
fen" könnten (x010/19).  
Im Vergleich zu den westdeutschen Besatzungszonen waren die ost- und mitteldeutschen Re-
parationsleistungen wesentlich höher. Sämtliche transportablen ostdeutschen Güter und Aus-
stattungen wurden sofort als Kriegsbeute in die UdSSR transportiert. Zur vollständigen Räu-
mung der deutschen Ostprovinzen setzten die sowjetischen Besatzer z.T. spezielle Arbeits- 
bzw. Reparationskolonnen ein, die das gesamte Privat- und Staatseigentum der Ostdeutschen 
einsammelten, demontierten und abtransportierten. Die Reparationskommandos beteiligten 
sich gewöhnlich nicht an den schweren Demontage- und Transportarbeiten. Sie erteilten nur 
Befehle und ließen die deutschen Zwangsarbeiter schuften.  
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtete später über die sowjetischen 
"Reparationen" in Mitteldeutschland von 1945 bis 1953 (x009/368): >>... Legt man den von 
den Sowjets bis 1953 im allgemeinen selbst angewandten Kurs von 2,50 DM je Dollar 
zugrunde, so ergibt das bei einer Gesamtsumme von rd. 70 Milliarden Mark eine Reparations-
leistung in Höhe von 28 Milliarden Dollar, also 18 Milliarden Dollar mehr, als die Sowjetuni-
on von Gesamtdeutschland an Reparationen gefordert hatte. Behauptungen, wonach die So-
wjetunion auf hohe Reparationsleistungen verzichtete, sind unwahr.<< 
Wilhelm Harmssen (Bremer Wirtschaftssenator) berichtete damals, daß man bis zum Jahres-
ende 1947 bereits enorme Reparationsleistungen (Kriegsentschädigungen) aufgebracht hätte. 
Nach diesen Berechnungen betrugen die Reparationen des Deutschen Reiches von 1945 bis 
1947 rd. 178 Milliarden Reichsmark (RM) (x111/408).  
Von diesen Entschädigungen entfielen auf die Entnahme aus dem deutschen Volksvermögen 
rd. 100 Milliarden Reichsmark (RM), Leistungen aus laufender Produktion rd. 10 Milliarden 
RM, sonstige Leistungen (Wert der deutschen Patente etc.) rd. 27 Milliarden RM und auf 
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Vermögensverluste der ausgewiesenen Volksdeutschen entfielen rd. 41 Milliarden RM. 
Die deutsche Tageszeitung "Westfälische Nachrichten berichtete im Januar 1947 (x353/23): 
>>… Mit der Herausgabe dieser seiner Patente und Erfindungen hat das deutsche Volk in 
Wirklichkeit bereits eine Reparationsleistung vollbracht, wie sie in solcher Höhe noch kein 
Volk der Welt jemals aufgebracht hat. Diese Tatsache wird im Ausland meist mehr oder we-
niger geflissentlich übersehen.<< 
Was die Sowjets, Nordamerikaner, Briten und Franzosen nach dem Ende des Zweiten 
Weltkrieges als sog. Reparationen aus Ost-, Mittel- und Westdeutschland herauspreßten und 
raubten, übertraf fast die menschliche Vorstellungskraft. Nach internationalen Berechnungen, 
die im Jahre 1974 erstellt wurden, erlitten allein die Vertriebenen aus den deutschen Sied-
lungsgebieten Ost-Mitteleuropas einen Gesamtvermögensschaden von 654,9 Milliarden 
DM  (x063/618). 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil (1937-2015) berichtete später über die Ver-
mögensverluste der Vertriebenen in den deutschen Siedlungsgebieten Ost-Mitteleuropas 
(x268/213-214): >>So unvorstellbar groß die Reparationen im Osten und Westen auch waren, 
sie sind doch nichts gegenüber dem gigantischen Raubzug, der mit Völkervertreibung und 
Völkermord in Ostdeutschland und Osteuropa einherging.  
18 Millionen einheimische plus 2 Millionen während des Kriegs zugezogene Deutsche wur-
den gänzlich enteignet. Dieser Personenkreis entspricht der seinerzeitigen Bevölkerungszahl 
der Republiken Finnland, Irland und Island sowie der Königreiche Dänemark, Schweden und 
Norwegen zusammengenommen.  
Was Generationen in 600 oder gar 800 Jahren fleißiger Arbeit den Urwäldern abgerungen und 
aufgebaut hatten, wurde mit einem Federstrich enteignet: Häuser und blühende Industrien, 
Schlösser und Kirchen, Felder und Wälder, Straßen und Bodenschätze, Valuten und Devisen, 
gewerbliche Urheberrechte (wie zum Beispiel das Rezept des Karlsbader Becherbitters) etc. 
Dieser Billionenraub ist in der Geschichte Europas ohne Beispiel. ... 
Wie zum Hohn für die überlebenden Ostdeutschen werden - von der breiten Öffentlichkeit 
kaum beachtet - immer wieder wertvolle Kulturgüter an die Vertreiberstaaten übergeben ... 
Ermuntert durch solche Spendierlaunen verlangt Polen unter dem Stichwort "Lokalisierung" 
weitere Kulturgüter, die den ostdeutschen Vertreibungsgebieten entstanden sind, zum Beispiel 
Urkunden des Deutschen Rittordens. ...<< 
Aufgrund der bereits vor Beginn des Zweiten Weltkrieges geltenden Haager Landkriegsord-
nung hatte privates Eigentum während des Landkrieges unberührt zu bleiben. Das Verbot galt 
auch noch nach der bedingungslosen Kapitulation vom 8. Mai 1945, da mit der Einstellung 
der Feindseligkeiten nicht der Kriegszustand im rechtstechnischen Sinne beendet war (x151/-
24). 
Das von den Ost- und Volksdeutschen zurückgelassene Eigentum befindet sich gemäß Völ-
kerrecht weiterhin im Eigentum der zwangsweise Enteigneten, denn Staaten haften für das 
Handeln ihrer Organe und haben den verschuldeten Schaden wiedergutzumachen. Das enteig-
nete Eigentum ist grundsätzlich zurückzugeben. Falls dies nicht möglich ist, muß ein Aus-
gleich geleistet werden (x151/41). Da diese Kriegsverbrechen nicht kraft Verjährung enden, 
sind die alliieren Siegermächte für ihr völkerrechtswidriges Handeln zur Verantwortung zu 
ziehen. 
 
14. Wie begründete man nach dem Zweiten Weltkrieg die Vertreibung der deutsche Be-
völkerung aus ihren Siedlungsgebieten in Ost-Mitteleuropa? 
Der deutsche Historiker Hans-Werner Rautenberg (1938-2009) schrieb später über die Ver-
treibung der Deutschen aus Ost-Mitteleuropa (x035/333-335): >>Den letzten Akt des an der 
ostdeutschen Bevölkerung vollzogenen Dramas stellt schließlich die Vertreibung dar, die von 
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den meisten der Betroffenen gar nicht mehr als zusätzliches Unrecht, sondern vielmehr als 
Erlösung empfunden worden ist. Viele Deutsche verließen sogar "freiwillig" ihre Heimat, um 
weiteren Drangsalierungen und Erniedrigungen zu entgehen.  
Die Vertreibung erfolgte nicht erst auf Grund der Potsdamer Beschlüsse vom 2. August 1945, 
sondern hatte weit eher eingesetzt. Ihr Hauptmotiv war ein rein nationalistisches: Durch die 
Austreibung der Deutschen sollten das neue Polen und die neue Tschechoslowakei als reine 
Nationalstaaten wiedererstehen. Daher sollten die deutschen Ostgebiete und das Sudetenland 
möglichst in einem Zuge von ihrer deutschen Bevölkerung "gesäubert" und durch Neubesied-
lung so rasch wie irgend möglich in den polnischen bzw. tschechoslowakischen Staat inte-
griert werden. ... 
Alle polnischer- bzw. tschechischerseits angeführten Begründungen für die Notwendigkeit 
dieser Maßnahmen tragen den Charakter der nachträglichen Rechtfertigungen:  
1.) Die Kompensationstheorie: danach habe Polen für seine Gebietsverluste im Osten ent-
schädigt werden müssen, da es Raum für seine Landsleute gebraucht habe, die ihrerseits ver-
trieben worden seien. Dieses Argument traf für die Tschechoslowakei so gut wie gar nicht zu, 
denn die Zahl der aus Wolhynien, Rumänien und der Karpato-Ukraine umgesiedelten Tsche-
chen und Slowaken betrug weniger als 100.000 Menschen, während annähernd 3,5 Millionen 
Sudetendeutsche ihre Heimat verlassen mußten.  
Allerdings wurden aus den von der Sowjetunion annektierten ostpolnischen Gebieten etwa 1,5 
Millionen Polen nach Westen abgeschoben; dafür aber siedelte Polen ca. 500.000 Ukrainer 
und Weißrussen aus, hatte also nur etwa 1 Million Menschen neu in sein Staatsgebiet aufzu-
nehmen. 
2.) Die Theorie von der angeblichen Kollektivschuld der Deutschen. Sie besagt bis heute, daß 
Deutschland durch sein Verhalten in Polen und in der Tschechoslowakei während der Besat-
zungszeit im Zweiten Weltkrieg sich gegenüber diesen Völkern derart versündigt habe, daß 
der Verlust seiner Ostgebiete als gerechte Strafe erscheint. 
3.) Für die polnische Argumentation gilt zudem noch die Theorie von der ethnischen Zugehö-
rigkeit der deutschen Ostgebiete zu Polen. Danach habe es sich um ursprünglich "urpolni-
sches" Land gehandelt, daß man nach Jahrhunderten rücksichtsloser Germanisierung dem 
Mutterland "wiedergewonnen" habe. Schon 1945 habe es nämlich in diesen Gebieten Millio-
nen Menschen polnischer Gesinnung gegeben; damit seien die Ansprüche Polens auf diese 
Gebiete hinreichend begründet. 
4.) Einige Zeit wurde die These aufgestellt, die Vertreibung der Deutschen stelle eine logi-
sche, wenn auch gewaltsam beschleunigte Konsequenz der seit Mitte des 19. Jahrhunderts zu 
beobachtenden Abwanderung deutscher Bevölkerung aus Ostmitteleuropa nach Westdeutsch-
land dar, während Polen und Tschechen natürlicherweise in die von Deutschen verlassenen 
Räume nachgerückt seien. Die Vertreibung habe insofern nur das zeitlich vorweggenommen, 
was in 50 bis 100 Jahren ohnehin erfolgt wäre. ... 
5.) Schließlich wird die Ausweisung der Deutschen - besonders von tschechischer Seite - mit 
dem Argument gerechtfertigt, daß man sich ein für allemal einer potentiellen Irredenta (einer 
politischen Bewegung, die den staatlichen Anschluß abgetrennter Gebiete an das Mutterland 
erstrebt) habe entledigen und deshalb die Nationalitäten "entflechten" müssen. 
Tatsächlich aber handelte es sich bei der Vertreibung der Deutschen, wie sie zuerst von exil-
tschechischer Seite schon im Winter 1941/42 gefordert und im Laufe des Krieges von den 
alliierten Mächten akzeptiert wurde, nach den treffenden Worten von Gotthold Rhode "nur 
(um) die übersteigerte Fortsetzung der Vertreibung aus nationaler Intoleranz und der National-
staatsidee, wobei (wie im Falle der Tschechoslowakei) historische Grenzen, die nie nationale 
Grenzen gewesen waren, oder rein machtmäßig festgesetzte Grenzen wie die Oder-Neiße-
Linie (im Falle Polens) in Zukunft nationale Scheidelinien bilden sollten." 
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Polnische und tschechische Kommunisten haben sich im übrigen die Forderungen der von 
ihnen ansonsten bekämpften Nationalisten sogleich zu eigen gemacht, als sie die Regierungs-
gewalt in den ihrer Verwaltung übergebenen Gebieten übernahmen. Daß Stalin der Vertrei-
bung der Deutschen zustimmte, während die Sowjetunion sonst keine Bevölkerungsgruppen - 
man denke an die Krimtataren und an die Wolgadeutschen - aus ihrem Machtbereich entließ, 
findet seine einzig überzeugende Erklärung in der Erwartung, die "Millionen bettelarmer Ver-
triebener, die nach Mittel- und Westdeutschland einströmten, würden dort ein solches Ele-
ment der Unruhe und Unzufriedenheit darstellen, daß über sie die Sowjetisierung ganz 
Deutschlands erreicht werden könne" (Rhode). ... 
Die Vertreibung war und bleibt ein Unrecht, dem mehr als zwei Millionen Menschen auf 
deutscher Seite zum Opfer fielen. Mit Flucht und Vertreibung, die alles andere als in "geord-
neter und humaner Weise" vor sich ging, wie sie das Potsdamer Abkommen vorgesehen und 
angeordnet hatte, ging rund ein Viertel des deutschen Reichsgebiets von 1937 verloren. Von 
den etwa 16 Millionen Deutschen im Osten - wobei die Rußlanddeutschen nicht mitgerechnet 
sind - ist dabei mehr als ein Fünftel ums Leben gekommen; das ist ein Mehrfaches der 
Kriegsverluste der übrigen deutschen Bevölkerung. 
Stalins Hoffnung, mit Hilfe der deutschen Vertriebenen ganz Deutschland revolutionieren zu 
können, hat sich bekanntlich nicht erfüllt, und auch die vermeintlichen Nutznießer der "natio-
nalen Entflechtung" durch Flucht und Vertreibung der Deutschen aus ihrer angestammten 
Heimat, die Tschechen und Polen, können sich allen offiziellen Beteuerungen zum Trotz 
kaum glücklich schätzen. ...<< 
Der nordamerikanische Völkerrechtler und Historiker Dr. Alfred M. de Zayas berichtete spä-
ter über die Vertreibung der Deutschen aus Ost-Mitteleuropa (x028/33,36-37, x309/88): 
>>Die westlichen Alliierten waren auf die Ausweisung von 2 bis 4 Millionen Reichsdeut-
schen vorbereitet, niemals aber auf die Vertreibung von über 9 Millionen aus Ostpreußen, 
Pommern, Ostbrandenburg und ganz Schlesien. Der entscheidende Fehler lag also darin, daß 
das Prinzip der Bevölkerungsumsiedlung zu weit ausgedehnt wurde. Damit war nicht mehr 
die Rede von der notwendigen Umsiedlung deutscher Minderheiten dorthin, woher sie ge-
kommen waren, wie es bei den Befürwortern der Umsiedlung oft hieß.  
Die Deutschen in Ostpreußen stellten in keiner Beziehung eine Minderheit dar, und ihre Vor-
fahren lebten schon Jahrhunderte in Ostpreußen, ehe die Engländer Nordamerika kolonisier-
ten. Der Vorschlag, die Ostpreußen sollten an den Rhein zurückgeschickt werden, hätte ei-
gentlich für Roosevelt und Eden so unsinnig klingen müssen wie der absurde Vorschlag, die 
Amerikaner wieder nach Großbritannien oder die Briten nach Dänemark und Niedersachsen 
zurückzuschicken. ...<< 
>>... Wenn es auch zutrifft, daß die westlichen Alliierten an eine ganz andere, die Betroffenen 
möglichst schonende Art der Ausweisung gedacht hatten, so spielte doch der Wunsch eine 
Rolle, die Deutschen für das Elend, das sie mit dem Krieg über die Welt gebracht hatten, kol-
lektiv zu bestrafen. Man war bereit, die Entfernung von Millionen Deutschen aus dem Osten 
zu gestatten und einen Teil des Landes den Polen und Tschechen als Entschädigung für ihre 
Leiden unter nationalsozialistischer Besatzung anzubieten. 
... Als sich der europäische Konflikt zum "totalen Krieg" auswuchs, wurde der deutsche Feind 
immer mehr mit Hitler identifiziert, die Rache über das ganze deutsche Volk heraufbeschwo-
ren. Phantasievolle Vorstellungen, etwa, daß Militarismus und Nihilismus (völlige Vernei-
nung aller Normen und Werte) dem deutschen Wesen angeboren seien, tauchten auf und wur-
den von Persönlichkeiten der entscheidenden Gremien sogar übernommen. ...  
So entwickelte sich aus dem natürlichen Haß gegen den Feind eine intensive und alles beherr-
schende Germanophobie, die keinen Unterschied zwischen Nationalsozialisten und Nicht-
Nationalsozialisten in Deutschland machte, keinen zwischen den Schuldigen und Schuldlosen. 
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Die Umsiedlung von Millionen Deutschen als Form kollektiver Bestrafung schien in der 
Stimmung des totalen Krieges durchaus berechtigt.  
Hitler selbst hatte bereits mehrere Beispiele gegeben, wie z.B. die Deportierung von ca. 
100.000 Elsässern nach Vichy-Frankreich und von mehr als einer Million Polen aus den an-
nektierten Woiwodschaften Posen und Pommerellen in das sogenannte "Generalgouverne-
ment Polen". ... 
Der deutsche "Drang nach Osten", der jahrhundertelang von Deutschlands östlichen Nachbarn 
teils gefördert, teils bekämpft wurde, wich dem wiederauflebenden alten slawischen "Drang 
nach Westen", der jetzt von der siegreichen Roten Armee unterstützt und manchmal von den 
westlichen Mächten gutgeheißen wurde. 
Natürlich stand für die Vereinigten Staaten und Großbritannien kein historisches Interesse auf 
dem Spiel, als sie den Stoß der Slawen nach Westen förderten. Es war nur die unbeschreibli-
che Unmenschlichkeit von Hitlers Regime, die Roosevelt und Churchill moralisch stumpf 
machte gegen das, was Millionen Deutschen im Osten zustoßen sollte.  
Der Geruch von Bergen-Belsen und Buchenwald lag in der Luft, und viele westliche Politiker 
waren von dem Gefühl beherrscht, die Deutschen hätten bei weitem noch nicht genug gelitten, 
obwohl Deutschland in Trümmern lag und 4,3 Millionen deutsche Soldaten gefallen waren 
(die USA hatten 229.000 Mann Verluste): Die Deutschen konnten das unendliche Leiden, das 
durch eine unglückselige Politik verursacht wurde, nicht wiedergutmachen. ...<< 
>>... Der Zweite Weltkrieg gab den Anlaß und die Möglichkeit der Vertreibung, war aber 
nicht ihre Ursache. Wesentliche Ursachen dieses weltweit beispiellosen Geschehens waren 
vielmehr bewußte, vielfach von langer Hand herbeigeführte politische Entscheidungen.  
Dies belegen Dokumente und offene Bekenntnisse der verantwortlichen tschechischen, polni-
schen und sowjetischen Politiker. Zu den weiteren Ursachen gehören die geopolitischen Am-
bitionen Stalins und der Wille der Westalliierten, Deutschland nachhaltig zu schwächen. Ent-
sprechende Bestrebungen tschechischer und polnischer Politiker reichen nachweislich viele 
Jahrzehnte vor den Beginn des Zweiten Weltkriegs und die Machtergreifung Hitlers zurück.  
Somit darf die Vertreibung nicht allein aus der Perspektive des 1. September 1939 betrachtet 
werden. Auch der dynamische slawische Nationalismus des 19. Jahrhunderts und die Be-
schlüsse der Verträge von Versailles. St. Germain und Trianon von 1919 müssen als Ursachen 
mitberücksichtigt werden.<<  
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil berichtete später über die Vertreibung der 
Deutschen aus Ost-Mitteleuropa (x160/1-2,5-6): >>Die Vertreibung der Deutschen aus Ost-
deutschland und Osteuropa 1945-1947 war die größte Völkervertreibung der Weltgeschichte. 
Die Einwohnerzahl der Vertreibungsgebiete entsprach mit über 20 Millionen derjenigen der 
Republiken Finnland, Island und Irland und der Königreiche Norwegen, Schweden und Dä-
nemark zusammengenommen.  
Noch nie in der Geschichte wurde eine so große Volksgruppe mit einem Federstrich aus den 
Geschichtsbüchern und Atlanten getilgt und zu Menschen ohne Menschenrechte gemacht. 
Man wird vergeblich nach Vergleichbarem suchen. In Zeiten des Neuassyrischen Reiches 
wurden unter Assurnasripal (883-859 v. Chr.) und Assurbanipal (669-627 v. Chr.) 4,5 Millio-
nen gewaltsam vertrieben. Die nächstgrößeren Gruppen dürften die je 7,5 Millionen indischen 
und pakistanischen Flüchtlinge der Jahre 1947-1949 sein. 
Das Statistische Bundesamt in Wiesbaden hat in den 50er Jahren die alteingesessene Bevölke-
rung der deutschen Vertreibungsgebiete außerhalb der Sowjetunion mit 16,5 Millionen ermit-
telt. In dieser Ziffer nicht enthalten sind außer den 1,5 Millionen Rußlanddeutschen (sie wur-
den überwiegend von Westen nach Osten vertrieben) noch fast 2,5 Millionen West- und Mit-
teldeutsche. Insgesamt lebten also bei Kriegsende über 20 Millionen Deutsche in den ostdeut-
schen und osteuropäischen Vertreibungsgebieten. Davon entfielen etwa 50 % auf Ostdeutsch-



 41 

land in seinen Grenzen von 1937, der Rest auf das Sudetenland und die deutschen Sprachin-
seln zwischen Donau und Wolga. 
Flächenmäßig umfaßten die Ostgebiete des Deutschen Reiches ein Viertel des deutschen 
Staatsgebietes, wenn man die Grenzen von 1937 zugrunde legt, und einen noch größeren An-
teil, wenn man Sudetenland, Memelland und die freie Stadt Danzig, kurzum das geschlossene 
deutsche Siedlungsgebiet im Osten einbezieht.  
Nicht alle Ostdeutschen und nicht alle Volksdeutschen wurden nach West- und Mitteldeutsch-
land vertrieben. Im Jahr 1950 zählte man ca. 830.000 Rußlanddeutsche, die die Verschlep-
pung in den asiatischen Teil der Sowjetunion überlebt hatten, und über 3,3 Millionen Deut-
sche in den anderen Vertreibungsgebieten, die in ihrer alten Heimat meist unter unwürdigen 
Umständen wohnen durften bzw. mußten. 
In der Bundesrepublik lebten 1950 rd. 8,1 Millionen Vertriebene. 
Bei der Vertreibung zu Tode gekommen sind zwischen 2,8 und 3 Millionen Menschen. Davon 
entfallen über 600.000 auf Rußlanddeutsche und 2,2 Millionen auf die alteingesessene Bevöl-
kerung der Oder-Neiße-Gebiete und der anderen Vertreibungsgebiete. Die Gesamtzahl der 
Vertreibungstoten entspricht ziemlich genau der seinerzeitigen Einwohnerzahl der Republik 
Irland. ...<< 
>>... So absurd es auch klingen mag, die Vertreibung in den Westen erschien nun fast als 
Hoffnung, als letzte Chance, wenigstens das nackte Leben zu retten. Zwar sind auf den Ver-
treibungstransporten noch Tausende an Hunger, Kälte und Erschöpfung gestorben, aber im-
merhin hatte man eine Chance. 
In den Jahren zwischen 1945 und 1947 waren die Vorgänge in den Vertreibungsgebieten 
überwiegend von Gewalt und Grausamkeit geprägt, und spätestens 1950 war die Vertreibung 
praktisch abgeschlossen. Aber auch in den folgenden Jahren blieben die daheimgebliebenen 
Deutschen de facto und in einigen Ländern sogar de jure diskriminiert - Bürger minderen 
Rechts.  
Der Weg in die Bundesrepublik erschien Millionen von Menschen als Lösung bzw. Erlösung. 
Daß zwischen 1950 und 1987 im Jahresdurchschnitt nur zwischen 15.000 und 50.000 Ost-
deutsche (das Jahr 1958 mit über 132.000 bildete die Ausnahme) zu uns kamen, lag aus-
schließlich an der restriktiven Ausreisepolitik der osteuropäischen Regierungen. 
Schnell änderte sich die Lage, als Gorbatschows Reformpolitik zu greifen begann. Mit über 
202.000 Aussiedlern erreichte die Statistik schon 1988 einen unerwarteten Anstieg. 1988 ka-
men 377.000, 1990 über 400.000. Insgesamt kamen zwischen 1950 und 1990 rund 2,4 Millio-
nen Deutsche aus Ostdeutschland und Osteuropa in die Bundesrepublik. 3,2 Millionen woh-
nen immer noch in den Vertreibungs- und Deportationsgebieten. ... 
Zusammenfassend läßt sich feststellen: Was auf den ersten Blick als "die Vertreibung" er-
scheint, war in Wirklichkeit ein makabres Panoptikum aus Massaker und Flucht, aus Deporta-
tion zur Zwangsarbeit und Internierung in Lagern. Die eigentliche Vertreibung und die sog. 
Spätaussiedlung waren nur das Finale, die Spitze des Eisbergs. Zudem bestanden gewaltige 
regionale Unterschiede beim Ablauf des Vertreibungsgeschehens. 
Naturgemäß ist es nicht einfach, einen derart vielschichtigen Tatbestand rechtlich einzuord-
nen. Kein Geringerer als Prof. Felix Ermacora, der UNO-Sonderbeauftragte für Afghanistan, 
sieht den Tatbestand des Völkermordes im Sinne der UNO-Resolution vom 9.12.1948 erfüllt. 
... Die größte Völkervertreibung der Weltgeschichte stellt zugleich den größten Verbrechens-
komplex der Nachkriegsgeschichte dar.<< 
 
15. Was rechtfertigte es, die Vertreibung der Deutschen aus Ost-Mitteleuropa als Völ-
kermord einzustufen? 
Der Alliierte Kontrollrat (AKR) stimmte am 20. November 1945 dem Beschluß zu, ab De-
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zember 1945 10 % der zur Ausweisung vorgesehenen deutschen Bevölkerung auszuweisen 
(x002/737).  
Der AKR setzte ferner die "Umsiedlungsquoten" für 6.650.000 Ost- und Volksdeutsche fest, 
die von den 4 Besatzungszonen übernommen werden sollten (x111/106):  
Sowjetische Zone = 2.000.000 Vertriebene aus den deutschen Ostgebieten und 750.000 Ver-
triebene aus der CSR.  
US-Zone = 1.750.000 Vertriebene aus der CSR und 500.000 Vertriebene aus Ungarn.  
Britische Zone = 1.500.000 Vertriebene aus den deutschen Ostgebieten.  
Französische Zone = 150.000 Vertriebene aus Österreich. 
Noch ehe der Alliierte Kontrollrat am 20. November 1945 einen Verteilungs- bzw. Auswei-
sungsplan für die Übersiedlung der Deutschen bekanntgeben konnte, hatten die polnischen 
und tschechischen Behörden schon längst mehrere hunderttausend Deutsche über die Oder-
Neiße-Linie getrieben. Die staatlichen Umsiedlungsorganisationen kümmerten sich gewöhn-
lich nicht um die Überwachung der zugesagten "humanen Umsiedlung", sondern man bemüh-
te sich vor allem um die Beschlagnahmung des deutschen Eigentums und überwachte die Si-
cherung des zurückgelassenen Besitzes der Deutschen. Die Zerstörung von Vermögensgegen-
ständen durch die deutschen Eigentümer und Plünderungen wurden grundsätzlich mit aller 
Härte durch Standgerichte bestraft.  
Im Verlauf der Potsdamer Konferenz legte man zwar ausdrücklich fest, daß die "Ausweisun-
gen" ("die Überführung der deutschen Bevölkerung oder Bestandteile derselben, die in Polen, 
Tschechoslowakei und Ungarn zurückgeblieben sind") in geordneter und humaner Weise 
durchgeführt werden sollten, aber obwohl die Vertreiberstaaten ständig versicherten, daß sie 
die Umsiedlungen vereinbarungsgemäß durchführen würden, hielt sich oftmals niemand an 
diese Zusagen. Die Abmachungen über die vorläufige Oder-Neiße-Linie waren besonders 
verwerflich und unmenschlich, weil sie bei den Ost- und Volksdeutschen jahrelang die unrea-
listische Hoffnung förderte, daß man später in die Heimat zurückkehren könnte.  
Die schwersten Vertreibungsverbrechen ereigneten sich bei den "wilden Austreibungen" vor 
dem Abschluß des Potsdamer Abkommens, aber auch im Verlauf der "planmäßigen Umsied-
lungen" kam es zu zahllosen brutalen Mißhandlungen und völlig überflüssigen Gewalttaten. 
Diese Verbrechen wurden vielerorts von kriminellen Zivilisten, organisierten Banden und Ei-
senbahnern, aber auch sehr oft von Milizangehörigen, also von Hütern der öffentlichen Ord-
nung, begangen.  
Die staatlich organisierte Aussiedlungsaktion der deutschen Bevölkerung aus den Gebieten 
Ost-Mitteleuropas wurde mehrheitlich in den Jahren 1945 bis 1948 durchgeführt und endete 
zunächst im Jahre 1951.  
Bis zur gewaltsamen Vertreibung mußten die verfolgten Deutschen unfaßbare Racheakte und 
Gewalttaten über sich ergehen lassen. Diese monatelange, vielfach sogar jahrelange Schrek-
kenszeit, in der die rechtlosen Sklaven unglaubliche Schikanen, schwerste Mißhandlungen, 
Lagergreuel, harte Zwangsarbeit, Hunger, Krankheiten, Not und hoffnungslose Verelendung 
überstehen mußten, zerbrach auch den härtesten Willen der Menschen. Durch die jahrelange 
Unterernährung und die unmenschlichen Haftstrapazen wurden Tausende von Reichs- und 
Volksdeutschen nicht nur physisch, sondern auch psychisch ruiniert. Zum Schluß waren die 
Ost- und Volksdeutschen sogar froh, als man sie bettelarm aus ihrer Heimat jagte. 
Die Vertreibung der Deutschen aus Ost-Mitteleuropa war die größte gewaltsame Umsiedlung 
der Zeitgeschichte. Noch nie wurden bisher derartig riesige Gebiete zwangsentvölkert. Wäh-
rend des Zweiten Weltkrieges lebten etwa 19 Millionen Deutsche in Ostdeutschland und in 
den deutschen Siedlungsgebieten Ost-Mitteleuropas.  
Mit der Vertreibung aus Ost-Mitteleuropa wurde die "deutsche Ostsiedlung" Hunderte von 
Kilometern nach Westen zurückgedrängt. 700 bis 800 Jahre deutsche Siedlungs- und Kultur-
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arbeit gingen abrupt verloren.  
Sämtliche ostdeutschen Volksstämme verloren ihre Siedlungsgebiete und dadurch ihre eigene 
Identität. Die jüngsten deutschen Volksstämme mußten mit der Aufgabe ihres Lebensraumes 
zwangsläufig als ausgestorben angesehen werden und wurden damit als Volksstämme elimi-
niert.  
Allein in Ostpreußen (4.527 deutsche Städte und Gemeinden), Ostpommern (2.269 deutsche 
Städte und Gemeinden), Ostbrandenburg (890 deutsche Städte und Gemeinden), Niederschle-
sien (2.864 deutsche Städte und Gemeinden), Oberschlesien (992 deutsche Städte und Ge-
meinden) und im Sudetenland (3.139 deutsche Städte und Gemeinden) wurden insgesamt 
14.681 deutsche Städte und Gemeinden in den deutschen Ostprovinzen und im Sudetenland 
(Stand: 1939) ausgelöscht. 
Der deutsche Historiker Günther Stökl (1916-1998) schrieb später in seinem Buch "Osteuropa 
und die Deutschen" über die Vertreibungsgründe in Ost-Mitteleuropa (x035/331-332): 
>>Dort, wo Hitler den Krieg begonnen hatte, waren ... die Folgen der Niederlage am verhee-
rendsten. Denn hier traf der Verlust die Substanz, hier mußten Gebiete aufgegeben werden, 
deren Zugehörigkeit zu Deutschland noch am Ende des Ersten Weltkrieges von den Siegern 
nicht angezweifelt worden war.  
Gewiß war dies auch Vergeltung, und gewiß waren von den polnischen Politikern schon wäh-
rend des Krieges Annexionen an der Westgrenze erwogen worden: das historische Argument, 
Schlesien sei einst im Mittelalter ein polnisches Land und Pommern zumindest ein slawisches 
Land gewesen, war ja immer zur Hand. Aber das Ausmaß der Annexion wird nicht allein 
durch polnische Vergeltungssucht und historisch verbrämte Landgier erklärt, sondern vor al-
lem durch das politische Interesse der Sowjetunion.  
Diese ergriff die Gelegenheit, ihrerseits historische Ziele zu erreichen, die Konzessionen des 
Friedens von Riga aufzuheben und Ostpolen bis zur Curzon-Linie zu annektieren. Die weiß-
russische und ukrainische Bevölkerungsmehrheit sollte mit der Weißrussischen und der 
Ukrainischen Sowjetrepublik "wiedervereinigt", die mehrere Millionen zählende polnische 
Minderheit sollte über die Curzon-Linie nach Westen abgeschoben werden. Die Polen, im-
merhin Befreite und Verbündete, waren auf Kompensationen im Westen verwiesen. ...<< 
Der deutsche Historiker Martin Broszat (1926-1989) schrieb später über die Hintergründe der 
Vertreibung (x025/115): >>Was zunächst vordergründig als rigorose Neuordnung des natio-
nalen Verhältnisses erschien, ... war im Grunde weniger ein Akt souveräner polnischer Politik 
als ein Akt übergeordneter großräumiger sowjetischer Strategie in der östlichen Hälfte Euro-
pas.<<  
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil (1937-2015) erläuterte später einige Gründe, 
warum die Deutschen ihre Siedlungsgebiete in Ost-Mitteleuropa verlassen mußten (x025/184, 
x160/8): >>1945 war dann das Jahr der Ernte, die Sternstunde des polnischen Nationalismus. 
Die Planeten standen so günstig wie seit Jahrhunderten nicht mehr:  
Die Konjunktion der anglo-amerikanischen Bestrafungstheologie mit der sowjetischen Hege-
monialstrategie am Ende der "unvermeidlichen deutschen Katastrophe" brachte den Spielern 
den erhofften "höchsten Gewinn", die größte Expansion des polnischen Siedlungsgebietes in 
der Geschichte; obendrein konnte sich der historische polnische Chauvinismus im Gewand 
der Kompensations- und Kollektivschuldtheorie in fashionablen westlichen Gesellschaftskrei-
sen sehen lassen.  
Und es bestätigte sich wieder einmal die Erfahrung, daß Propaganda weniger von der Kraft 
ihrer Argumente als von der Unwissenheit ihrer Adressaten lebt. ...<< 
>>... Die offizielle Propaganda freilich hat die polnischen Annexionen und Vertreibungen als 
reine Reaktion auf Hitler dargestellt und wurde sogar von etlichen westlichen Historikern un-
geprüft übernommen.  
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Zutreffend schreibt dagegen der unvergessene Prof. Andreas Hillgruber, einer der Großen der 
bundesdeutschen Geschichtsschreibung: "Die Komplexität des Geschehens wurde auf unzu-
lässige Weise ausschließlich - fast monokausal - als sachlogische Konsequenz der hybriden 
Ziele der Hitlerschen Expansionspolitik ... interpretiert, ohne daß die davon unabhängigen 
Ziele der östlichen und westlichen Gegenmächte viel untersucht wurden. Dabei war das geg-
nerische Konzept nicht nur eine Reaktion auf die nationalistische Herausforderung; es ent-
sprach vielmehr lange herkommenden Vorstellungen, die im Kriege nur zum Durchbruch ka-
men." 
Im Zuge einer verstärkten Rückbesinnung auf die Menschenrechte hat man in den Vereinigten 
Staaten, in Australien und in Neuseeland neuerdings damit begonnen, die Geschichtsbücher 
von zweifelhaften Pionierlegenden zu befreien und den fürchterlich dezimierten Indianern, 
Aborigines und Maoris moralische Rehabilitierung und historische Gerechtigkeit widerfahren 
zu lassen - obwohl kein Weißer daran denkt, wieder in die alte Welt nach Europa zurückzu-
kehren.  
Warum sollte es nicht auch in Europa möglich sein, eine legendenfreie Geschichte im Geist 
der Menschenrechte und der historischen Wahrhaftigkeit zu schreiben? ...<< 
Ludwig Martin (1909-2010, Generalbundesanwalt a.D., Ehrenvorsitzender der Internationalen 
Gesellschaft für Menschenrechte e.V.) bemerkte später im Vorwort des Buches "Vertrei-
bungsverbrechen an Deutschen" (x025/I-V): >>... Geschichtliche Wahrheit ist nicht teilbar: 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit, zumal solche, die den Umfang und das Gewicht eines 
Völkermordes annehmen, bleiben Verbrechen, gleichviel, von wem sie begangen werden und 
wer die Verantwortung dafür zu tragen hat.  
Es geht nicht an, die marxistisch-leninistische Unterscheidung zwischen "gerechten" und "un-
gerechten" Kriegen auf die im Krieg, bei Kriegsende und nach dem Krieg an der Zivilbevölke-
rung begangenen Verbrechen zu übertragen und je nach der Zuordnung der Tätergruppe zu 
einem "sozialistischen" oder "imperialistischen" Regime zwischen verdammenswerten und 
entschuldbaren Menschenrechtsverletzungen zu differenzieren.  
Die jüngste Vergangenheit und die Gegenwart ist voll von Beispielen, daß auch in unserer 
hochentwickelten Zivilisation unter bestimmten politischen und gesellschaftlichen Verhältnis-
sen Menschen jedweder Herkunft, Rasse und Nationalität zu Untaten fähig sind, die sie unter 
normalen Verhältnissen nie begehen würden. Man denke nur an die Völkermorde in Kambo-
dscha und Afghanistan und an die Massaker im Libanon ... 
Vor Jahren stellte ich in Jerusalem einem angesehenen jüdischen Juristen und Publizisten die 
Frage, ob er glaube, daß zu der Massenvernichtung im "Dritten Reich" nur Deutsche fähig 
gewesen seien, oder ob er es für denkbar halte, daß Gleiches unter der Zwangsherrschaft eines 
"Hitler" und den dadurch geschaffenen politischen und massenpsychologischen Bedingungen 
auch in anderen Ländern hätte geschehen können. Nach kurzer Besinnung bejahte der Gefrag-
te das letztere.  
Gleichwohl mag man es hinnehmen und sogar als Gebot der Gerechtigkeit ansehen, daß das 
deutsche Volk während der im "Dritten Reich" von Deutschen an Juden, Angehörigen anderer 
Minderheiten und politischen und weltanschaulichen Gegnern begangenen Massenmorde auch 
nach fast vier Jahrzehnten immer und immer wieder auf die Anklagebank gesetzt und verur-
teilt wird.  
Schwer verständlich und durch nichts zu rechtfertigen ist es aber, daß die im Krieg und vor 
allem bei Kriegsende und nach dem Krieg von fremden Truppen, Widerstandskämpfern und 
fanatisiertem Mob an Millionen Deutschen verübten Morde und sonstigen Gewaltverbrechen 
auch heute noch totgeschwiegen und geleugnet oder mit dem Hinweis entschuldigt werden, 
daß "die Deutschen" es angesichts der auf ihnen lastenden Blutschuld nicht anders verdient 
hätten. ... 
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1. Opfer der "Vertreibungsverbrechen" waren nicht nur NS-Funktionäre, Parteigenossen und 
ihre Sympathisanten, sondern die Deutschen schlechthin, weil man sie mit den Nazis identifi-
zierte und zu Untermenschen bzw. Nicht-Menschen abqualifizierte, wie etwa Ilja Ehrenburg. 
Damit erklärte man sie in ähnlicher Weise für vogelfrei, wie dies die Nazis hinsichtlich der 
Juden getan hatten. 
Bei der Verbrechenshäufung handelte es sich nicht um das zufällige Ineinanderlaufen unzähli-
ger Einzelaktionen blindwütig gewordener Soldaten oder Zivilisten, sondern um ein von füh-
renden Kreisen der UdSSR und der anderen sozialistischen Staaten - mit Billigung der USA 
und Großbritannien - "wohlvorbereitetes System zur Dezimierung und Vertreibung der Deut-
schen" aus den Ostgebieten, um "eine neuartige Form staatlich gelenkter Liquidationspolitik" 
(Zitat des Autors aus Jürgen Thorwald: Die große Flucht, München/Zürich 1979. Seite 91), 
um die gewollte Folge der von höchsten Stellen ausgegebenen Appelle an Haß, Rachsucht und 
Tötungsinstinkte. ...  
Sehr zu Recht stellt der englische Philosoph Bertrand Russell die Frage, ob Massenvertrei-
bungen nur dann Verbrechen seien, wenn sie "von unseren Feinden während des Krieges vor-
genommen werden", dagegen gerechte Mittel für die gesellschaftliche Neuordnung, wenn 
"unsere Verbündeten sie in Friedenszeiten durchführen". ...  
Eine schonungslose Offenlegung finsterer Kapitel der Menschheitsgeschichte ohne Rücksicht 
auf die Nationalität der für diese Tragödien Verantwortlichen ist ein Gebot der Wahrheit und 
der Gerechtigkeit; sie allein kann Grundlage gegenseitigen Verzeihens und echter Verständi-
gung sein. Man kann nicht, wie es in Nürnberg geschehen ist, Deutsche durch die Repräsen-
tanten von Mächten aburteilen lassen, die selbst gleiche Verbrechen angeordnet oder geduldet 
haben, wie sie dem deutschen Volke vorgeworfen werden. 
Es verstieße gegen seine Würde und sein Selbstverständnis, wenn sich das deutsche Volk wi-
derspruchslos auf Generationen hinaus mit der ihm zugedachten Büßerrolle abfinden und zu 
all dem schweigen würde, was ihm von den Siegern an Furchtbarem angetan worden ist. Eine 
Besinnung hierauf - fernab von Rache- und Vergeltungsgefühlen - schulden wir Deutschen 
auch den Millionen der unschuldigen Opfer der Vertreibungsverbrechen, die stellvertretend 
für das deutsche Volk Unsägliches erduldet haben. ...  
Der tschechische Staatspräsident Eduard Benesch soll die Vernichtung der sudetendeutschen 
Volksgruppe nach dem Krieg mit den Worten begründet haben: "Unsere Deutschen ... haben 
den Staat verraten, die Demokratie verraten, uns verraten, die Menschlichkeit verraten und die 
Menschheit verraten. ...  
In Abwandlung dieser Anklage kann man die von sowjetrussischen Soldaten, von Polen, 
Tschechen und Jugoslawen gegenüber Deutschen begangenen Vertreibungsverbrechen mit 
dem Satz überschreiben. Die Initiatoren und Täter dieser Verbrechen haben die Menschlich-
keit und die Menschheit verraten.  
Das muß vor der Geschichte klargestellt werden.<<  
Der deutsche Journalist Ekkehard Kuhn schrieb später in seinem Buch ("Nicht Rache, nicht 
Vergeltung ...") über die Vertreibung der Deutschen aus Ost-Mitteleuropa (x024/13-14): 
>>Die Solidarität, das Mitgefühl mit den Opfern der Vertreibung, den Toten, den Verletzten, 
den Entehrten, den Folgegeschädigten ist heute unter uns Deutschen gering oder so gut wie 
nicht mehr vorhanden. ... Aber die vielen Opfer dieser grausamen Zeit von Flucht und Ver-
treibung dürfen nicht vergessen werden - ebenso wie alle anderen Opfer des Krieges.  
Wenn ihr Tod, ihr Leiden einen Sinn erhalten und behalten soll, dann muß die Erinnerung 
daran Ansporn zu Verständigung und Versöhnung, zur Bewahrung und zum Bau eines wirkli-
chen Friedens sein. Die Erinnerung an das Vergangene soll zwischen den Völkern nicht alte 
Narben und Wunden aufreißen. Aber die wirkliche Geschichte, die Wahrheit muß genannt 
werden. ... 
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Gerade heute, da nunmehr im Osten und bei uns neue Generationen herangewachsen sind, die 
vieles, was die Älteren erleben mußten, gar nicht mehr wissen und begreifen können, ist eine 
saubere, faire Aufarbeitung dieser zeitgeschichtlichen Abläufe auch zur Beurteilung politi-
scher Vorgänge der Gegenwart erforderlich. ...<< 
Wlodzimierz Borodziej (Prof. für Zeitgeschichte an der Universität Warschau und polnischer 
Co-Vorsitzender der deutsch-polnischen Schulbuchkommission) schrieb später über die letz-
ten Umsiedlungen der Deutschen aus den Gebieten östlich der Oder-Neiße-Linie (x294/102-
103): >>... Im Februar 1946 ... begann der große Abtransport der Deutschen aus Polen. Sie 
kamen in die britische und die sowjetische Zone. Die Aktion wurde mehrmals unterbrochen, 
weil die Transportmittel nicht ausreichten, weil die Deutschen als Arbeitskraft in der Erntezeit 
gebraucht wurden, weil die Behörden in beiden Zonen sich gegen die Aufnahme kranker und 
arbeitsunfähiger Menschen sperrten, weil die Transporte - besonders im Winter 1946/47 - un-
zureichend versorgt waren, was in einigen Zügen zu Dutzenden von Todesfällen führte.  
Im Spätherbst verebbte die große Welle der Zwangsumsiedlung. In den kommenden Jahren 
stellte sich viel öfter das umgekehrte Problem: Viele (besonders Frauen, deren Männer im 
Westen waren) wollten gehen, der Staat ließ sie nicht oder ließ sich zumindest lange bitten. 
Für die 1948 bis 1950 vorgenommenen, zahlenmäßig geringen Umsiedlungen, deren Summe 
nur einen Bruchteil jener von 1946 bis 1947 erreichte (erfaßt wurden knapp 140.000 Perso-
nen), wäre schon der Begriff der Zwangsaussiedlung, geschweige denn der Vertreibung, irre-
führend. Bereits in diesen Jahren dürfte die Zahl der freiwillig Ausreisenden - die in Polen 
schlicht nicht bleiben wollten - größer gewesen sein als der der Ausgesiedelten. ... 
Blickt man auf den gesamten Zeitraum von 1945 bis 1950 zurück, in dem etwa 3,5 Millionen 
Deutsche Polen verlassen mußten, fallen vor allem drei Umstände auf. Erstens die extrem un-
terschiedlichen Lebensbedingungen der Deutschen: Das meiste Leid erlitten jene, die in die 
Lager kamen (wobei die Unterschiede zwischen den einzelnen Lagern ebenfalls beachtlich 
waren). Unter den weniger als 200.000 Toten unter polnischer Herrschaft dürften gerade die 
Lagerinsassen die Mehrheit ausgemacht haben.  
Die meisten verloren nach und nach den ganzen oder fast den ganzen Besitz. Zehntausende 
leisteten innerhalb und außerhalb der Lager Zwangsarbeit, ebenfalls unter unterschiedlichen 
Bedingungen. Zehntausende arbeiteten in polnischen Betrieben, ohne Zwangsarbeiter zu sein, 
ein Teil davon als unentbehrliche Fachleute, die vor dem polizeilichen Zugriff offiziell ge-
schützt und entsprechend entlohnt wurden. ...<< 
Der deutsche Bundeskanzler Konrad Adenauer berichtete später über das Schicksal der deut-
schen Vertriebenen (x353/80): >>… Es sind aus den östlichen Teilen Deutschlands, aus Po-
len, der Tschechoslowakei, Ungarn usw. nach den von amerikanischer Seite getroffenen Fest-
stellungen insgesamt 13,3 Millionen Deutsche vertrieben worden. 7,3 Millionen sind in der 
Ostzone und in der Hauptsache in den drei Westzonen angekommen. 6 Millionen Deutsche 
sind vom Erdboden verschwunden. Sie sind gestorben, verdorben.<< 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil berichtete später über die Vertreibung der 
Deutschen aus Ost-Mitteleuropa (x309/122): >>... Zusammenfassend bleibt festhalten, daß die 
Vertreibung der Deutschen aus Ostdeutschland und Osteuropa nicht nur die größte Vertrei-
bung der Weltgeschichte war, sondern auch aufgrund der 2,8 bis drei Millionen Menschenle-
ben, die sie gefordert hat, als Völkermord einzustufen ist.  
Die Vertriebenen sind im Übrigen rassisch Verfolgte; denn ihr einziges Verbrechen, war ihre 
ethnische Zugehörigkeit. ...<< 
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtete später über den Tatbestand des Völker-
mordes (x051/608): >>Völkermord, physische, auch kulturelle, Vernichtung nationaler, ethni-
scher, religiöser, sozialer oder rassischer Gruppen.  
Der Tatbestand des Völkermordes ist so alt wie die Menschheitsgeschichte, der Begriff dafür 
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wurde im 20. Jahrhundert entwickelt und völkerrechtlich gefaßt. … 
In Artikel 6c der Satzung des Internationalen Militär-Tribunals vom 8.8.45 … wurde er unter 
die Verbrechen gegen die Menschlichkeit eingereiht und am 9.12.48 Gegenstand des Ab-
kommens zur Verhütung und Bestrafung des Völkermordes, das einstimmig von der UN-
Vollversammlung angenommen wurde.  
Zum Völkermord zählt danach bereits das körperliche und geistige Schädigen sowie das Töten 
von Mitgliedern einer Gruppe mit dem Ziel ihrer Zerstörung, was durch planmäßige Schaf-
fung unerträglicher Lebensbedingungen, Vertreibung, Geburtenverhinderung u.a. geschehen 
kann.  
1954 trat die Bundesrepublik dem Abkommen bei und schuf in § 220a StGB einen Straftatbe-
stand des Völkermordes.<<  
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil berichtete später über den Tatbestand des 
Völkermordes (x026/35): >>... Als Völkermord betrachtet die UNO-Resolution über den Ge-
nozid vom 9. Dezember 1948 ebenso wie das deutsche Strafrecht gemäß § 220a des Strafge-
setzbuches nicht nur die physische Vernichtung bestimmter Gruppen, sondern auch andere 
Formen der Verfolgung, die zur Zerstörung der Identität dieser Gruppen führen.  
Die Stämme der Schlesier, Ostpreußen, Wolgadeutschen usw. haben praktisch zu existieren 
aufgehört; das Geschehen in den Vertreibungsgebieten - die größte Vertreibung der Weltge-
schichte - müßte als Genozid eingestuft werden, selbst wenn es nicht so viele Menschenleben 
gekostet hätte.<<  
Die völkerrechtswidrigen Massenvertreibungen der deutschen Bevölkerung aus den Gebieten 
östlich der Oder-Neiße waren eindeutig Verbrechen gegen die Menschlichkeit. 
Da Verbrechen gegen die Menschlichkeit nicht kraft Verjährung enden, sind die alliieren Sie-
germächte und die Verstreiberstaaten für ihr völkerrechtswidriges Handeln zur Verantwortung 
zu ziehen. 
 
16. Wieso wurden die Lebensgrundlagen der Ost- und Volksdeutschen nach dem Ende 
des Zweiten Weltkrieges systematisch zerstört? 
Bis zum Abzug der sowjetischen Truppen herrschten in Jugoslawien, Polen, in der Tschecho-
slowakei und in Ostdeutschland monatelang chaotische Verhältnisse, weil die einheimischen 
Behörden und Milizeinheiten ständig versuchten, die Befehlsgewalt auszuüben. Infolge der 
unterschiedlichen Anordnungen und Befehle gab es dauernd Überschneidungen, so daß die 
Deutschen zusätzlich schikaniert und verunsichert wurden. Zwischen den Russen und Polen 
ereigneten sich besonders häufig Auseinandersetzungen, die nicht selten mit wilden Schieße-
reien endeten. Viele Polen haßten ihre sowjetischen Befreier, weil sie nach Stalins Anord-
nungen die deutschen Ostgebiete systematisch ausplünderten und verwüsteten.  
In den deutschen Ostgebieten wurde die sowjetische Besatzungszeit im Herbst 1945 beendet 
(Ausnahme: Nord-Ostpreußen). Nach dem sowjetischen Abzug führte man in den "befreiten 
Gebieten" gnadenlose Pauschalabrechnungen durch. Es handelte sich damals meistens nicht 
um spontane Ausschreitungen oder persönliche Racheakte, sondern mehrheitlich um staatlich 
gelenkte "Säuberungsaktionen". Viele Gewalttaten und Verfolgungen wurden nachweislich 
durch unverantwortliche staatliche Propagandamaßnahmen beeinflußt und gefördert. In Rund-
funkansprachen, Zeitungen, Bekanntmachungen und öffentlichen Veranstaltungen schürte 
man den radikalen Nationalismus und forderte zur kollektiven Bestrafung aller deutschen 
"Landesverräter" auf.  
In Ostdeutschland, Polen, in der Tschechoslowakei und in Jugoslawien setzten die neuen 
Machthaber ihre bisherigen Verfolgungsmaßnahmen systematisch fort und nutzten außerdem 
die "bewährten" NS-Terrormethoden der "Juden- und Fremdarbeiterpolitik". Die Deutschen 
mußten z.B. vielerorts weiße Armbinden oder Hakenkreuze sichtbar auf ihrer Kleidung tra-
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gen, um sie öffentlich zu verhöhnen und zu erniedrigen. Fanatische Zivilisten mißhandelten 
die Geächteten gelegentlich auf "offener Straße" und rissen ihnen sogar oft die Kleidung vom 
Leib.  
Da die neuen polnischen Machthaber nicht genügend disziplinierte Truppen und Polizeikräfte 
besaßen, übertrug man in Ostdeutschland den "Schutz der öffentlichen Sicherheit" zunächst an 
Milizen. In jede Stadt und in jedes größere Dorf wurden "Milizkommandanten" entsandt, um 
die sowjetischen Besatzungstruppen zu ersetzen. Manche Milizangehörige waren fragwürdige 
Gestalten. Die Milizen setzten sich überwiegend aus 18-20jährigen Zivilisten zusammen, die 
schnell erkannten, daß Raub und Plünderung des deutschen Eigentums behördlich gefördert 
bzw. unterstützt wurden.  
Die Milizangehörigen, Partisanen und Geheimpolizisten waren damals die Herren über Leben 
und Tod. Sie waren überall unumschränkte Machthaber und terrorisierten die deutschen Ein-
wohner. Da die Milizen keinen Sold erhielten, mußten sie sich selbst versorgen und führten 
unentwegt Raubzüge durch. Das gesamte Eigentum der "Staatsfeinde" wurde "beschlag-
nahmt", so daß die Ost- und Volksdeutschen schnell zu Bettlern wurden. Nachdem die Mili-
zen Kommandanturen errichtet hatten, drangen immer mehr polnische und tschechische Zivi-
listen in die deutschen Siedlungsgebiete ein.  
Die Geheimpolizei und Partisanen arbeiteten gewöhnlich mit den örtlichen Milizkommandan-
ten zusammen, wenn es darum ging, die Deutschen mit schonungsloser Willkür und extremer 
Brutalität zu verfolgen. In der CSR wurden damals vermeintliche NS-Verbrecher von Partisa-
nen und Milizen auf Markt- oder Sportplätzen zusammengetrieben, brutal mißhandelt und z.T. 
sogar öffentlich hingerichtet (x010/44). Erst in den Jahren 1946-1947 ließ die Schreckens-
herrschaft der Geheimpolizei und Milizen allmählich nach. 
Die arbeitsfähige deutsche Bevölkerung wurde zwangsweise zum Arbeitseinsatz herangezo-
gen. Sogar 8- bis 10jährige Kinder mußten Vieh hüten, Gespanne fahren oder andere leichte 
Arbeiten erledigen. Obgleich die Deutschen schwerste Zwangsarbeiten leisten mußten, rissen 
sie sich um fast jede Arbeit, denn ohne Arbeit gab es keine Verpflegung. Wer nicht verhun-
gern wollte, mußte arbeiten.  
In den Sommermonaten betrug die tägliche Arbeitszeit oftmals bis zu 15 Stunden. Während 
der Erntezeit wurde vom Sonnenaufgang bis zum Einbruch der Dunkelheit gearbeitet. Sonn- 
und Feiertage waren für die Deutschen "normale Arbeitstage".  
Viele Zwangsarbeiter mußten ekelhafte und qualvolle Arbeiten ausführen. Besonders ab-
scheulich waren die Bergung von Tierkadavern und die Bestattung der Leichen, die bereits 
seit Wochen und Monaten in den Ortschaften, an den Landstraßen oder auf den Feldern und 
Wiesen lagen. Diese grauenvollen, gesundheitsgefährdenden Arbeiten dauerten manchmal 
mehrere Wochen.  
Während der schweren körperlichen Arbeit kam es täglich vor, daß kranke und erschöpfte 
Arbeitskräfte Schwächeanfälle erlitten und zusammenbrachen. Infolge der unmenschlichen 
Lebensbedingungen brachen schon bald vielerorts verheerende Epidemien aus. In jener Zeit 
führte man Beerdigungen nur noch ohne Särge durch. Die Toten wurden notdürftig in Kohlen- 
oder Kartoffelsäcke gepackt und in Massengräbern bestattet.  
Nach der täglichen Zwangsarbeit durchsuchten überall hungrige Menschen leerstehende Häu-
ser, Keller und Kartoffelmieten oder streiften durch Wälder und über Felder, um irgendwelche 
eßbaren Dinge zu ergattern. Für die Frauen war es besonders schwer, ihre Kinder und ihre ge-
brechlichen Eltern zu ernähren, denn obwohl sie selbst unterernährt waren und hungerten, 
mußten sie jeden Tag schwere Zwangsarbeiten leisten.  
Falls die Deutschen nicht mehr arbeiten konnten, waren sie zwangsläufig dem Hungertod aus-
geliefert. Da Kinder und alte Menschen im allgemeinen keine Lebensmittel erhielten, starben 
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sie reihenweise. Nachdem man die letzten Vorräte geplündert hatte, wurde die Ernährungslage 
der rechtlosen Deutschen immer dramatischer.  
Die Lebensverhältnisse der zurückgebliebenen Deutschen in Ostmitteleuropa wurden durch 
grenzenloses Leid, unendliche Not und absolute Rechtlosigkeit geprägt. Fast alle Deutschen 
vegetierten unter menschenunwürdigen Lebensbedingungen. In dieser erbarmungslosen Zeit 
rückten alle verfolgten Deutschen eng zusammen. Man half sich nach besten Kräften, wo im-
mer es möglich war. Standesunterschiede gab es schon längst nicht mehr. 
Der schweizerische Journalist Robert Jungk (1913-1994) berichtete am 15. November 1945 in 
der "Züricher Weltwoche" unter der Überschrift "Aus einem Totenland" über die katastropha-
len Verhältnisse östlich der Oder und Neiße (x024/133-139): >>... Es gibt heute in Europa 
nicht nur einen Eisernen Vorhang. Es gibt zwei. Dieser zweite Eiserne Vorhang, von dem man 
nicht spricht und sehr wenig weiß, scheidet die russische Okkupationszone in Deutschland 
gegen Osten von jenen ehemals deutschen Gebieten, die auf der Potsdamer Konferenz den 
Polen übergeben wurden und der alliierten Deutschlandverwaltung nicht unterstehen. 
Jedermann, der diese Grenze, die sich an die Oder- und Neißelinie lehnt, überquert hat, wird 
bestätigen, daß dort die Kontrolle noch viel schärfer ist als an der Grenze, welche die alliierte 
und russische Okkupationszone voneinander trennt. Das hat seinen guten Grund. Man 
wünscht hier keine Besuche von außen. Denn hinter der Oder-Neiße-Linie beginnt das Land 
ohne Sicherheit, das Land ohne Gesetz, das Land der Vogelfreien, das Totenland. 
Während in der von den Russen okkupierten Zone heute doch eine gewisse Ordnung herrscht 
und Unrecht mehr zufällig als planmäßig geschieht, regiert in den weiten Gebieten zwischen 
der früheren deutsch-polnischen Grenze und der Oder die Willkür und die Gewalt.  
Als dieses Gebiet den Polen nach den Potsdamer Vereinbarungen zugesprochen worden war, 
glaubte die ansässige deutsche Bevölkerung zuerst, sie werde sich mit den Polen nicht 
schlechter oder sogar besser vertragen als mit den Russen. Heute aber ist es so, daß die Be-
wohner sich an die kleinen durchziehenden oder da und dort zur Nachschubsicherung statio-
nierten russischen Abteilungen wenden müssen, um Schutz vor den Übergriffen der Polen zu 
finden.  
Wer die polnische Zone verlassen hat und in russisch okkupiertes Gebiet gelangt, atmet gera-
dezu auf. Hinter ihm liegen leergeplünderte Städte, Pestdörfer, Konzentrationslager, öde un-
bestellte Felder, leichenbesäte Straßen, an denen Wegelagerer lauern und Flüchtigen die letzte 
Habe rauben. 
All das und alles, was in den kommenden Zeilen beschrieben werden wird, ist leider wahr. 
Man mache es sicht leicht und tue es als "Greuelpropaganda" ab. Zu oft schon hat man in den 
Jahren dem unvorstellbaren Entsetzlichen nicht glauben wollen, zu oft haben diejenigen, de-
nen Enthüllungen unangenehm sein mußten, sie als "Lügen" oder "Propaganda" abgetan.  
Es ist wahr, daß in dem Orte G. auf öffentlichem Platze Mädchen, Frauen, Greisinnen von 
Angehörigen der polnischen Miliz vergewaltigt wurden.  
Es ist wahr, daß auf dem Bahnhof von S. sämtliche Flüchtlingszüge regelmäßig derart ausge-
raubt werden, daß die Insassen nackt weiter gen Westen reisen müssen.  
Es ist wahr, daß in weiten Gegenden Schlesiens kein einziges Kind unter einem Jahr mehr am 
Leben ist, weil sie alle verhungern mußten oder erschlagen wurden.  
Es ist wahr, daß in Oberschlesien die von Syphilis angesteckten Frauen als "Behandlung" ein-
fach einen Kopfschuß erhalten.  
Und es ist wahr, daß eine Selbstmordwelle durch das Land geht. In einzelnen Orten hat sich 
ein Zwölftel, in anderen bereits ein Zehntel oder sogar ein Fünftel der Bevölkerung ums Le-
ben gebracht.  
Es ist wahr, daß in den sogenannten Arbeitslagern Sownowice und Centoschlowitz Insassen 
nächtelang bis zum Hals in eiskaltem Wasser stehen müssen und daß man sie bis zur Bewußt-
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losigkeit schlägt. 
Und warum geschieht das alles? Nun, es ist furchtbar genug: Diese Welle barbarischer Miß-
handlungen wurde ausgelöst durch das Bemühen der "großen Drei", das Schicksal der Deut-
schen im Osten zu mildern. Jawohl, zu mildern!  
Die Berichte, die damals über das durch die zwangsweise Evakuierung verursachte Elend an 
die Weltöffentlichkeit gedrungen waren, hatten die Großmächte veranlaßt, der polnischen und 
tschechoslowakischen Regierung die Einstellung der übereilten Zwangsdeportationen zu emp-
fehlen. Die Tschechen haben diesen Appell befolgt, und die Umsiedlung der Deutschen aus 
der Tschechoslowakei nach Deutschland und Österreich geht jetzt in geordneter, wenn irgend 
möglich menschlicher Weise vor sich.  
Anders in Polen. Auch sie stoppten zunächst die Evakuierungen. Aber zugleich taten sie alles, 
um die deutsche Bevölkerung, die sie los sein wollten, zum "freiwilligen" Verlassen des neu-
en polnischen Territoriums zu veranlassen.  
Das verhältnismäßig noch mildeste Mittel, das die neuangesetzten polnischen Woiwoden und 
Bürgermeister anwenden, ist die Aushungerung. In dem Städtchen S. werden für die 15.000 
deutschen Einwohner nur 7.000 Brotrationskarten ausgegeben. Die 8.000, die keine Rationie-
rung zugeteilt erhalten, können noch eine Zeitlang durch den Verkauf ihrer Habseligkeiten auf 
dem schwarzen Markt etwas Brot bekommen, dann bleibt ihnen nur der Hungertod oder - die 
"freiwillige" Wanderung nach dem Westen. 
Schlimmer noch steht es in Breslau. Dort gibt es überhaupt kein allgemeines Rationierungssy-
stem. Nur die Polen und diejenigen Deutschen, die für die Stadtverwaltung arbeiten, erhalten 
etwas Nahrung. Die anderen müssen versuchen, sich so gut zu behelfen, wie es eben geht. 
Auch ihnen steht der "schwarze Markt" offen. Wollen sie dort aber mit ihren Ersparnissen in 
Mark kaufen, so erhalten sie nichts, da die Polen alle Markwährung entschädigungslos als 
verfallen erklärt haben und nur der polnische Zloty Gültigkeit hat.  
Seit der deutschen Kapitulation hat es in Breslau weder Fett noch Fleisch gegeben. Die Be-
wohner machen Proviantexpeditionen ins Hinterland der Stadt. Sind sie glücklich genug, ein 
paar Rüben und Kartoffeln zu bekommen, so wird ihnen das meist bei der Rückkehr schon in 
den Vororten von den polnischen Milizsoldaten wieder abgenommen.  
Daß die Sterblichkeit unter diesen Umständen enorm ist, kann nicht wunder nehmen. Polni-
sche Beamte, die übrigens infolge der Unordnung in der Breslauer Stadtverwaltung selbst seit 
Monaten keine Zahlungen erhalten, geben ganz offen zu, daß sie hoffen, durch die Hungerde-
zimierung der deutschen Bevölkerung werde bis Weihnachten das gleiche Ziel erreicht sein, 
das ursprünglich durch die Deportation hatte erreicht werden sollen. 
Mindestens ebenso schlimm wie den Hunger empfinden die noch in dieser Zone lebenden 
Deutschen den Mangel an Sicherheit und Recht. Es gibt keine Instanzen, an die ein Bauer, der 
von Plünderern überfallen wurde, sich wenden könnte, es gibt keine Polizei, die ihn schützt, 
keine Richter, die ihm Recht verschaffen könnten. Jedermann muß stündlich und täglich Ge-
waltattacken auf Gut und Leben erwarten, ohne daß ihm eine Möglichkeit legaler Gegenwehr 
gegeben wäre.  
Daß bei solchen Raubzügen auch gerade solche Deutsche leiden mußten, die erwiesenerweise 
im Kampf gegen die Nazis ihre engsten Verwandten verloren, daß Juden, die in stillen Land-
kreisen hatten untertauchen können, nun da sie wähnten, gerettet zu sein, von den Polen um-
gebracht werden, das sind besonders dunkle Schatten auf einem ohnehin schon düsteren Bilde.  
Zu allem kommen noch Krankheit und Seuche. Je weiter man von Berlin gegen Osten fährt, 
desto häufiger sieht man an den Ortseingängen die großen Plakate mit den in lateinischer und 
kyrillischer Schrift aufgemalten Warnungswort: Typhus!  
Die ausgemergelten Körper der Hungernden geben noch Nährboden für den Bazillus ab, und 
die Seuche entwickelt sich mit der Schnelligkeit eines Waldbrandes im ganzen Gebiet östlich 
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der Oder-Neiße-Linie. Aber es ist ein "Waldbrand", dem sich keine Feuerwehrleute entgegen-
stellen. Erschütternd lesen sich Berichte aus den Seuchengebieten: "In St. sind 80 Personen 
von einer Bevölkerung von 400 an Typhus erkrankt. Keine Medikamente im Dorf. Kein Dok-
tor auf dem Rechtsufer der Oder".  
Der Sekretär der "Caritas" in Str. berichtet, daß auch seine Medikamente zur Neige gehen. 
"Da wir durch die Seuche isoliert sind, will uns niemand Nahrungsmittel bringen. Wir können 
den Kranken nicht helfen. Alles, was wir tun können, ist, sie zu isolieren. Ziemlich alle Dörfer 
an der Eisenbahnlinie Breslau-Frankenstein sind vom Typhus infiziert." 
Die "Lösung" in vielen Fällen ist nun, daß man infizierte Ortschaften, wie einst im Mittelalter 
die Peststädte, vollständig isoliert. Ihre Bewohner dürfen über den Umkreis des verpesteten 
Dorfes nicht hinaus oder müssen riskieren, erschossen zu werden. Natürlich ist eine absolute 
Kontrolle nicht möglich, und so wird der Typhus immer weitergeschleppt. 
"Da muß doch etwas getan werden ..." Das ist die erste Reaktion eines jeden Menschen, der 
die Situation im polnisch besetzten Teil Deutschlands sich zu einer immer furchtbareren Kata-
strophe entwickeln sieht.  
Leider kann aber nichts getan werden, wenn dieses Gebiet nicht wenigstens ebenso wie die 
anderen okkupierten Gebiete Deutschlands einer Kontrolle der vier Großmächte unterstellt 
wird. Solange alles deutsche Gebiet jenseits der Oder, wie das in Potsdam geschah, allein un-
ter polnischer Kontrolle bleibt, wird sich vermutlich nicht viel ändern. Denn da dieses Territo-
rium erst von der kommenden Friedenskonferenz endgültig als polnisch anerkannt werden 
kann, tun die Polen alles, um in möglichster Eile und Rücksichtslosigkeit ihre "Zone" im Hin-
blick auf die endgültige Grenzziehung zu entgermanisieren. 
Diejenigen, die vor Hunger, Seuche, Mißhandlung und Plünderung aus den von den Polen 
besetzten Regionen fliehen, haben vor dem Verlassen der polnischen Zone einen Schein zu 
unterzeichnen, in dem sie erklären, sie seien selbstverständlich aus freiem Willen gegangen. 
Es soll doch niemand später am grünen Tisch sagen können, daß nicht alles korrekt zugegan-
gen sei! 
Wenn etwas für das "Totenland" jenseits der Oder getan werden kann, dann wird es zuerst und 
am ehesten von russischer Seite geschehen müssen. Es mehren sich die Zeichen, daß die 
Russen mit der von den Polen verfolgten Okkupationspolitik keineswegs einverstanden sind 
und daran denken, den von Polen besetzten Teil Ostdeutschlands wieder in eigene Verwaltung 
zu nehmen. Denn die Russen können es sich nicht leisten, daß ihr Nachschub aus dem Osten 
und ihre Verkehrsverbindungen mit der Heimat durch die chaotischen Zustände in der polni-
schen Zone gefährdet werden. Sie sind zudem der Ansicht, daß der größere Teil der Kritik an 
der heute in aller Welt so stark angefeindeten Politik in den deutschen Ostgebieten weniger an 
ihre Adresse als an die der Polen zu richten sei.  
Ob es allerdings ganz ohne Schwierigkeiten gehen wird, "machine arrière" ("einen Rückzie-
her") zu machen, ist eine andere Frage. "Weiße" und "rote" Polen, die sonst heftig gegenein-
ander intrigieren, sind sich doch in dem Punkte einig, daß die neu besetzten deutschen Gebiete 
polnisch bleiben sollen. Die schon seit Wochen bestehende polnisch-russische Spannung, die 
in Ostpreußen sogar bereits zu bewaffneten Zusammenstößen geführt hat, würde durch einen 
offenen Konflikt über die Frage der Verwaltung in den deutschen Ostgebieten kritisch ver-
schärft werden. 
Zweifellos wird man sich aber auch noch anderwärts mit den Zuständen im "Totenland" be-
schäftigen, sobald mehrere Rapporte wie dieser, der, soviel wir wissen, zum ersten Mal die 
Zustände im polnisch besetzten Deutschland an die Öffentlichkeit bringt, die Aufmerksamkeit 
der Weltmeinung erregt haben. Denn es geht hier um noch viel mehr als "nur" um das Leben 
einiger Millionen Deutscher, es geht um die moralische Reinheit und Stärke der antifaschisti-
schen Bewegung in der Welt. 
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Wenn alle diejenigen, die Hitler und Mussolini unter großen Opfern bekämpften, um eine bes-
sere Welt aufzubauen, es zulassen, daß ihr Kampf jetzt von Rowdys und Chauvinisten ausge-
nützt und beschmutzt wird, dann sehen wir keine große Hoffnung für die Zukunft. Man hat 
mit Recht den Deutschen vorgeworfen, daß sie in ihrem Glauben an die Mission ihres Vater-
landes so lange die Augen vor den Greueltaten des Nazismus verschlossen hätten.  
Sollen die Vorkämpfer der Demokratie später einmal den gleichen Vorwurf auf sich sitzen 
lassen müssen. Auch wir alle werden "mitschuldig" sein, wenn wir nicht täglich und stündlich 
die Schandtaten, die heute im Namen der Demokratie und der Freiheit begangen werden, ent-
hüllen. Nichts anderes wollten diese ersten Zeilen aus dem Land der Vogelfreien, aus dem 
Totenland jenseits der Oder.<< 
Die Wissenschaftliche Kommission der deutschen Bundesregierung berichtete im Jahre 1954 
über die Lebensverhältnisse der Deutschen im sowjetisch verwalteten Teil Ostpreußens 
(x001/90E-91E): >>Die weitgehende Entvölkerung und wirtschaftliche und verkehrsmäßige 
Abschließung des Landes, besonders aber die brutale sowjetische Behandlung seiner wenigen 
deutschen Menschen führte im Nordteil Ostpreußens seit 1945 zu einem Prozeß wachsender 
Verelendung, Verwilderung und Primitivisierung, demgegenüber die zur gleichen Zeit in 
manchen Gegenden Schlesiens und Pommerns herrschenden Zustände als noch kultiviert er-
scheinen mochten.  
In wenigen Jahren verwischten sich die Züge einer alten europäischen Kulturlandschaft und 
den Menschen verwandelte sich ihre Heimat unter ihren Augen in eine unheimliche Fremde. 
... Eine organisierte allgemeine Lebensmittelversorgung, d.h. eine Ausgabe und regelmäßige 
Belieferung von Lebensmittelkarten, hat es im nördlichen Teil Ostpreußens offenbar nirgends 
gegeben. Für Alte, Kranke und Kinder begann die Ernährungslage in den Städten und beson-
ders in Königsberg bald katastrophal zu werden. ...  
Eine Ausnahme bildeten in dieser Beziehung lediglich die wenigen qualifizierten Facharbei-
ter, die als Spezialisten meist ausreichende Verpflegung und mitunter sogar Bezahlung erhiel-
ten. Im übrigen hat aber wohl in keiner anderen deutschen Stadt der Hunger in den Jahren 
1945-47 so viele Opfer gefordert wie in Königsberg. Große Teile der Bevölkerung nährten 
sich von Abfällen, und die Verwilderung führte schließlich sogar dazu, daß Fleisch getöteter 
Menschen feilgeboten wurde.  
So unglaubwürdig dies erscheinen mag, so kann doch zufolge mehreren Berichten kein Zwei-
fel daran sein, daß der Verkauf und Genuß von Menschenfleisch in Königsberg mehrfach vor-
gekommen ist und daß dadurch in hohem Maße Entsetzen und Unruhe unter der deutschen 
Bevölkerung hervorgerufen wurden.  
Furchtbare hygienische Verhältnisse trugen das Ihre dazu bei, daß Typhus-, Ruhr-, Krätze-, ja 
selbst Malariaepidemien um sich griffen und die Sterblichkeit in unerhörtem Maße stieg. 2 
Jahre lang - vom Sommer 1945 bis zum Sommer 1947 - hielt die hohe Sterblichkeit in Kö-
nigsberg infolge der Unterernährung und der Epidemien an. Innerhalb dieser 2 Jahre ist von 
rd. 70.000 Deutschen, die im Sommer 1945 in Königsberg registriert worden waren, minde-
stens die Hälfte gestorben. ... 
Etwas günstigere Voraussetzungen bestanden anfangs für die Landbevölkerung, ... so daß sie 
ein kümmerliches Leben fristen konnte. Hier und dort wurde jedoch auch sie schon im Som-
mer 1945 zu verzweifelten Handlungen getrieben. Manchen ... blieb nichts anderes übrig, als 
bei den russischen Soldaten um Nahrung zu betteln. Die Gutmütigkeit und Freigebigkeit ein-
zelner Russen kleinen Kindern und ihren Müttern gegenüber, die in seltsamem Kontrast zu 
den vielen Exzessen und Ausschreitungen stand, haben für manche deutsche Familie eine 
große Hilfe in ihrer furchtbaren Not bedeutet. ...<< 
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Die Wissenschaftliche Kommission der deutschen Bundesregierung berichtete im Jahre 1954 
über die Lebensverhältnisse der Deutschen in den polnisch verwalteten deutschen Gebieten 
östlich der Oder-Neiße-Linie (x001/102E-105E): >>Entschieden schlechter als auf dem Lande 
war die Ernährungslage in den Städten. ... Da weder Lebensmittel im Lande waren, noch die 
Betriebe arbeiteten, lagen die Läden und Geschäfte still. Deutsches Geld war nahezu wertlos 
geworden, und selbst in Großstädten wie Breslau wurde die Entlohnung für die arbeitende 
Bevölkerung fast ausschließlich in Naturalien gezahlt.  
Auch die Strom- und Wasserversorgungswerke, ebenso die öffentlichen Verkehrseinrichtun-
gen arbeiteten in den deutschen Ostgebieten während der Zeit der sowjetischen Militäradmini-
stration wohl fast nirgends. Die Ursache lag z.T. darin, daß manche Versorgungsanlagen 
durch Kriegseinwirkungen zerstört, die wichtigsten Fabriken demontiert und die Magazine 
geplündert waren.  
Eine sehr verhängnisvolle Wirkung hatte es aber auch, daß bereits im Sommer 1945 nach 
Ostpreußen, Ostpommern und Schlesien eine große Anzahl polnischer Zivilpersonen einge-
strömt war und sogleich begonnen hatte, die Geschäfte und Handwerksbetriebe ebenso wie 
die Bauernhöfe für sich zu beschlagnahmen. Jede Initiative zur Neubelebung des Wirtschafts-
lebens, die von der städtischen deutschen Bevölkerung hätte ausgehen können, wurde dadurch 
im Keime erstickt.  
... Auch für Niederschlesien gilt, daß die Mehrzahl der Städte einer wachsenden Ver-
wahrlosung anheimfielen, verwilderten und ihr deutsches Gesicht zu verlieren begannen. Es 
war überall das gleiche Bild ... 
Die katastrophale Lage in den Städten Ostdeutschlands während des Sommers und Herbstes 
1945 wird am deutlichsten veranschaulicht durch die unerhört hohe Sterblichkeit unter den 
Deutschen infolge des Hungers, der unhygienischen Verhältnisse und der großen körperlichen 
Erschöpfung. Nahezu in allen Städten Ostdeutschlands wüteten Typhusepidemien, in Breslau 
und den kleineren schlesischen Städten ebenso wie in Ostpreußen, Ostpommern und Ostbran-
denburg. In den pommerschen Städten scheint die Zahl der dabei entstandenen Menschenver-
luste am höchsten gewesen zu sein. So starb in Treptow und Stolp etwa ein Drittel der Ein-
wohner während des Sommers und Herbstes 1945. 
Ehe die Städte und Dörfer Ostdeutschlands offiziell unter polnische Verwaltung gestellt wur-
den und die russischen Besatzungsorgane ihre Kompetenzen an den polnischen Staat überga-
ben, kam es zu einer teilweise recht langen Periode des Überganges, des Nebeneinander- und 
Durcheinanderregierens von Polen und Russen, was vor allem für die im Lande befindlichen 
Deutschen höchst unerfreuliche Zustände schuf. ...  
Besonders im südlichen Ostpreußen, in Danzig, Oberschlesien und in manchen Gegenden 
Pommerns war das Gesicht der Städte und Dörfer schon im Frühjahr und Sommer stärker von 
den Polen als von russischen Truppen geprägt. An vielen Orten hatten sich sogar schon im 
Frühjahr 1945 polnische Verwaltungsbehörden etabliert. 
Während sich das reguläre polnische Militär als Besatzungstruppe offenbar im allgemeinen 
korrekter verhielt als die russischen Truppen, wurde die aus bewaffneten polnischen Zivilisten 
bestehende polnische Bürgermiliz bald von der deutschen Bevölkerung mehr gefürchtet als 
die Truppen der Roten Armee. 
Aus dem Nebeneinander polnischer Behörden und russischer Kommandanturen, die weiter 
bestehen blieben, ergaben sich im Sommer und Herbst 1945 fortgesetzte Überschneidungen 
polnischer und russischer Anordnungen, wodurch die allgemeine Rechtlosigkeit und Unsi-
cherheit für die deutsche Bevölkerung erheblich gesteigert wurden. ... 
Die Kompetenzverhältnisse zwischen den polnischen Behörden und der sowjetischen Militär-
administration waren in der Regel für die deutsche Bevölkerung völlig undurchsichtig, wahr-
scheinlich oft auch tatsächlich ungeklärt. ...  
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Das Verhältnis zwischen Polen und Russen war in Ostdeutschland infolge der gegenseitigen 
Konkurrenz in der Beherrschung des Landes naturgemäß sehr gespannt, und in vielen Orten 
ist es zu fortgesetzten Auseinandersetzungen, ja sogar zu Schießereien zwischen ihnen ge-
kommen. Neben der alten nationalen Feindschaft hat dabei vor allem die Tatsache mitgewirkt, 
daß die russischen Truppen in Ostdeutschland einen systematischen Abbau aller wertvollen 
Sachgüter betrieben und den Polen ein Land übergaben, dessen Landwirtschaft und Industrie 
weitgehend ausgeraubt waren. 
Nachdem auf der Potsdamer Konferenz (17. Juli bis 2. August 1945) durch alliierten Beschluß 
- als provisorische Regelung bis zur endgültigen Entscheidung in einem Friedensvertrag - 
Ostdeutschland auch mit Zustimmung der Westmächte unter polnische Verwaltungshoheit 
gestellt worden war, sahen sich die Polen in ihren Bestrebungen gestärkt und setzten nunmehr 
die Polonisierung Ostdeutschlands mit gesteigerter Intensität fort. Obwohl ein Teil der sowje-
tischen Truppen im Lande blieb und russische Militärkolchosen noch jahrelang in Ost-
deutschland bestanden, war die Zeit der sowjetischen Militärverwaltung in Ostdeutschland mit 
dem Herbst 1945 im allgemeinen zu Ende.<< 
Die Wissenschaftliche Kommission der deutschen Bundesregierung berichtete im Jahre 1954 
über die Gewalttaten und Zerstörung der Lebensgrundlagen in den polnisch verwalteten deut-
schen Gebieten östlich der Oder-Neiße-Linie (x001/108E-110E,112E-117E): >>... In einem 
großen Teil des deutschen Staatsgebietes erfolgte die Verwaltungsübernahme durch polnische 
Behörden schon im Frühjahr 1945. In Elbing geschah sie am 1. April, in Osterode, Sensburg 
und anderen südostpreußischen Kreisstädten im Mai. Im oberschlesischen Industriegebiet 
wurde von der einmarschierenden sowjetischen Armee sofort die Aufstellung einer polnischen 
Miliz organisiert und diese von Anfang an mit der Beaufsichtigung der Deutschen beauftragt. 
Bereits im Februar, März und April strömten massenhaft Polen über die alte polnisch-
deutsche Grenze in diese Gebiete ein. ...  
Selbst für Niederschlesien, in dessen Orten im allgemeinen erst im Sommer und Herbst eine 
organisierte polnische Verwaltung einsetzte, bestand seit Ende April eine Wojewodschafts-
behörde, die damals, als Breslau noch nicht gefallen war, ihren Sitz in Liegnitz hatte und erst 
später nach Breslau umsiedelte. Ähnlich verhielt es sich in Ostpommern. Auch dort wurden 
schon im Mai 1945 manche Städte und Dörfer von polnischen Behörden regiert. ... 
Im Sommer und Herbst 1945 wurde in den unter polnische Verwaltung gestellten ostdeut-
schen Provinzen allgemein der Zloty als Währung eingeführt. Die deutschen Orts- und Stra-
ßennamen wurden beseitigt, und polnische Namen traten an ihre Stelle. Die polnische Sprache 
wurde als Amtssprache obligatorisch ...<<  
>>... Zu einer offenen Demonstration, die in tragischer Weise die Verkettung von altem und 
neuem Unrecht deutlich machte, kam es überall dort, wo Massengräber von polnischen Arbei-
tern, polnischen Kriegsgefangenen oder polnischen Juden gefunden wurden, die aus der Zeit 
der nationalsozialistischen Herrschaft stammten. In solchen Fällen war es eine beliebte Maß-
nahme, die Deutschen aus der umliegenden Gegend an den aufgefundenen Massengräbern 
zusammenzutreiben und sie unter den anfeuernden Rufen eines schaulustigen Publikums unter 
Schlägen und Mißhandlungen zu zwingen, die Gräber auszuheben und die Leichen zu bergen. 
... 
Wenn von Vergeltungsakten und Verhaftungen naturgemäß nur ein Teil der deutschen Bevöl-
kerung betroffen wurde, so wirkte sich der von den Polen eingeführte unbedingte Arbeits-
zwang auf fast alle Deutschen aus. 
... Die Verpflegung war dabei im allgemeinen schlechter als bei den entsprechenden Aktionen 
der Russen. Doch es half kein Weigern. Kommandos der polnischen Miliz durchzogen die 
Dörfer und trieben Arbeitskolonnen von Deutschen zusammen. In den Städten sind die deut-
schen Einwohner, sobald sie zu einer Arbeit benötigt wurden, auf offener Straße aufgegriffen 
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und unter bewaffneter Aufsicht zum Arbeitseinsatz geführt worden. Selbst der Kirchgang am 
Sonntag schützte nicht davor. ... 
Da die Zwangsarbeit nur eine völlig unzureichende Verpflegung einbrachte und die Deutschen 
ohne geldliche Entlohnung die geforderten hohen Zloty-Preise nicht aufbringen konnten, dau-
erte die bereits unter russischer Besatzung herrschende Hungersnot auch unter polnischer 
Verwaltung an. ... Um in den Besitz polnischen Geldes und der von Polen eingeführten Le-
bensmittel zu kommen, blieb den Deutschen nur die Möglichkeit, die letzten ihnen verbliebe-
nen und über die zahllosen Plünderungen geretteten Sachgüter und Wertgegenstände gegen 
Lebensmittel zu verschleudern. 
Hunger, Entkräftung und Epidemien in den Städten waren auch zur Zeit der polnischen Ver-
waltung ständiger Begleiter der deutschen Bevölkerung und forderten viele Opfer. In der 
Großstadt Breslau trieb der Hunger die Deutschen dazu, bei Russen und Polen zu betteln und 
die Abfalltonnen nach eßbaren Resten abzusuchen. Die Verelendung der Deutschen schritt 
immer weiter fort, je mehr Polen ins Land kamen und sich allen deutschen Eigentums und des 
deutschen Grundbesitzes bemächtigten. ... 
Bereits am 2. März 1945 hatte die Polnische Provisorische Regierung das Dekret "über aufge-
gebene und verlassene Vermögen" erlassen, welches verfügte, daß aller Besitz von Personen, 
die vor der Roten Armee geflohen und nicht zurückgekehrt waren, dem polnischen Staat an-
heimfalle und daß ferner sämtliches Vermögen des Deutschen Reiches und von Personen 
deutscher Staatsangehörigkeit grundsätzlich als "aufgegebenes Vermögen" zu gelten habe und 
gleichfalls an den polnischen Staat übergehe. ...  
Infolge der Übernahme aller deutschen Vermögen durch den polnischen Staat waren die Deut-
schen in ihren Höfen auf dem Lande und in ihren Wohnungen in der Stadt nur noch auf Abruf 
geduldet, mußten teils für ihre eigenen Häuser Miete zahlen und hatten ständig damit zu rech-
nen, ihr formell bereits enteignetes Vermögen auch faktisch zu verlieren und ihre Wohnung 
verlassen zu müssen. ...  
Die Übernahme deutschen Besitzes durch polnische Zivilpersonen und deren Ansiedlung in 
den deutschen Ostgebieten verlief bis gegen Ende des Jahres 1945 in wenig geregelter Form 
und brachten die davon betroffene deutsche Bevölkerung in eine Lage, in der sie nicht mehr 
zwischen willkürlichen Bereicherungen und Plünderungen einzelner Polen und amtlichen 
Maßnahmen der polnischen Behörden zu unterscheiden vermochte.  
Zunächst begann die polnische Besitzergreifung Ostdeutschlands damit, daß viele der polni-
schen Zivilarbeiter und Kriegsgefangenen, die sich bei der Eroberung durch die Rote Armee 
in den Dörfern und auf den Gütern Ostdeutschlands befanden, sich leerstehende Gehöfte oder 
auch Häuser in den Städten aneigneten und sich dort unter wohlwollender Duldung der 
Russen als neue Besitzer einrichteten. ... 
Ein Teil der ins Land gekommenen Polen wollte sich, nachdem die Provisorische Regierung 
die Bevölkerung Polens zur Ansiedlung in den ostdeutschen Gebieten aufgefordert hatte, in 
den verlassenen Höfen der Deutschen und ihren Häusern als Ansiedler niederlassen, ein ande-
rer Teil der polnischen Ankömmlinge bestand aber aus Spekulanten, Schiebern, Beutema-
chern, die nur eine günstige Chance der Bereicherung witterten, ohne daß sie die Absicht hat-
ten, im Lande zu bleiben.  
Manche von ihnen stellten sich der Miliz zur Verfügung, andere gaben sich gegenüber den 
polnischen Behörden in den deutschen Orten als Ansiedler aus, gewannen auf diese Weise 
schnell Vermögen, das sie bald abtransportierten oder verkauften, und kehrten darauf nach 
Polen zurück, um das gleiche Experiment an anderer Stelle zu wiederholen. ... 
... Es scheint dabei die Tendenz vorgelegen zu haben, die am weitesten westlich gelegenen 
Teile Ostdeutschlands zuerst zu besiedeln, um auf diese Weise an der Oder und Neiße eine 
unumstößliche Tatsache zu schaffen. ... Jetzt begannen die polnischen Aussiedler im Einver-
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nehmen mit den örtlichen Verwaltungs- und Milizbehörden die im Lande verbliebene deut-
sche Bevölkerung aus ihren Wohnungen und Häusern zu verweisen.  
Handelte es sich um einzelne polnische Ankömmlinge, so erfolgte die Besitzergreifung von 
Häusern und Gehöften während jener ersten Zeit der sehr mangelhaft organisierten Ansied-
lung vielfach in der Weise, daß die betreffenden Polen sich in den deutschen Dörfern und 
Städten einen Hof oder ein Haus aussuchten, sich diese von den zuständigen polnischen Bür-
germeistereien anweisen ließen und mit Hilfe polnischer Miliz die Deutschen aus dem ge-
wünschten Grundstück vertrieben. 
Aber auch dort, wo die polnischen Ansiedler in geschlossenen Transporten ankamen und von 
der polnischen Miliz in die Häuser der Deutschen eingewiesen wurden, geschah dies vielfach 
in der Form einer brutalen Vertreibung, wobei die deutschen Einwohner oft in Minutenfrist 
und mit nur wenigem Gepäck ihre Wohnungen verlassen mußten.  
In manchen Städten und Dörfern sind die polnischen Behörden noch rigoroser verfahren. Sie 
ließen mit Hilfe der Miliz ganze Orte vorübergehend von der deutschen Bevölkerung räumen, 
währenddessen wurde der deutsche Besitz durchgeplündert, die wertvollen beweglichen Teile 
mit Lastwagen abtransportiert und die besten Häuser von Polen besetzt, ... bis am Ende nur 
die schlechtesten Viertel als eine Art deutsche Ghettos übrig blieben. Der Verlust der Heimat 
war damit bei den noch in den Ostprovinzen lebenden Deutschen im Grunde schon vor der 
Ausweisung vollzogen. 
Am stärksten setzten sich die Polen zunächst auf dem Lande fest. Dies kam vor allem daher, 
daß die Hauptmasse der Ansiedler im Sommer und Herbst 1945 aus den an Rußland abgetre-
tenen ostpolnischen, fast rein agrarischen Gebieten stammten. Mit nur wenig Handgepäck an-
kommend, wurden sie in die deutschen Dörfer eingewiesen. ...<< 
Der deutsche Journalist und Schriftsteller Arno Surminski berichtete später über die damali-
gen Lebensverhältnisse der Deutschen in Ostdeutschland (x039/70-71): >>Das Fehlen jeder 
verläßlichen Ordnung war einer der nachhaltigsten Eindrücke. Fast ein Jahr lang bestand in 
weiten Gebieten des Ostens so etwas wie Vogelfreiheit.  
Die Rote Armee war hindurchgezogen, hatte ein weitgehend entvölkertes Gebiet hinterlassen 
und nur in den Städten Kommandanturen errichtet. Das flache Land war kaum bewohnt. Je 
weiter man nach Osten kam, desto weniger Menschen gab es. Weder Gesetze noch Befehle 
erreichten die Überlebenden. Es gab keine Zeitungen, kein Geld, keine Lebensmittelzuteilun-
gen, keinen Arzt, kein Krankenhaus. Jeder war auf sich allein gestellt.  
Hin und wieder tauchten bewaffnete Banditen auf, um zu stehlen, was die Menschen zusam-
mengetragen hatten. Vermutlich wird man bis in die Zeit des Dreißigjährigen Krieges zurück-
gehen müssen, um auf Verhältnisse zu stoßen, die denen vergleichbar waren, die 1945 im 
Osten herrschten. 
Daß die verbliebenen Ostdeutschen überhaupt überlebt haben, verdanken sie den in den Kel-
lern der verlassenen Häuser zurückgelassenen Einkellerungskartoffeln des Herbstes 1944. 
Auch war das Wintergetreide noch vor der Flucht gesät worden und konnte im Sommer 1945 
ungerührt von allem Elend wachsen und reifen. Vieh war dagegen so gut wie keines mehr 
vorhanden; die letzten Herden wurden im Mai 1945 nach Osten getrieben. Nicht einmal Ka-
ninchen oder Hühner gab es. 
Im Rückblick auf jene Zeit will es mir scheinen, als seien unsere humanen Tugenden nur die 
Früchte geordneter Verhältnisse. Das sogenannte Gute verfällt in dem Maße, in dem jede ver-
läßliche Ordnung aufhört. ...<< 
 
17. Weshalb wurden die deutschen Vertriebenen und Flüchtlinge durch die Vereinten 
Nationen von der internationalen Flüchtlingsfürsorge ausgeschlossen? 
Um die angestrebten Hauptziele (Demilitarisierung, Denazifizierung, Demontage und De-
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mokratisierung bzw. Umerziehung) ungestört realisieren zu können, führten die alliierten 
Siegermächte und ihre osteuropäischen Verbündeten nach dem Kriegsende 1945 spezielle 
Maßnahmen durch, um die Deutschen konsequent auszuhungern. Die Abtrennung der land-
wirtschaftlichen Überschußgebiete Ostdeutschlands, die jahrelange Versklavung von Millio-
nen von deutschen Kriegsgefangenen, die gewaltsame Umsiedlung von mindestens 14 Millio-
nen Deutschen aus den Gebieten östlich der Oder-Neiße in das verwüstete Restdeutschland 
sowie die Verhinderung von westeuropäischen Hilfslieferungen mußten zwangsläufig zu hu-
manitären Katastrophen führen.  
Die Lebensverhältnisse der Nachkriegszeit waren nicht nur in Ostdeutschland katastrophal, 
sondern auch in Mittel- und Westdeutschland herrschten chaotische Lebensbedingungen. Vor 
allem für die nach Westen geflüchteten oder vertriebenen Reichs- und Volksdeutschen begann 
ein verzweifelter Kampf ums nackte Überleben, um dem Hunger- oder Kältetod zu entgehen. 
US-General Clay erklärte am 15. Mai 1945 während einer Pressekonferenz, daß es die erste 
Aufgabe sein wird, die deutschen Kriegsverbrecher einer gerechten Aburteilung zuzuführen 
und daß man die Lebensmittelversorgung für Deutschland zunächst sehr knapp halten wird. 
In San Francisco unterzeichneten am 26. Juni 1945 fünfzig Nationen die Charta der Vereinten 
Nationen. Bei dieser Konferenz wurde ausdrücklich darauf hingewiesen, daß die deutschen 
Vertriebenen und Flüchtlinge aufgrund der UN-Feindstaatenklauseln Artikel 53 und Artikel 
107 der Charta der Vereinten Nationen von der internationalen Flüchtlingsfürsorge ausge-
schlossen werden (x024/344).  
Der US-Militärgouverneur unterzeichnete am 6. Juni 1946 den "CARE-Vertrag" (CARE = 
"Cooperative for American Remittances to Europe"), so daß endlich Hilfslieferungen der pri-
vaten CARE-Hilfsorganisation erfolgen konnten (x175/425). Diese Hilfsmaßnahmen konnten 
die katastrophalen Lebensverhältnisse der deutschen Zivilbevölkerung zwar nicht entschei-
dend verändern, aber jedes CARE-Paket brachte den verzweifelten Menschen wenigstens et-
was Hoffnung und Zuversicht.  
Die "Schweizer Illustrierte Zeitung" berichtete im Juni 1946 über den Hunger in Gelsenkir-
chen (x117/30): >>Die tägliche Ration beträgt für (den Industriearbeiter) B. zurzeit 950 Kalo-
rien. Sein Mittagsmahl ... besteht aus einer fettreichen Erbsensuppe.  
Ein amerikanischer Experte, der einen Monat von dieser Ration lebte, nahm 25 Pfund ab. ...<< 
Das "Handelsblatt" berichtete am 18. Juli 1946 über die dramatische Ernährungslage (x111/-
193): >>... Nur wenn es gelingt, die Millionen hungernder Städter vom Lande fernzuhalten, 
kann mit einer besseren Erfassung auf den Bauernhöfen gerechnet werden.  
Dies setzt jedoch eine allgemeine Erhöhung der Rationen voraus, denn bei Rationen von etwa 
1.000 Kalorien am Tage wird es niemals gelingen, das Hamstern von Lebensmitteln und den 
Schwarzen Markt zu unterbinden.<< 
Josef Kardinal Frings (1887-1978, 1942-69 Erzbischof von Köln) ergänzte am 31. Dezember 
1946 während seiner Predigt im Kölner Dom das siebente Gebot "Du sollst nicht stehlen ..." 
(x111/261): >>... Wir leben in Zeiten, da in der Not auch der einzelne das wird nehmen dür-
fen, was er zur Erhaltung seines Lebens und seiner Gesundheit notwendig hat, wenn er es auf 
andere Weise durch seine Arbeit oder durch Bitten nicht erlangen kann.<<  
Eine US-Erziehungskommission berichtete im Jahre 1946 über die chaotischen Lebensver-
hältnisse in Westdeutschland (x243/161): >>... Nirgends in der Welt ist es möglich gewesen, 
das Gebäude einer erfolgreichen demokratischen Selbstregierung auf der Grundlage des Hun-
gers und der wirtschaftlichen Unordnung zu errichten. ...  
Im Juli betrug das Durchschnittsgewicht der 10jährigen Knaben beinahe 10 % unter der Al-
tersnorm. ... Das erschreckende Ansteigen der Tuberkulose beleuchtet die Ernährungskrise 
sehr eindringlich, während das Auftreten der Krätze die Aufmerksamkeit auf die Folgen des 
Mangels an Seife und warmem Wasser lenkt. ...<< 
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Obwohl im Winter 1946/47 alle noch vorhandenen Lebensmittel und Waren zugeteilt wurden, 
brach im Januar 1947 die Versorgung vielerorts zusammen, so daß sich überall Schwarzmärk-
te, Tauschhandel und Schieberunwesen ausbreiteten. Da der Besitz von alliierten Waren für 
Deutsche verboten war, spielte sich der Handel auf dem sog. "Schwarzen Markt" ab.  
Im Januar 1947 wurden nur in Hamburg 9.200 Diebstahldelikte verübt. Davon waren 4.600 
Kohlendiebstähle (x118/112). 
Dr. Kurt Schumacher (1895-1952, von 1946-52 SPD-Vorsitzender) erklärte am 12. Januar 
1947 während einer Rede im Münchener Zirkus Krone, daß seit der Besetzung Deutschlands 
ein "Dauerzustand von Unehre, Hunger und geistiger Sklaverei" herrschen würde (x111/273).  
Der CDU-Politiker Konrad Adenauer schrieb am 18. Januar 1947 an den ehemaligen Reichs-
innenminister Wilhelm Sollmann (x111/275): >>... Die Befreiung ist eine grausame und harte 
Enttäuschung. Wenn nicht ein Wunder geschieht, geht das deutsche Volk zugrunde, langsam 
aber sicher! ...<<  
In Berlin waren seit Ende 1946 bereits etwa 200 Personen erfroren und mehr als 40.000 Men-
schen hatten schwere Erfrierungen erlitten, so daß am 13. Februar 1947 weitere öffentliche 
Wärmehallen errichtet werden mußten (x111/283). 
Es gab damals in Deutschland keinen Sozialstaat. Bis März 1947 erhielten Witwen und Wai-
sen keine staatliche Unterstützung. Was man zum Überleben benötigte, wurde notfalls gewalt-
sam beschafft. Langsam fahrende Güterzüge wurden von Plünderern gestürmt und ausgeraubt. 
Die Menschen reagierten mit zunehmender Not härter und rücksichtsloser. In jener Zeit nahm 
man auf Alte und Kranke keine Rücksicht (keine Leistung ohne Gegenleistung).  
Eine nordamerikanische Studiengruppe, die unter Leitung des ehemaligen US-Präsidenten 
Herbert Hoover (1874-1964) Anfang 1947 durch Westdeutschland und Europa gereist war, 
veröffentlichte am 18. März 1947 einen Bericht über die unzureichende Verpflegung in West-
deutschland. 
Der Hoover-Bericht forderte in erster Linie wirtschaftliche Aufbauhilfen für Deutschland und 
Europa (x114/2.166): >>... Es mag für den amerikanischen Steuerzahler ein schwerer Schlag 
sein, daß wir, die wir den Krieg gegen Deutschland gewonnen haben, nun für einige Jahre ho-
he Ausgaben für die Unterstützung dieses Volkes tragen müssen. Es ist in der Tat in der Ge-
schichte der Menschheit etwas Neues, daß der Sieger dies übernimmt. ... 
Dieses Volk ist - in seinen Lebensmitteln, in seiner Heizung und seiner Unterkunft - auf den 
niedrigsten Stand gesunken, der seit hundert Jahren in der Geschichte des Westens bekannt 
ist. Wenn die westliche Zivilisation in Europa weiterleben soll, dann muß sie auch in Deutsch-
land weiterleben. ...<< 
Der kanadische Journalist James Bacque berichtete später über den Hungertod der deutschen 
Kriegsgefangenen und der Zivilbevölkerung in der Nachkriegszeit (x131/170,227-228): >>... 
Auf Deutschland angewendet, war dieser Mythos noch viel tiefer. Es gab keinen tödlichen 
Lebensmittelmangel in der westlichen Welt, abgesehen von Deutschland. Der Mangel in 
Deutschland wurde zum Teil von den Alliierten selbst verursacht. durch die Beschlagnah-
mung von Lebensmitteln, durch einen Mangel an Arbeitskräften, der durch die Gefangenen 
verursacht wurde, und durch die Abschaffung der Exportindustrie. ...<< 
>>... Als der frühere Präsident Herbert Hoover 1946 in Deutschland war, stellte er fest, daß es 
unter den US-Offizieren weiterhin viele Gerüchte um die Situation in Deutschland gebe. Laut 
einem Hoover vorgelegten Bericht des US-Geheimdienstes " kann man den Zahlen über die 
wirtschaftliche Leistung nur zu einem Fünftel glauben, ... der Rest ist gefälscht, um mit den 
Spitzenzahlen einen guten Eindruck zu erwecken. Das niedere Personal ist vom Morgenthau-
Plan durchdrungen. 
Diese Politik hieß Hungertod, sowohl in den Gefangenenlagern als auch generell in der Zivil-
bevölkerung. Das Statistische Bundesamt in Wiesbaden hat die vorsichtige Schätzung geäu-
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ßert, daß von den 15 Millionen Menschen, überwiegend Frauen und Kinder, die nach dem 
Krieg aus Ostpreußen, Pommern, Schlesien, dem Sudetenland, aus Polen, der Tschechoslo-
wakei usw. vertrieben wurden, 2,1 Millionen Zivilisten gestorben seien. Viel mehr noch star-
ben unter den deutschen Zivilisten, die nicht deportiert wurden.  
Trotz der weltweiten Lebensmittelknappheit von 1946 ist es klar, daß die alliierte Politik län-
ger als ein Jahr, von Mai 1945 an, die Deutschen wissentlich bei dem Versuch hinderte, sich 
Lebensmittel zu beschaffen und zu exportieren, um die Lebensmittelimporte zahlen zu kön-
nen. Auch wurde anfangs keine Hilfe von Wohltätigkeitsverbänden zugelassen.  
Die Regierungen Schwedens und der Schweiz versuchten 1945, Lebensmittel nach Deutsch-
land zu schicken. Beiden Regierungen wurde das verboten. Während die Alliierten die ganze 
Zeit über fehlende Mittel klagten, lieferten sie selbst den Deutschen Weizen. Jedoch nicht an-
nähernd genug, um den Wert der demontierten Fabriken auszugleichen. Nicht einmal genug, 
um viele vor dem Hungertod zu retten. Gerade genug, um eine kommunistische Revolution 
abzuwehren. 
Es ist mit Sicherheit an der Zeit, mit all den Vermutungen und Lügen aufzuhören. ... In der 
gesamten westlichen Welt sind entsetzliche Greueltaten gegenüber Armeniern, Ukrainern und 
Juden bekannt. Nur die Greueltaten gegenüber den Deutschen werden abgestritten. Sind die 
Deutschen in unseren Augen keine Menschen? ...<< 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil (1937-2015) berichtete später über die große 
Hungersnot während der Nachkriegsjahre in Deutschland (x268/32-33): >>... Während zu-
mindest Fachhistoriker wissen, daß infolge der fortgesetzten alliierten Lebensmittelblockade 
gegen Deutschland und Österreich nach dem Ersten Weltkrieg rund eine Million Menschen 
starben, gelang es erst dem kanadischen Journalisten James Bacque, die Öffentlichkeit auf die 
wesentlich höhere Zahl direkter und indirekter Hungeropfer (z.B. erhöhte Säuglingssterblich-
keit, hungerbedingte Krankheiten und dergleichen) nach dem Zweiten Weltkrieg aufmerksam 
zu machen. Bacque kommt auf schier unglaubliche 5,7 Millionen in den vier Besatzungszo-
nen Deutschlands. 
Selbst wenn diese Zahl zu hoch gegriffen sein sollte, so steht doch fest, daß die sogenannte 
Befreiung mehr Deutsche (der Zivilbevölkerung) das Leben gekostet hat als Hitlerdiktatur und 
Weltkrieg zusammengenommen.<<  
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete später (am 9.08.2008) über 
die deutschen Kriegs- und Nachkriegverluste des Zweiten Weltkrieges (x887/...): >>Klassiker 
aktualisiert 
... Nawratil zählt 8,8 Millionen Nachkriegstote, davon 4,0 Opfer der Hungerpolitik, 2,8 Opfer 
der Vertreibungen, 1,6 tote Kriegsgefangene, 0,3 Opfer der Sowjetarmee in Mitteldeutschland 
und Österreich plus 0,1 Tote in sowjetischen KZ und Gefängnissen in Deutschland. Zum Ver-
gleich stellt er daneben: Krieg und Diktatur verursachten in Millionen 5,1 Opfer, davon etwa 
4,25 Militärverluste, etwa 0,6 Bombenopfer, 0,17 deutsche Juden, 0,125 sonstige KZ-Opfer 
und 0,1 Euthanasieopfer. ...<< 
Bei dieser völkerrechtswidrigen "Hungerpolitik" in den deutschen Besatzungszonen handelte 
es sich eindeutig um Verbrechen gegen die Menschlichkeit. 
Da Verbrechen gegen die Menschlichkeit nicht kraft Verjährung enden, sind die alliieren Sie-
germächte und ihre osteuropäischen Verbündeten für ihr völkerrechtswidriges Handeln zur 
Verantwortung zu ziehen. 
 
18. Warum wurden die deutschen Vertriebenen von ihren Landsleuten meistens nicht 
mit "offenen Armen" empfangen? 
Im Jahre 1946 transportierte man Millionen von ausgeplünderten Vertriebenen in den größten-
teils zerstörten, ausgebluteten und ausgehungerten Rest Deutschlands. Sie kamen aus allen 
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Gebieten ostwärts von Oder und Neiße sowie dem Sudetenland und aus Ungarn. Nach mona-
telanger Internierung, schwerer Zwangsarbeit, ungenügender Ernährung und zahllosen Ver-
treibungsstrapazen waren die Vertriebenen am Ende ihrer Kräfte, so daß viele nach der An-
kunft in den mittel- und westdeutschen Besatzungszonen an Entkräftung, Krankheiten und 
Unterernährung starben. 
Für Millionen von Heimatvertriebenen wurde das neue Leben im Westen zu einem jahrelan-
gen Daseinskampf. Überall in Mittel- und Wesdeutschland sah man erschöpfte Vertriebene, 
die Nahrung und Unterkünfte suchten. Alte Menschen hatten es besonders schwer, denn sie 
waren nach den Zwangsumsiedlungen mehrheitlich vollkommen am Ende ihrer körperlichen 
und seelischen Kräfte.  
Im Westen unterschätzten die Nordamerikaner und Briten zunächst die gewaltigen sozialen 
Probleme der unmenschlichen Vertreibungsaktionen, so daß die deutschen Vertriebenen zu-
nächst überhaupt nicht oder nur in Massenunterkünften untergebracht werden konnten. Zahl-
lose geflohene und vertriebene Menschen mußten z.T. monate- oft sogar jahrelang in Well-
blechbaracken der Flüchtlings- und Vertriebenenlager vegetieren. In den Behelfsunterkünften 
war es im Sommer oftmals sehr heiß, während im Winter gewöhnlich eisige Kälte herrschte. 
In den westdeutschen Besatzungszonen erhielten die Flüchtlinge und Vertriebenen vielerorts 
nur Aufenthalts- und Zuzugsgenehmigungen, wenn sie Arbeit fanden. 
Die deutschen Flüchtlinge und Vertriebenen konnten in den Besatzungszonen nirgends ausrei-
chend verpflegt oder untergebracht werden, so daß sich die chaotischen Lebensverhältnisse 
der Deutschen Ende 1946 dramatisch verschlimmerten. Hunger, Not, Elend und ständige 
Überlebenskämpfe bestimmten damals die Nachkriegszeit der Deutschen. Eine Zukunft schien 
es nicht zu geben und an die Vergangenheit wollte niemand erinnert werden.  
Der deutsche Journalist und Publizist Günter Böddeker (1933-2012) berichtete später über die 
katastrophale Situation der deutschen Flüchtlinge und Vertriebenen in Westdeutschland 
(x021/464-466): >>... Im Winter 1945 auf 1946 streifte die Not schon die Unerträglichkeit. 
Als im Laufe des Jahres 1946 die großen Massenvertreibungen aus den Ostgebieten Woche 
für Woche Zehntausende von Menschen in die Besatzungszonen der Westmächte hinein-
zwangen, sorgten die Sieger nicht etwa für den Bau von Wohnungen oder ihre Wiederherstel-
lung. Sie teilten noch einmal auf, was die Verlierer des Krieges noch besaßen. 
Das Kontrollratsgesetz Nr. 18 setzte den Wohnraum, der jedem Deutschen zustand, auf 4 
Quadratmeter fest. Das hieß: eine fünfköpfige Familie mußte mit einem einzigen Zimmer 
auskommen. Und später im Jahr geschah, was kaum vorstellbar schien: Die Lage verschärfte 
sich so sehr, daß auch dieses Minimum an Wohnraum, das den Deutschen geblieben war, 
noch beschnitten wurde. ... 
Doch an vielen Orten in den Beatzungszonen der Westmächte war schnell der Punkt erreicht, 
an dem auch der Einsatz von Soldaten zur Unterbringung von Flüchtlingen nichts mehr fruch-
tete - einfach deshalb, weil die Wohnungen schon so vollgestopft waren, daß niemand zusätz-
lich mehr in diese aufgenommen werden konnte. Die Menschen, die ihre Häuser, ihre Woh-
nungen, ihre Höfe im Osten verlassen mußten, hausten jetzt in Gartenlauben, in Bunkern, in 
Fabrikhallen, in Kegelbahnen, in Rindvieh- und Schweineställen. In Wirtshäusern wurden 
Tanzsäle geräumt, Vertriebene schlugen dort ihre Lager auf. Sie gruben Höhlen in Hänge und 
schachteten Erdbunker aus, die sie mit Ästen und Stroh abdeckten. ... 
Hunderttausende auch lebten in Baracken, die zuvor den Reichsarbeitsdienst oder Kriegsge-
fangene oder auch Fremdarbeiter beherbergt hatten. In diesen Baracken verfügten die Men-
schen oft nicht einmal über jene vier Quadratmeter Raum, die jedem Deutschen von den Alli-
ierten zugebilligt worden waren. Sie schliefen auf Stroh in doppelstöckigen Pritschen, die aus 
rohen Brettern zusammengezimmert waren.  
Diese Pritschen waren einen Meter breit und nicht einmal zwei Meter lang - dies war der pri-
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vate Winkel, der ihnen zustand. Sie setzten sich auf die Kanten ihrer Betten, um ihre kärgliche 
Mahlzeit aus blechernem Geschirr zu löffeln. Und alles, was sie taten, geschah unter den 
Blicken vieler anderer, fremder Menschen. Was sie sagten, hörten Ohren, für die das Gesagte 
nicht bestimmt war, und sie wurden Zeugen von Gespräch und Streit, obwohl sie es nicht 
wollten. Kinder lernten flüstern und verlernten das Spielen. 
Schließlich spannten die Menschen in den Baracken Wäscheleinen, Draht- oder Bindfäden 
von Wand zu Wand, hängten Decken darüber, schufen auf diese Weise Sichtblenden, die sie 
den Blicken der anderen entzogen, und stellten so auf 5 oder 6 Quadratmetern so etwas wie 
privaten Raum für die ganze Familie her. 
An den primitiven rußgeschwärzten Herden, deren Abzugsrohre durch die Fenster geführt 
wurden, aber trafen sie sich wieder - 4 oder 5 Familien, oft auch noch mehr Familien, mußten 
sich die Kochgelegenheit teilen. Es blieb nicht aus, daß sie sich gegenseitig in die Töpfe guck-
ten - Quelle von Neid und Hader, wenn in einer der Suppen manchmal eine Handvoll Bohnen 
mehr als üblich oder gar ein Stück Speck schwamm. ...<< 
Der deutsche Journalist Ekkehard Kuhn schrieb später in seinem Buch "Nicht Rache, nicht 
Vergeltung ..." über die Ankunft der deutschen Vertriebenen im Westen (x024/177-179): 
>>Die ersten Begegnungen und Erlebnisse mit Deutschen im Westen bedeuteten für die Ver-
triebenen oft eine zusätzliche Belastung.  
Von den Einheimischen wurden sie meist nur als unerwünschte Eindringlinge betrachtet. Sie 
waren das sichtbare Ergebnis des verlorenen Krieges. Sich um sie zu kümmern, war nicht 
mitmenschliches Bedürfnis, sondern lästige Pflicht. Von der großen Volkssolidarität - im Drit-
ten Reich noch gerade groß propagiert - war mancherorts nicht viel zu spüren. Oft hatten ge-
rade Mütter mit mehreren Kindern die größten Probleme bei der Aufnahme. Die Bauern auf 
dem Lande verfuhren auch hier nach dem Nützlichkeitsprinzip, und so waren sie nicht gerade 
begehrt. ... 
Daß die meisten Vertriebenen kein Geld besaßen, weil ihnen alles abgenommen worden war, 
konnten viele Einheimische nicht verstehen und hielten diese Menschen daher für "Bettler".  
... Von den 16 Millionen Wohnungen, die es in Deutschland 1939 gab, waren 5 Millionen völ-
lig zerstört. 3 Millionen waren so schwer beschädigt, daß sie unbewohnbar waren. Es fehlte 
also die Hälfte des Wohnraums der Vorkriegszeit.  
In dieses zerstörte Land strömten nun zusätzlich noch die Millionen der Vertriebenen. Auf die 
Einheimischen kamen damit Probleme zu, die ihnen anfangs fast unlösbar schienen. ...<< 
Eine ostdeutsche Vertriebene berichtete später über das Schicksal der mittellosen Heimatlosen 
(x024/196-197): >>Die Geldknappheit bei den meisten Vertriebenen, bedingt durch verlorene 
Sparbücher, Girokonten, an die man nicht mehr herankonnte, nichts abheben konnte, stempel-
te uns zu den Ärmsten im Lande.  
Bei dem Gerede: Geld ist nichts wert, man kann dafür nichts kaufen, was man immer wieder 
vor der Währungsreform zu hören bekam, verkrampfte sich etwas in mir, denn wir hatten da-
mals nicht einmal so viel Geld, das zu kaufen, was uns auf Lebensmittelmarken zustand, ge-
schweige, was es alles auf dem Schwarzmarkt zu kaufen gab. ...<< 
Der deutsche Publizist und Jurist Peter Grubbe (1913-2002, eigentlich Claus P. Volkmann) 
berichtete später über den "Einzug der Fremden im Dorf" (x039/207-208): >>Vor einer halben 
Stunde haben die Kirchenglocken den Gottesdienst ausgeläutet. Die Dorfstraße liegt wieder 
verlassen. In dem goldenen Stern, der als Wahrzeichen über der Tür des Gasthofes hängt, 
fängt sich blitzend ein Sonnstrahl.  
Ihm gegenüber liegt die Gemeindekanzlei. Davor warten die Fremden.  
Ein grauer Haufe. Etwa 30 Gestalten. Vor allem Frauen und alte Leute. Und Kinder. Nur zwei 
Männer sind dabei. 
Ihre Gesichter sind farblos. Sie starren vor sich hin. Die Augen der meisten sind rot und ent-
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zündet. Von vielen Nächten ohne Schlaf, von der langen Fahrt in zugigen, schlecht schließen-
den Waggons. Vielleicht auch vom Weinen. Vor einer Stunde hat ein Lastwagen aus der 
Kreisstadt sie hier abgesetzt. Seitdem stehen sie hier. Zwischen ihren Bündeln und Säcken 
und Koffern aus Pappe, die mit Bindfaden zusammengebunden sind. Vertriebene, die von 
"drüben" kommen. 
Vor der Tür des Wirtshauses steht der Bürgermeister mit dem Gemeindesekretär und zwei 
anderen Männern. Sie verhandeln mit der Wirtin, aber die schüttelt den Kopf. 
"Das Haus ist voll. Mein Bruder ist ausgebombt. Außerdem habe ich kein Obdachlosenasyl 
hier. In der Baracke neben dem Spritzenhaus ist genug Platz. Und da kann nichts gestohlen 
werden." 
Die Worte klingen schrill über den Platz. Der Bürgermeister geht zu den Wartenden, spricht 
mit ihnen. Von der Überfüllung des Ortes. Von der großen Zahl der Flüchtlinge, die schon 
gekommen sind. Und von der schweren Arbeit der Bauern. 
Schweigend hören sie ihn an. Aber er fühlt, wie seine Worte gegen eine Wand prallen. Die 
Männer haben die Köpfe zur Seite gewandt. Die Frauen stehen im Halbkreis. Schließlich 
fängt eine von ihnen an zu reden. Daß sie seit Wochen unterwegs sind und schlafen wollen. 
Daß sie auch einmal Höfe hatten, die ihnen gehörten. Und daß im Gasthaus doch Platz ist. 
Der Pfarrer kommt auf dem Fahrrad, begrüßt sie. Sie legen ihre Hände in die seinen, ohne ihn 
anzusehen. Er spricht ein paar Worte mit dem Bürgermeister, geht dann in das Wirtshaus. 
Nach einer Viertelstunde kommt er wieder heraus. Sein Gesicht sieht müde aus. 
Gemeinsam mit dem Bürgermeister bittet er zwei von den fremden Frauen mitzukommen, um 
sich die Unterkunft anzusehen. Zu fünft gehen sie langsam zwischen den Häusern hindurch zu 
der Baracke neben dem Spritzenhaus, in der früher die Kriegsgefangenen untergebracht wa-
ren. Schweigend gehen sie durch die Räume. Die Fenster sind mit Pappe verschlagen. An der 
Wand stehen ein paar Betten, einige Schränke mit aufgebrochenen Türen, Schemel aus Holz. 
In der Küche hat der Wind Asche über den Herd geweht. Es riecht nach Staub, nach altem 
Papier. 
Schweigend kehren sie zu den Wartenden zurück. Die sehen ihnen entgegen. Ohne Neugierde. 
Und ohne Erwartung. Eine halbe Stunde später schiebt sich die graue Schlage der Fremden 
zur Baracke hinüber. Einzeln gehen sie durch das schmale Tor in dem rostigen Stacheldraht-
zaun. Der Bürgermeister steht mit dem Pfarrer noch immer vor der Gastwirtschaft in leisem 
Gespräch. Die Straße ist immer noch leer. Aber hinter den weißen Gardinen, hinter den niede-
ren Fensterscheiben folgen viele verstohlene Blicke dem stillen Zug.  
Die Fremden sind eingezogen im Dorf.<< 
Der deutsche Journalist und Publizist Günter Böddeker (1933-2012) berichtete später über die 
katastrophalen Lebensbedingungen des Jahres 1946 in Deutschland (x021/466-468): >>... 
Deutschland hungerte.  
Die Bevölkerung der amerikanischen Besatzungszone erhielt in den ersten Jahren nach dem 
Krieg nur noch knapp 2 Drittel der Nahrungsmittel der Vorkriegszeit, die Bevölkerung der 
britischen Beatzungszone nicht viel mehr als die Hälfte.  
Der Pein des Hungers lehrte die Deutschen, was die Gebiete östlich von Oder und Neiße für 
ihre Ernährung bedeutet hatten.  
Dort waren pro Kopf der Bevölkerung jährlich 470 Kilogramm Roggen erzeugt worden - rund 
viermal soviel wie im Durchschnitt des Reichs.  
Dort waren pro Kopf der Bevölkerung jährlich 3 Tonnen Kartoffeln geerntet worden - fünfmal 
soviel wie im Durchschnitt des Reichs.  
Und dort waren, wieder pro Kopf der Bevölkerung gerechnet, 620 Liter Milch jährlich produ-
ziert worden, fast doppelt soviel wie im Durchschnitt des Reichs.  
Die deutschen Ostgebiete hatten das Deutsche Reich mit einem Viertel seines gesamten Ge-
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treideverbrauchs, eines Viertel seines Hackfruchtverbrauchs und mehr als 40 Prozent seines 
Verbrauchs an Hülsenfrüchten versorgt. Das Land, auf dem all dies geerntet worden war, die 
Weiden, auf denen das Vieh gegrast hatte, und das Vieh selbst, die Pferde, die Rinder, 
Schweine - all dies stand jetzt für die Ernährung Deutschlands nicht mehr zur Verfügung. 
Die meisten Deutschen hatten in jenen Tagen nicht genug zu essen, die meisten Flüchtlinge 
aber litten bitteren Hunger. Sie verfügten nicht - wie viele Einheimische - über "Beziehungen" 
- jene Kenntnisse von Personen und Umständen, die den Zugang zu zusätzlicher Nahrung öff-
nen konnte. Und so hatten sie nichts, was sie gegen Lebensmittel hätten eintauschen können.  
Hunger trieb Flüchtlingskinder dazu, in den Städten die Abfalltonnen auf der Suche nach Nah-
rungsresten zu durchwühlen. Mitleidige US-Soldaten in Berlin stellten in den Höfen der Ge-
bäude, in denen sie wohnten, dreierlei Tonnen auf - eine für "eßbaren Abfall", eine zweite für 
"nicht eßbaren Abfall", eine dritte für "ausschließlich Müll".  
Das Hilfswerk der evangelischen Kirche in Deutschland wandte sich 1946 in einem Aufruf an 
Menschen im Ausland mit der Bitte um Hilfe: "Hunger ist mehr als Nichtsattwerden!  
Hunger, das heißt: Zu schwach zum Arbeiten, zum Lernen, zum Bestehen im Leben ... zu 
schwach, um auch die leichteste Krankheit zu überstehen. ...  
Hunger, das heißt: Gelähmter Lebenswille und Lebensmut, Gleichgültigkeit gegen das eigene 
Schicksal, gegen den Mitmenschen, gegen Gottes Schöpfung." 
Die Flüchtlinge litten nicht nur ärger unter dem Hunger als die Menschen, die in Westdeutsch-
land zu Hause waren, sie erschienen in aller Regel auch abgerissener, oft zerlumpt. Ihre Be-
sitzlosigkeit und härtere Armut waren augenfällig: Zum Beispiel hatte eins von zehn Flücht-
lingskindern, die 1946 eine Schule in der Stadt Oldenburg besuchten, nicht einmal ein Hemd, 
eins von fünf keine Strümpfe, eins von vier keine Schuhe.  
Im Jahre 1946 auch stellten die Flüchtlingskommissare in der amerikanischen Besatzungszone 
fest, daß sie nur jeden zehnten Vertriebenen oder Flüchtling, der ins Land kam, mit Beklei-
dung und Wäsche, Decken und Matratzen versorgen konnten, und jeden siebten mit einem 
Bett, nur jeden zwanzigsten mit einem Ofen oder Herd und nur jeden hundertsten mit einem 
Topf, einem Teller, einem Besteck. ...<< 
Trotz der Beschlagnahmung von Quartieren erhielten viele Flüchtlinge und Vertriebene nur 
Notunterkünfte in den zahllosen Lagern. Dort mußten sie wegen fehlender Wohnungen notge-
drungen jahrelang hausen. In manchen Kreisen und Gemeinden schien die Wohnungsnot un-
überwindlich zu sein.  
Ende 1947 lebten ungezählte Heimatlose in notdürftig reparierten Behelfswohnungen, in 
ehemaligen Barackenlagern von Fremdarbeitern, in feuchten Kellern, schmutzigen Viehstäl-
len, Scheunen, Schuppen, Gartenlauben, in selbst errichteten Baracken aus Holz und Blech 
oder sie hausen in Höhlen und Erdbunkern. Die Notunterkünfte wurden meistens am Rand der 
Ortschaften errichtet.  
Alle Behelfswohnungen waren damals vom Keller bis zum Dachgeschoß mit verzweifelten 
Heimatlosen vollgestopft. In den Massenunterkünften lebten Großeltern, Eltern und Kinder 
dichtgedrängt in einem Raum zusammen. Die von alliierter Seite zugebilligten 4 qm Wohn-
raum waren vielerorts nicht vorhanden. Die Vertriebenen besaßen im allgemeinen weder Bet-
ten, Stühle, Tische noch Schränke. Sie teilten ihre Quartiere häufig mit Decken oder Säcken 
ab, um wenigstens etwas Privatsphäre zu erhalten. In diesen Behelfsquartieren gab es natur-
gemäß kein Ausweichen. Hier hausten alle in bitterer Armut und Not. Beleidigungen und 
Streitereien waren nicht selten an der Tagesordnung. 
Die deutschen Flüchtlinge und Vertriebenen hatten fast alles verloren, was Menschen verlie-
ren konnten. Trotz alledem hörte man damals nur selten wehleidiges Klagen oder Jammern 
nach Mitgefühl. Ungeachtet der großen Hoffnungslosigkeit kämpften die Menschen erbittert 
um ihr Überleben. 
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Ein Kreisvertrauensmann der Flüchtlinge und Vertriebenen in Braunschweig schrieb im Jahre 
1947 an den Ministerpräsidenten des Landes Niedersachsen (x301/112): >>... Wir Flüchtlinge 
haben es gründlichst satt, uns noch weiter mit Redensarten abspeisen zu lassen. Was nutzen 
uns Gesetze, wenn sie mangels Durchführungsbestimmungen nicht zur Anwendung kommen.  
Man beläßt uns in Elendsquartieren, und hat man uns in Privatwohnungen eingewiesen, dann 
geht der Kampf mit dem Vermieter erst richtig los, weil man uns wieder an die frische Luft 
setzen möchte. Man nimmt uns stückweise das Mobiliar wieder weg und behandelt uns auch 
sonst wie lästige Ausländer.  
In den anderen Ländern sind überall schon Flüchtlingsgesetze in Kraft, nur im Lande Nieder-
sachsen wird von der Regierung viel geredet, aber nichts getan, um die Gesetze zum Schutze 
der Flüchtlinge zu erlassen. ... 
Wir Flüchtlinge werden auf engstem Raume zusammengepfercht, wogegen es noch viele Ein-
heimische verstehen, ... nichts von ihrer Wohnbequemlichkeit preiszugeben. 
Haben wir Flüchtlinge allein den Krieg verloren oder das ganze deutsche Volk? Oder glaubt 
man, wir hätten im Osten keine Wohnkultur gehabt, die der hiesigen gleichzusetzen ist?  
Man räumt uns keinen Keller- und Bodenraum ein. Man gestattet uns nicht einmal auf dem 
Hofe unsere Wäsche zu trocknen oder unser Holz zu hacken, man verbietet uns die Benutzung 
der Klosetts, man verschließt die Küchen, so daß wir Flüchtlinge nicht kochen können und 
wir uns das Wasser im Keller holen müssen, man will uns Gas und elektrischen Strom nicht 
benutzen lassen, trotzdem uns Kontingente eingeräumt sind, und tausenderlei andere Schika-
nen ersinnt man, um uns das Leben zur Hölle zu machen. 
Dies geschieht alles nur, weil es die Regierung nicht für notwendig gehalten hat, ein Wohn-
raumgesetz zu erlassen, in dem Schutzbestimmungen für die Flüchtlinge enthalten sind.<< 
Das Ministerium für Wirtschaft und Verkehr in Schleswig-Holstein berichtete im Jahre 1947 
(mit Erlaubnis der britischen Militärregierung) über die Wohnungsnot der Flüchtlinge und 
Vertriebenen (x153/25): >>... Sie wohnen dort nicht etwa, sie liegen auf Brettern in Mäntel 
und Decken gehüllt, sofern sie welche besitzen. Sie frieren und warten, daß der Winter vorü-
bergehen würde, und warten auf den Tod, der sie von ihren Leiden erlöst.  
Das ist der Lebensstandard der Flüchtlinge, nicht aller, aber Hunderttausender, in Schleswig-
Holstein.<< 
Die Besatzungsmächte kümmerten sich im Jahre 1948 weiterhin in erster Linie um die Ab-
wicklung des "Bevölkerungstransfers" der Ost- und Volksdeutschen, während man die 
schwierige wirtschaftliche, politische und soziale Eingliederung der Vertriebenen größtenteils 
den deutschen Behörden überließ. Millionen von Flüchtlingen und Vertriebenen aus Ost-
Mitteleuropa mußten in den mittel- und westdeutschen Besatzungszonen untergebracht wer-
den. Diese "Umsiedler" veränderten maßgeblich die soziale Struktur Deutschlands.  
Der einzige Willkommensgruß für die Heimatlosen war gewöhnlich nur eine karge Mahlzeit. 
Wer keine Verwandten im Westen hat, muß sehen, wo und wie er unterkam. Die einheimi-
schen Hauseigentümer und Mieter von großen Wohnungen mußten vielerorts Räume an die 
unerwünschten Landsleute abtreten. Während dieser Zwangseinweisungen kam es ständig zu 
Reibereien mit den Einheimischen, denn fast niemand wollte die Fremden freiwillig aufneh-
men. In vielen Landkreisen und Gemeinden mußte man Wohnräume mit Waffengewalt be-
schlagnahmen, um die heimatlosen Neuankömmlinge unterzubringen.  
Ein Zeitzeuge schrieb im Jahre 1948 über radikalen Zwangseinweisungen (x153/25): >>Jedes 
Haus steht dem Zugriff offen. Man findet das fast schon selbstverständlich, muß sich aber 
doch einmal klarmachen, wie ungeheuerlich die Belegung der Häuser und Wohnungen mit 
fremden Familien ... ist.<< 
Die gewaltsamen Beschlagnahmungen bzw. die willkürlichen Zwangseinweisungen führten 
vielerorts zu offenen Feindseligkeiten zwischen den Einheimischen und Vertriebenen. Die 
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"Neubürger" aus dem Osten wurden nicht selten mit bösartigen Schimpfwörtern und abfälli-
gen Bemerkungen (wie z.B. "Kartoffelkäfer", Polacken usw.) begrüßt. 
Fast alle "Neubürger" verloren während der Flucht oder Vertreibung ihren gesamten Besitz. 
Die Arbeitslosigkeit unter den Zugewanderten war überdurchschnittlich hoch. Vor allem für 
die Jugendlichen war es ein großer Nachteil, daß die meisten Vertriebenen in kleineren Dör-
fern untergebracht werden, denn dort gab es kaum Ausbildungsplätze.  
In dieser bitteren Zeit der unvorstellbaren sozialen Verelendung mußten die Frauen zwangs-
läufig die Hauptlast tragen, denn Millionen von deutschen Männern mußten nach dem Ende 
des Zweiten Weltkrieges als Kriegsgefangene jahrelang Zwangsarbeit leisten. Viele Frauen 
gingen nicht selten barfuß und hungerten für ihre Kinder.  
Sie mußten nicht nur bei der Verteilung der Lebensmittelrationen stundenlang Schlange ste-
hen oder anstrengende "Hamsterfahrten" unternehmen, sondern sie leisteten außerdem unent-
wegt schwerste Aufräumungsarbeiten. Zwischen den Trümmerbergen sah man überall abge-
zehrte und schmal gewordene Frauen und alte Männer. Sie beseitigten Schutt, stapelten Klin-
kersteine aufeinander und sammelten jedes Stück Eisen oder Draht.  
Nicht nur ungezählte Wohnungen lagen in Schutt und Asche, auch die Heimatlosen und 
Heimkehrer waren oft gebrochene Menschen. Fast alle Deutschen waren unentwegt mit dem 
täglichen gnadenlosen Überlebenskampf beschäftigt und nahmen fast alle politischen Erei-
gnisse der Nachkriegsjahre teilnahmslos hin.  
Der deutsche Journalist und Publizist Günter Böddeker (1933-2012) berichtete später über die 
Lebensverhältnisse der deutschen Flüchtlinge und Vertriebenen in Westdeutschland (x021/-
469): >>... Die Flüchtlinge und Vertriebenen waren die Elenden unter den Armen, sie hatten 
mehr verloren als die anderen Deutschen, sie trugen ungleich schwerer an der Last der Nieder-
lage. Insbesondere sie hatten den Preis für den großen Krieg gezahlt.  
Doch viele der Eingesessenen in Westdeutschland sahen auch dann noch, als die Verhältnisse 
sich allmählich zu normalisieren begannen, in den Vertriebenen nur eine Bürde, ungebetene 
Gäste, die ihnen die Arbeitsplätze streitig machten. Das Wort "Flüchtling" wurde über Jahre 
hinweg fast ein Schimpfwort und zum Symbol für "unerwünscht".  
"Flüchtlingspack" johlten mancherorts die Kinder der Einheimischen hinter den Kindern der 
Vertriebenen her, und in der Schule spotteten sie über die Bindfäden, mit denen die Jungen 
und Mädchen, die aus dem Osten gekommen waren, ihr armseliges Schuhwerk banden: 
"Schnürsenkel haben sie bei euch wohl noch nicht erfunden?" 
So lebten die Vertriebenen in Not und Elend in einer oft ablehnenden manchmal sogar feind-
seligen Umwelt. Und das Ende des deutschen Unglücks war unabsehbar. Es schien sich viel-
mehr noch zu vertiefen - durch die Politik der Besatzungsmächte, die lange Zeit darauf abziel-
te, die Lebensgrundlagen des deutschen Volkes weiter zu schmälern. ...<< 
Der ostpreußische Schriftstellerin Agnes Miegel (1879-1964) schilderte im Jahre 1949 in dem 
Gedicht "Es war ein Land" ihre persönliche Trauer über den Verlust der Heimat (x035/175-
176): >>Es war ein Land 
O kalt weht der Wind über leeres Land, 
O leichter weht Asche als Staub und Sand! 
Und die Nessel wächst hoch an geborstner Wand, 
Aber höher die Distel am Ackerrand! 
 
Es war ein Land, - wo bliebst Du, Zeit? 
Da wogte der Roggen wie See so weit, 
Da klang aus den Erlen der Sprosser Singen 
Wenn Herde und Fohlen zur Tränke gingen, 
Hof auf, Hof ab, wie ein Herz so sacht, 
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Klang das Klopfen der Sensen in heller Nacht, 
Und Heukahn an Heukahn lag still auf dem Strom 
Und geborgen schlief Stadt und Ordensdom, - 
In der hellen Nacht, -  
der Johannisnacht! 
 
Es war ein Land, - im Abendbrand 
Garbe an Garbe im Felde stand. 
Hügel auf, Hügel ab, bis zum Hünengrab 
Standen die Hocken, brotduftend und hoch, 
Und drüber der Storch seine Kreise zog. 
So blau war die See, so weiß der Strand 
Und mohnrot der Mond am Waldesrand 
In der warmen Nacht, -  
der Erntenacht! 
 
Es war ein Land, - der Nebel zog 
wie Spinnweb, das um den Wacholder flog, 
Die Birken leuchteten weiß und golden, 
und korallen die schweren Quitschendolden, 
Die Eicheln knirschten bei Deinem Gehn 
In den harten Furchen der Alleen. 
Ein Stern mir blinkte, fern und allein, 
Und Du hörtest im Forst die Hirsche schrein 
In der kalten Nacht, -  
der Septembernacht! 
 
Es war ein Land, - der Ostwind pfiff, 
Da lag es still wie im Eis das Schiff, 
Wie Daunen deckte der Schnee die Saat 
Und deckte des Elchs verschwiegenen Pfad. 
Grau fror die See an vereister Buhne 
Und im Haff kam Fischer und Fisch zur Wuhne. 
Unter warmem Dach aus Stroh und Ried 
Klappte der Webstuhl zu altem Lied: 
"Wi beid', wi sönn noch jong on stark, 
Nähr'n ons möt eigne Hände, -" 
Es war ein Land, - wir liebten dies Land, - 
Aber Grauen sank drüber wie Dünensand. 
Verweht wie im Bruch des Elches Spur 
Ist die Fährte von Mensch und Kreatur, - 
 
Sie erstarrten im Schnee, sie verglühten im Brand, 
Sie verdarben im Elend in Feindesland, 
Sie liegen tief auf der Ostsee Grund, 
Flut wäscht ihr Gebein in Bucht und Sund, 
Sie schlafen in Jütlands sandigem Schoß, - 
Und wir letzten treiben heimatlos, 
Tang nach dem Sturm, Herbstlaub im Wind, - 
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Vater, Du weißt, wie einsam wir sind! 
 
Nie zu klagen war unsre Art, 
Du gabst und Du nahmst, - doch Dein Joch drückt hart! 
Vergib, wenn das Herz, das sich Dir ergibt,  
Nicht vergißt, was zu sehr es geliebt. 
 
O kalt weht der Wind über leeres Land, 
O leichter weht Asche als Staub und Sand! 
Und die Nessel wächst hoch an geborstner Wand, 
Aber höher die Distel am Ackerrand!<< 
 
19. Wer profitierte in den Nachkriegsjahren 1945 bis 1948 durch die "Schwarzmärkte"? 
Es gab damals in Deutschland keinen Sozialstaat. Bis März 1947 erhielten Witwen und Wai-
sen keine staatliche Unterstützung. Was man zum Überleben benötigte, wurde notfalls gewalt-
sam beschafft. Langsam fahrende Güterzüge wurden von Plünderern gestürmt und ausgeraubt. 
Die Menschen reagierten mit zunehmender Not härter und rücksichtsloser. In jener Zeit nahm 
man auf Alte und Kranke keine Rücksicht (keine Leistung ohne Gegenleistung).  
Obwohl im Winter 1946/47 alle noch vorhandenen Lebensmittel und Waren zugeteilt wurden, 
brach im Januar 1947 die Versorgung vielerorts zusammen, so daß sich überall Schwarzmärk-
te, Tauschhandel und Schieberunwesen ausbreiteten. Da der Besitz von alliierten Waren für 
Deutsche verboten war, spielte sich der Handel auf dem sog. "Schwarzen Markt" ab.  
Die große Mehrheit der Deutschen war durch den Krieg hoffnungslos verarmt und beteiligte 
sich notgedrungen an diesem illegalen Handel, weil ständig weniger legale Waren angeboten 
wurden. Tag für Tag wanderten Hunderttausende von hungrigen Stadtbewohnern aufs Land, 
um dort Schmuck und andere Vermögensgegenstände gegen Lebensmittel einzutauschen. 
Ausgehungerte Menschenmassen, die in dichten Reihen an den Bahnsteigen standen, stürmten 
täglich die Personen- und Güterzüge, obgleich viele "Hamsterzüge" meistens längst überfüllt 
waren. Der "schwarze Handel" wurde damals sehr hart bestraft. Manche Schieber und 
Schnapsbrenner mußten für Jahre ins Zuchthaus.  
Da Geld und Wertpapiere durch keine realen Werte gedeckt waren, wurden z.B. Zigaretten 
und Kaffee zur neuen Währung der Nachkriegszeit. Vor allem "Ami-Zigaretten" stellten da-
mals eine "natürliche" Leitwährung dar. Für Zigaretten konnte man in jener Zeit auf dem 
Schwarzmarkt fast alle Wirtschaftsgüter erwerben. Vor den Kasernen der Besatzungstruppen 
sah man überall Kippensammler, denn mit dem Tabak von 7 Kippen konnte man sich eine 
Zigarette drehen.  
Mehr als 100.000 jugendliche Vagabunden zogen durch das zerstörte Land. Ungezählte ver-
zweifelte Mädchen und Frauen tauschten in der Nachkriegszeit "Liebe gegen Ware", um die 
nackte Existenz zu sichern. Vor allem in den großen Städten breiteten sich Jugendprostitution 
und Geschlechtskrankheiten aus. Tausende von jungen Frauen schlossen in jener Zeit Ehen 
mit Besatzungssoldaten.  
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtete später über den "Schwarzmarkt" (x051/-
531): >>Schwarzmarkt (Schwarzer Markt), illegaler Verkauf oder Tausch von Waren, die be-
wirtschaftet sind oder deren Preis staatlich festgelegt ist.  
Der Schwarzmarkt-Preis ist dabei stets erheblich höher, was für die Schwarzmarkt-Händler 
hohe, zudem der Besteuerung entzogene Gewinne bedeutet. Schwarzmarkt entsteht immer 
dann, wenn die vorhandenen Warenmengen zur Deckung des Bedarfs nicht ausreichen und 
rationiert sind. So entwickelten sich schon in der letzten Kriegszeit in Deutschland und in den 
besetzten Gebieten Ansätze eines Schwarzmarktes, der dann nach Kriegsende aufblühte und 
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erst durch die Währungsreform 1948 beendet wurde. Die Jahre 1945-48 werden daher auch 
oft Schwarzmarkt-Zeit genannt.<<  
Die Tageszeitung "Die Welt" berichtete am 5. April 1946 über den Schwarzmarkt in Hamburg 
(x299/137): >>... In einer Toreinfahrt tuscheln vier Männer, Bohnenkaffee geht von Hand zu 
Hand, die Güte wird geprüft und kleine Geldscheine werden gezählt, ein ganzes Bündel.  
Ein Soldat sammelt Kippen, seine viel zu großen Stiefel werden durch Bindfäden gehalten, 
zwei Sicherheitsnadeln zwingen die Uniformjacke zusammen.  
Ein Bursche ruft keck: "Feuersteine gefällig, vier Stück 18 Mark". ...<< 
Der Berliner "Telegraf" berichtete am 24. Juni 1947 über die Möglichkeiten von Schwarz-
marktgeschäften (x111/334): >>Einem hungrigen Freunde wurde ein Pfund Butter für 320 
RM angeboten. Er nahm sie auf Kredit, weil er soviel Geld nicht hatte. Er wollte sie morgen 
bezahlen.  
Ein halbes Pfund bekam seine Frau, mit dem Rest gingen wir "kompensieren": In einem Ta-
bakladen gab es für das halbe Pfund 50 Zigaretten. 10 Stück behielten wir für uns. Mit dem 
Rest gingen wir in eine Kneipe. Wir rauchten eine Zigarette, und das Geschäft war perfekt: 
Für die 40 Zigaretten erhielten wir eine Flasche Wein und eine Flasche Schnaps. Den Wein 
brachten wir nach Hause. Mit dem Schnaps fuhren wir auf's Land. Bald fand sich ein Bauer, 
der uns für den Schnaps zwei Pfund Butter eintauschte.  
Am nächsten Morgen brachte mein Freund dem ersten Butterlieferanten sein Pfund zurück, 
weil es zu teuer war.  
Unsere Kompensation hatte eineinhalb Pfund Butter, eine Flasche Wein, zehn Zigaretten und 
das Vergnügen eines steuerfreien Gewerbes eingebracht. ...<< 
Der deutsche Journalist und Schriftsteller Arno Surminski berichtete später über die 
"Schwarzmarktzeit" (x118/8-9,12-13): >>... Nach dem Ersten Weltkrieg beherrschte das 
Schimpfwort vom "Kriegsgewinnler" die Diskussion, während des Zweiten Weltkrieges tru-
gen Kohlenklau, Verräter und feindliche Agenten die Schuld an dem, was den Deutschen zu-
stieß, und nach 1945 war es eben der Schieber. Arbeiterdemonstrationen befaßten sich ausgie-
big mit dem Schieberunwesen. "Die Schieber an den Galgen!" Solche Sätze wurden auf 
Transparenten durch die Trümmerstraßen getragen, und sie waren ernst gemeint.  
Ich zweifle nicht daran, daß die Mehrheit der Bevölkerung bereit gewesen wäre, Großschieber 
zur exemplarischen Abschreckung in mittelalterlicher Weise auf den Marktplätzen der Städte 
zu hängen. Diese Haltung war um so bemerkenswerter, als sich die meisten Menschen selber 
an den Schwarzmarktgeschäften beteiligten. 
Wer auf dem Lande lebte, freute sich, ein paar überzählige Kartoffeln gegen einen Kochtopf 
eintauschen zu können. Und die Städter trugen hinaus, was sie entbehren konnten. Wer sich 
von diesem Kreislauf der schwarzen Marktes fernhielt, tat es nicht aus Überzeugung, sondern 
weil ihm Tauschbares fehlte oder er den Strapazen und Risiken dieser verbotenen Geschäfte 
nicht gewachsen war.  
Wir waren alle kleine Schieber, aber der Haß auf die großen Schieber, die wir uns wohlge-
nährt in Luxusvillen wie im Frieden lebend vorstellten, war ungeheuer. ... Die Strafen waren 
hart, sie standen denen des Dritten Reiches kaum nach. Schwarzschlachten, Schnapsbrennen 
oder Milchpanschen brachte die Schuldigen für viele Jahre ins Zuchthaus. ... 
Heute ist es angebracht, auch ein gutes Wort für den Schieber einzulegen. Nicht er hatte den 
Mangel verschuldet. Auch ohne das Schieberunwesen hätte das, was in den Nachkriegsjahren 
an Lebensmitteln, Kleidung und Brennstoffen vorhanden war, nicht ausgereicht, um den 
Überlebenden des Krieges ein menschenwürdiges Dasein zu gestatten. Das wußten auch die 
Behörden und Alliierten.  
Sicherlich haben die Schwarzmarktgeschäfte die Lage in einigen Bereichen verschlimmert, 
aber nicht wenige verdanken dem Schieberunwesen ihr Überleben. Nur der Schwarzmarkt 
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brachte es fertig, die letzte überzählige Mohrrübe der menschlichen Ernährung zuzuführen. 
Wie hätten sonst die 10 Pfund Kartoffeln, die in dem Keller eines Landarbeiters übrig waren, 
in die hungernde Großstadt kommen sollen, wenn nicht durch die Kanäle des schwarzen 
Marktes?  
Der Schwarzmarkthandel war die lebensnotwendige Ergänzung der offiziellen Planwirtschaft. 
Nur er konnte die letzten Reserven mobilisieren; er war normaler, als die ins Groteske über-
steigerte Planwirtschaft. Der schwarze Markt kann als Vorgriff auf die später folgende 
Marktwirtschaft angesehen werden; nur fehlte ihm die soziale Komponente. Sein Mangel war, 
daß er auf Arme und Kranke keine Rücksicht nahm, sondern nur denen gab, die eine Gegen-
leistung zu bieten hatten. ...<< 
>>... Für viele ist die Schwarzmarktzeit mit einem Schleier der Verklärung umgeben. Das 
hängt mit den psychologischen Ausnahmezustand von damals zusammen. Die schlechte Zeit 
entschuldigte alles.  
Wenn ein Akademiker beim Bauern Mist auflud, sah das zwar komisch aus, galt aber nicht als 
menschliche Degradierung, weil überall die Ausnahme zur Regel geworden war. 
Arbeitslosigkeit, abgebrochene Ausbildung, Sitzenbleiben in der Schule, Armut, Geschäfts-
pleiten, zerrüttete Ehen und uneheliche Besatzungsinder ... alles war entschuldbar mit Krieg- 
und Nachkriegswirren.  
Ach, sie waren so tröstlich, die wunderbaren Ausreden, die das Innenleben erleichterten und 
jeden Anspruchsdruck milderten. Der Satz "Die Zeiten sind eben schlecht" war ebenso Medi-
zin für die Seele wie in den Jahren davor die Bemerkung: "Es ist eben Krieg." 
Heute fehlt uns dieses Ventil. Das Unbehagen an unserer Gesellschaft hängt auch mit der Su-
che nach einem Ersatz für die herrlichen Ausreden zusammen, die damals so wohlfeil zu ha-
ben waren. Nun muß der "böse Staat" oder das "ungerechte Gesellschaftssystem" die Funktio-
nen erfüllen, die damals die "schlechten Zeiten" hatten. 
Noch aus anderen Gründen sind die psychologischen Gründe jener Zeit bemerkenswert. Wer 
das Elend überstand, entwickelte ein Gefühl des Stolzes. In den Berichten über die schreckli-
chen Zustände der vierziger Jahre schwingt unausgesprochen stets der Hinweis mit: So stark 
waren wir, daß wir das durchgestanden haben! 
Aber es ist kein Verdienst, durch das Elend gegangen zu sein, und es ist keine Schuld, diese 
Prägung nicht erfahren zu haben. Zum geistigen Hochmut, zum Herabschauen auf jene "ver-
weichlichten" Menschen, die in diese Schule nicht gegangen sind, besteht kein Anlaß.  
Bis ins nächste Jahrtausend hinein werden wir mit Menschen zusammenleben, die von Krieg 
und Nachkriegszeit geprägt worden sind, die noch immer alles aufbewahren müssen und 
nichts wegwerfen können. Wer von diesen Erfahrungen verschont geblieben ist, sollte es sich 
versagen, über die Schrullen der Alten zu lächeln.  
Noch ist nicht entschieden, ob unsere Überflußgesellschaft oder die Elendszeit näher am 
Normalen oder Dauernden liegt. Betrachten wir die Geschichte auf die Länge, spricht einiges 
dafür, daß der gegenwärtige Wohlstand ein Zwischenspiel ist, das nur auf einem Teil der 
Weltbühne aufgeführt wird. Vielleicht sind eines Tages wieder Menschen gefragt, die aus 
Viehfutter Suppe kochen können und die wissen, an welchen Stellen im Wald die wilden Bee-
ren wachsen. 
Eines hat die Schwarzmarktzeit sicherlich bewirkt, sie hat dem folgenden Wirtschaftswunder 
den richtigen Glanz verliehen. Weil sich das Elend im Nachkriegsdeutschland so fest eingeni-
stet hatte, entstand später die überschwengliche Aufbruchstimmung für die Reise in das gelob-
te Land des Wohlstandes. ... 
Weiß Gott, eines hatten uns die Bewohner des elenden Restdeutschlands nach 1945 voraus, 
sie besaßen eine Zukunftsperspektive. Für sie konnte es nur noch besser werden, und es lohnte 
sich zu überleben, um auf diese Zukunft zu warten.<< 
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20. Wie liquidierte der Alliierte Kontrollrat im Fe bruar 1947 den preußischen Staat? 
Am 25. Februar 1947 führte der Alliierte Kontrollrat die Liquidierung des preußischen Staates 
- Kontrollratsgesetz Nr. 46 - durch (x056/33): >>Der Staat Preußen, der seit jeher Träger des 
Militarismus und der Reaktion in Deutschland gewesen ist, hat in Wirklichkeit zu bestehen 
aufgehört.  
Geleitet von dem Interesse an der Aufrechterhaltung des Friedens ... (bestimmt) der Kontroll-
rat ... Art. I: Der Staat Preußen, seine Zentralregierung und alle nachgeordneten Behörden 
werden hiermit aufgelöst. ...<<  
Die Liquidierung des preußischen Staates durch die Besatzungsmächte war eindeutig völker-
rechtswidrig, denn bei dieser willkürlichen Auflösung Preußens handelte es sich eindeutig um 
einen Verstoß gegen die Haager Landkriegsordnung (x063/635). 
Der deutsche Historiker Hubertus Prinz zu Löwenstein (1906-1984) schrieb später über die 
Liquidierung des preußischen Staates (x063/615): >>Um den Weltfrieden für immer zu si-
chern, erließ der Alliierte Kontrollrat am 25. Februar 1947 ein Gesetz (gebilligt vom Rate der 
Außenminister am 10. März), durch das "Preußen" aufgelöst wurde.  
Es hieß in diesem - völkerrechtswidrigen - Dekret: "Preußen, das von jeher Träger des Milita-
rismus und der Reaktion in Deutschland war, hat in Wirklichkeit zu bestehen aufgehört."  
Damit wurde eine Geschichtslegende, wie sie schon in Wilsons dritter Note vom 23. Oktober 
1918 (und in der gesamten alliierten Ersten Weltkriegspropaganda) zum Ausdruck kam, inter-
national sanktioniert. Die erhoffte Folge des Ewigen Friedens hat sich allerdings noch nicht 
eingestellt. 
Preußen lebt weiter im Bewußtsein von Historikern, von Schriftstellern und Dichtern. Es lebt 
auch weiter in Einrichtungen wie Preußischer Kulturbesitz ...<< 
Der deutsche Publizist Sebastian Haffner (1907-1999) berichtete später über die Liquidierung 
des preußischen Staates (x056/33): >>... Nach der "goldenen Preußenlegende" war das oberste 
Ziel der preußischen Könige von Anfang an die Einigung Deutschlands.  
Die "schwarze Preußenlegende" wollte in Preußen nichts als räuberischen Militarismus sehen, 
(sie will) in Friedrich und Bismarck heute noch Vorläufer Hitlers sehen ...  
Beide sind Propaganda von einst ... Preußen hatte keine deutsche Sendung; im Gegenteil, der 
Verfall des Reiches war Preußens Aufstieg. ...  
Was es ... lange Zeit unheimlich und ... gefährlich machte, war viel weniger sein Militarismus 
als die (Vorzüge) seiner Staatlichkeit: ... unbestechliche Verwaltung und unabhängige Justiz, 
... religiöse Toleranz und aufgeklärte Bildung, Preußen war ... (im 18. Jahrhundert) ... nicht 
nur der neueste, sondern auch der modernste Staat Europas.<< 
 
Die Wochenzeitung "Das Ostpreußenblatt" berichtete  am 22.12.2001 über Preußen (x887/...): 
>>Mehr als ein Staat - eine Idee 
Zum 300. Jahrestag der Gründung des Königreichs Preußen 
Preußen, das stellt für im gegenwärtigen Zeitgeist verhaftete Deutsche ein Reizwort dar, ver-
bunden mit Attributen wie Militarismus, Kadavergehorsam oder auch Autoritätshörigkeit. Für 
andere hingegen ist Preußen gleichbedeutend mit Tugenden wie Pflichtbewußtsein, Toleranz 
und Sparsamkeit. 
Dreihundert Jahre nach der Gründung des Königreiches Preußen und mehr als ein halbes 
Jahrhundert nach der offiziellen Auflösung des zu jenem Zeitpunkt schon gar nicht mehr exi-
stierenden Staates scheiden sich noch immer die Geister an diesem geschichtlichen Phäno-
men, wird weiter darum gestritten, wie jenes Gebilde, das nach den Worten Hermann 
Rauschnings, des Präsidenten des Senats der Freien Stadt Danzig, nicht nur ein Staat, sondern 
eine Idee war, historisch einzuordnen ist. 
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Am 25. Februar 1947 erließ der Alliierte Kontrollrat, der sich damals aus den Generalen Luci-
us Clay (USA), Sir Brian Robertson (Großbritannien) und Joseph Pierre Koenig (Frankreich) 
sowie dem Marschall Wassili Sokolowski (Sowjetunion) zusammensetzte und der die oberste 
Regierungsgewalt auf dem Territorium des besetzten Deutschland ausübte, das Gesetz Nr. 46, 
in dem es hieß:  
"Der Staat Preußen, der seit jeher Träger des Militarismus und der Reaktion in Deutschland 
gewesen ist, hat in Wirklichkeit zu bestehen aufgehört. Geleitet von dem Interesse an der Auf-
rechterhaltung des Friedens und der Sicherheit der Völker und erfüllt von dem Wunsche, die 
weitere Wiederherstellung des politischen Lebens in Deutschland auf demokratischer Grund-
lage zu sichern, erläßt der Kontrollrat das folgende Gesetz: 
Artikel I 
Der Staat Preußen, seine Zentralregierung und alle nachgeordneten Behörden werden hiermit 
aufgelöst."  
In der Realität war der frühere Bundesstaat Preußen zu diesem Zeitpunkt längst "tot". Seine 
Landesteile im Osten (Pommern, Ostpreußen, Schlesien) waren von Polen und Russen annek-
tiert, die dort lebende deutsche Bevölkerung zum Teil geflohen, zum Teil vertrieben worden, 
während sich die übrigen Landesteile nach und nach zu neuen politischen Gebilden ("Län-
dern") formiert hatten, im Westen etwa Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und Rheinland-
Pfalz, in Mitteldeutschland (bis 1952) Brandenburg und Sachsen-Anhalt.  
Und weil durch die Errichtung dieser Nachfolgeländer aus den ehemaligen preußischen Pro-
vinzen in allen vier Besatzungszonen "nicht mehr rückgängig zu machende Tatsachen ge-
schaffen" worden waren, stellte das Dekret eigentlich nur "ein nachgezogenes Stück Potsdam" 
dar, "einen späten juristischen Akt, der der geschichtlichen Entwicklung hinterherzuhinken 
schien" und eigentlich keiner Notwendigkeit bedurft hätte. Gleichwohl geschah dies "Nicht 
mehr im Affekt des ersten Siegerrausches, sondern in planmäßigem Vollzug Stalinscher For-
derungen" - auf Antrag Großbritanniens!  
Dabei war eine einheitliche Besatzungspolitik der Alliierten 1947 kaum noch erkennbar, und 
so wollte man durch die Einigung über die offizielle Auflösung Preußens "wenigstens" ein 
Stück Gemeinsamkeit demonstrieren, bewies damit allerdings nur einmal mehr, "daß Überein-
stimmungen lediglich für destruktive Maßnahmen zu erreichen waren." 
Das Ende Preußens, das 1947 von den Siegermächten des Zweiten Weltkriegs nur noch for-
maljuristisch besiegelt wurde, hatte sich bereits vorher in Etappen vollzogen. Die meisten Hi-
storiker nennen in diesem Zusammenhang den 20. Juli 1932, als die sozialdemokratische Re-
gierung Preußens unter Ministerpräsident Braun durch einen Staatsstreich des Reichskanzlers 
von Papen gestürzt wurde, der sich dann selbst zum Reichskommissar für Preußen ernennen 
ließ. Braun stellte damals fest, daß damit die "Mission des neuen Preußens, die Demokratie in 
Deutschland zu sichern und zu vertiefen", zu Ende gegangen sei, und Preußen-Forscher Hans-
Joachim Schoeps bezeichnet jenen Tag als das Datum, "an dem Preußen de facto zu bestehen 
aufgehört hat ...  
Pikanterweise war es dann erneut ein 20. Juli", der des Jahres 1944, "an dem das alte Preußen 
zum letzten Male sichtbar wurde": Die Liste der Männer nämlich, die nach dem Attentat auf 
Hitler hingerichtet wurden, "liest sich wie ein Auszug aus dem preußisch-deutschen Adelsre-
gister". 
Andere Geschichtswissenschaftler sehen das Ende Preußens, jenes Staates, der mit der Krö-
nung des brandenburgischen Kurfürsten Friedrich III. zum "König in Preußen" am 18. Januar 
1701 im Schloß zu Königsberg geboren wurde, schon früher, nämlich entweder 1871, als es in 
dem neu gegründeten Zweiten Deutschen Kaiserreich aufging, oder aber 1918, als die Herr-
schaft der Hohenzollern, die untrennbar mit Preußen verbunden war, ihr Ende fand; denn 
Preußentum und Monarchie bedingen einander. 
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Schließlich wird in Historikerkreisen sogar die Ansicht vertreten, daß der Zerfall Preußens 
eigentlich schon 1806 einsetzte, als es in der Doppelschlacht von Jena und Auerstedt gegen 
die Truppen Napoleons die wohl bitterste militärische Niederlage seiner Geschichte hinneh-
men mußte. 
Wie dem auch sei - von Preußen ging für Freund und Feind stets eine eigenartige Faszination 
aus. "Was es seinen Nachbarn lange Zeit unheimlich und manchmal gefährlich machte", so 
urteilte ein anderer Preußen-Forscher, Sebastian Haffner, "war viel weniger sein Militarismus 
als die Qualität seiner Staatlichkeit: seine unbestechliche Verwaltung und unabhängige Justiz, 
seine religiöse Toleranz und aufgeklärte Bildung." Preußen war immer ein Rechtsstaat, und 
der Wahlspruch "suum cuique" ("Jedem das Seine") stellte das "Bekenntnis zu einer gerechten 
sozialen Staatsordnung" dar, denn "Recht war Recht, und Unrecht war Unrecht, und dazwi-
schen lag nichts als das sittliche Gesetz im Menschen und das Gesetz des Staates über dem 
Menschen".  
Für den britischen Historiker Feuchtwanger schien deshalb Preußen "einzigartig in seiner Fä-
higkeit, ein Gefühl gegenseitigen Vertrauens zwischen Bürgern und Staat zu schaffen", und 
Oswald Spengler sinnierte ergänzend: "Demokratie bedeutet in England die Möglichkeit für 
jedermann reich zu werden, in Preußen die Möglichkeit, jeden vorhandenen Rang zu errei-
chen." 
In der Tat waren es die klassischen preußischen Tugenden, die den Staat im 18. Jahrhundert 
zum modernsten Europas werden ließen: neben der Rechtsstaatlichkeit die Sparsamkeit, reli-
giöse und weltanschauliche Toleranz, Pflichterfüllung und Dienst am Gemeinwesen.  
Preußen nahm die Hugenotten und die Salzburger Protestanten auf, ja es war überhaupt das 
erste Land der Erde, das absolute Religionsfreiheit gewährte.  
Als erstes Land der Erde führte es auch die Schulpflicht ein, schaffte die Pressezensur ab und 
schuf durch sein "Allgemeines Landrecht" die Gleichheit aller Menschen vor dem Gesetz.  
Als eines der ersten Länder dieser Welt gab es auch den Juden volle Bürgerrechte, nicht zu-
letzt entstand die moderne, der übrigen Welt später als Vorbild dienende Sozialgesetzgebung 
Bismarcks unter der Führung Preußens. 
Für den preußischen Staat und seine Verwaltung waren alle Einwohner "zunächst einmal 
preußische Untertanen. Und alsdann auch noch evangelische und katholische Christen oder 
Juden, und zuletzt waren sie auch noch Deutsche oder Polen." Preuße war man, wie zahlrei-
che bedeutende Persönlichkeiten aus seiner Geschichte zeigen - Freiherr vom Stein, Scharn-
horst, Gneisenau, Fichte, Hegel und andere -, "nicht von Geblüt, sondern man wurde es durch 
Bekenntnis", oder, um noch einmal Oswald Spengler zu zitieren:  
"Preußentum ist ein Lebensgefühl, ein Instinkt, ein Nichtanderskönnen ... Das Offizierskorps, 
das Beamtentum, die Arbeiterschaft Bebels, endlich 'das' Volk von 1813, 1870, 1914 fühlen, 
wollen, handeln als überpersönliche Einheit. Das ist nicht Herdengefühl; es ist etwas unend-
lich Starkes, Freies darin, das kein Nichtdazugehöriger versteht. Das Preußentum ist exklu-
siv." 
Preußisch zu sein und zu handeln, das war im Laufe der letzten drei Jahrhunderte immer 
gleichbedeutend mit sauber, unbestechlich, anständig, gerecht, sparsam und pflichttreu. Preu-
ßentum galt als "Maßstab eines Wertes, nämlich des Wertes einer Lebensordnung ... in der 
ganzen Welt seit dem Tage, da dieser Begriff wissentlich geprägt wurde. Wollte man in der 
Vergangenheit einem Volke das höchste Prädikat für eine Lebensordnung geben, so fand man 
nichts höheres als das Adjektiv 'preußisch'."  
So wurden etwa die Japaner als Preußen Ostasiens, die Bulgaren als die Preußen des Balkans 
und die Chilenen als Preußen Südamerikas bezeichnet, "wobei vermerkt werden muß, daß 
diese Werteinstufungen weder von Preußen noch überhaupt von deutschen Menschen vorge-
nommen wurden, sondern daß fremde Völker ihren Nachbarn, Freunden oder Feinden dieses 
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anerkennende Zeugnis ausstellten." 
Manche Historiker sind in den letzten Jahren nicht müde geworden, den Nationalsozialismus 
als die Fortsetzung des Preußentums darzustellen. Sie bedienten sich dabei - hoffentlich un-
bewußt - der NS-Propaganda, denn Hitler kündigte in seinen Reden häufig die "Wiederher-
stellung deutscher Größe in der Tradition Friedrichs des Großen und Bismarcks" an, und 
Reichsminister Dr. Goebbels beschwor seinen "Führer" als "die letzte Verkörperung einer 
langen preußischen Tradition". In Wirklichkeit aber waren es, wie schon erwähnt, gerade die 
Nationalsozialisten, die Preußen den Todesstoß versetzten. 
Der nicht mehr existente Staat Preußen befindet sich dreihundert Jahre nach seiner Errichtung 
in einer ähnlichen Lage wie Polen zwischen 1795 und 1918, das letztlich wiedererstand, "weil 
seine Staatsidee über ein Jahrhundert hin am Leben blieb ...  
Es könnte sein", so Preußen-Verehrer Schoeps, "daß Europa an Preußen ähnliches erleben 
wird, da sich eine historische Wirklichkeit nicht verbieten und nicht auflösen läßt. Das Fehlen 
Preußens bedeutet, daß ... dieser Staat seine europäische Funktion nicht mehr erfüllen kann, 
die in der Klammer- und Brückenbildung zwischen Ost und West bestanden hat."  
Denn Preußen war "immer gleichzeitig Schutzwehr gegen den Osten und Brücke zwischen 
Ost und West". Und die "Zeit-Herausgeberin" Gräfin Dönhoff fügt ergänzend hinzu: "... ohne 
die staatsbildende Kraft Preußens und seiner Menschen kann ich mir auch die Bundesrepublik 
auf Dauer nicht gut vorstellen.  
In Bayern mag es eine ältere Tradition, im Rheinland weit früher Kultur gegeben haben; aber 
einen Staat zu bauen, verschiedene Gebiete und Stämme zu integrieren, das hat nur Preußen 
zuwege gebracht." 
De jure wurde Preußen 1947 von der Landkarte getilgt, aber die Werte und Tugenden, die sich 
im Preußentum manifestieren, werden fortbestehen, denn "solange es ... Menschen geben 
wird, die der Verantwortlichkeit das persönliche Wohlergehen freudig opfern, solange wird es 
Preußen geben"! Anläßlich des 30. Jahrestages der Auflösung Preußens 1977 schrieb Helmut 
Damerau, der Herausgeber des Deutschen Soldatenjahrbuches:  
"Preußen kann in Licht und Schatten vor Geschichte und Nachwelt in Ehren bestehen! Sein 
großes geistig-ethisches und historisches Erbe aber gehört der ganzen deutschen Nation."  
Diesen Worten ist an Deutlichkeit kaum etwas hinzuzufügen. 
Wohl am treffendsten aber kommen Preußentum und preußische Geisteshaltung zum Aus-
druck in einem Gedicht, das der zum Tode verurteilte, später zu lebenslanger Haft begnadigte 
und dann vorzeitig entlassene Generaloberst Eberhard von Mackensen, Sohn des legendären 
Feldmarschalls, am 13. März 1947 in seiner Gefängniszelle in Italien verfaßte, nachdem er 
vom offiziellen Ende Preußens erfahren hatte: 
"Mögt ihr den preußischen Staat zerschlagen, Preußen wird hoch aus den Trümmern ragen. 
Einer schon wollte uns Preußen stehlen, doch Preußen lebt zu tief in den Seelen. Preußen ist 
weder Volkstum noch Rasse, Preußen ist Haltung und niemals Masse. Preußen ist Pflicht nach 
Immanuel Kant. Preußen ist Treue zu Volk und Land, dienen der Sache bis in den Tod und: 
Griff zu den Waffen erst in der Not."<< 
Die Wochenzeitung "Das Ostpreußenblatt" berichtete am 22. Juni 2002 über Preußen 
(x887/...): >>Von der Provinz zur Großmacht / Preußens Wurzeln, Staatsidee, Ideale 
und Geschichte 
Wo liegen Preußens Wurzeln? Der Begriff "Preußen" kommt von den Prussen, die im heuti-
gen Ostpreußen ihre Heimat hatten. Die Farben Preußens, Schwarz und Weiß, entsprechen 
den Wappenfarben des Deutschen Ordensstaates, dessen Kernterritorium ebenfalls Ostpreu-
ßen war. Auch in heraldischer Hinsicht hat Ostpreußen eine herausgehobene Stellung, ist es 
doch die einzige Provinz Preußens, deren Wappen jenes des Gesamtstaates ist. 
Dem mag der eine oder andere entgegenhalten, daß die im preußischen Königreich herrschen-
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de Hohenzollernlinie nicht in Ostpreußen ihre Wurzeln hatte. Doch ist es wirklich diese Fami-
lie, die Preußen ausmacht und es groß gemacht hat?  
Zweifellos hat sie bedeutende Könige hervorgebracht wie den "Soldatenkönig" Friedrich Wil-
helm I. und Friedrich den Großen, doch waren auch unbedeutende darunter wie Friedrich 
Wilhelm II. und Friedrich Wilhelm III. Wilhelm II. hat versucht, für seinen Großvater den 
Namenszusatz "der Große" durchzusetzen, doch beschränkt sich Wilhelms I. Leistung letzt-
lich darauf, nach anfänglichem Widerstreben schließlich erkannt und respektiert zu haben, daß 
sein nicht-hohenzollerischer Ministerpräsident und Kanzler Otto von Bismarck bedeutender 
war als er.  
Wenn wir Friedrich II. als einzigen Hohenzollernfürsten den Namenszusatz "der Große" zu-
billigen, so sollten wir dieses nicht wegen seiner Abkunft, sondern wegen seines großartigen 
Lebens- und Herrschermottos tun: "Ich bin der erste Diener meines Staates." Diesem Dienst-
ethos bis in die oberste Spitze verdankte Preußen primär seine Größe. 
Wo findet man bereits vor der Neuzeit und damit vor dem Aufstieg der Preußen unter den 
Hohenzollern diese Bereitschaft, auf eine Selbstverwirklichung zugunsten des Dienstes an 
einem Höheren freiwillig zu verzichten? Man findet es bei den christlichen Rittern. Wie dem 
Preußen der Neuzeit sind auch dem miles christianus oder miles christi des Mittelalters die 
Tapferkeit, die Gerechtigkeit gegen jedermann, die Treue und Disziplin, das Maßhalten, die 
Verpflichtung zu Schutz und Fürsorge für Arme und Schwache (Bismarcksche Sozialgesetz-
gebung) sowie nicht zuletzt die Demut höchste Tugenden. 
Dieser Gedanke führt uns zum Deutschen Ordensstaat als legitimen Vorläufer Preußens. Be-
zeichnenderweise besaß auch dieser Ordensstaat, was später Preußen gegenüber den anderen 
Territorien und Staaten auszeichnete, einen Staatsapparat, der in seiner Leistungsfähigkeit und 
seiner Leistungsbereitschaft Maßstäbe setzte. Und noch einen anderen Vorteil hatte der Or-
densstaat mit Preußen gemein. Beide hatten - zumindest über einen langen Zeitraum ihrer Ge-
schichte hinweg - ein außerordentlich großes Reservoir, aus dem sie ihre Funktionsträger re-
krutieren konnten. 
Die großen preußischen Reformer, die in Preußens schwärzesten Stunden während der napo-
leonischen Zeit die Saat zum Wiederaufstieg legten, waren überwiegend gebürtige Nichtpreu-
ßen. Karl Reichsfreiherr vom und zum Steins Wiege stand in Nassau, Karl August Fürst von 
Hardenbergs in Essensrode bei Gifhorn, Gerhard Johann David von Scharnhorsts in Bordenau 
nahe dem Steinhuder Meer und August Wilhelm Anton Graf Neidhardt von Gneisenaus in 
Torgau. Preußens Glück, Preußens Leistung und Preußens Verdienst bestanden in seiner 
Staatsidee, die auch außerhalb der Staatsgrenzen Geborene überzeugte und sie dazu bewegte, 
sich in den Dienst dieses Staates zu stellen. 
Ähnliches Glück hatte der Deutsche Ordensstaat, stand ihm doch in seiner Blütezeit für die 
Rekrutierung der Funktionsträger die Ritterschaft des Deutschen Ordens zur Verfügung, des-
sen Verbreitungsgebiet weit über die Grenzen Ostpreußens hinausreichte.  
Erst als im Zuge des Niederganges des Ordensstaates die ostpreußischen Stände eine stärkere 
Beteiligung an der Verwaltung durchsetzen konnten, relativierte sich dieser Vorteil bei der 
Personalrekrutierung. 
Ebenfalls eine Folge des nach der Niederlage von Tannenberg beginnenden Abstiegs des Or-
densstaates ist die Sitte, deutsche Fürstensöhne an die Spitze des Staates, in das Hochmeiste-
ramt zu wählen, in der Hoffnung, daß diese ihre verwandtschaftlichen Beziehungen zur Hoch-
aristokratie des Reiches in den Dienst des Staates stellen würden.  
Zu Zeiten der Reformation ist das ein Hohenzoller und so wird in seiner Amtszeit der Deut-
sche Ordensstaat in ein weltliches Erbherzogtum mit ihm als Herzog umgewandelt. Die Zu-
stimmung des polnischen Königs, dem die Hochmeister seit dem Zweiten Thorner Frieden 
den Treueid zu schwören und Heeresfolge zu leisten hatten, wurde mit der Anerkennung sei-
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ner Lehenshoheit über das nun Herzogtum Preußen heißende Territorium erkauft. 
1618 und damit in jenem Jahr, in dem der Dreißigjährige Krieg begann, erlosch die hier regie-
rende Hohenzollernlinie im Mannesstamm und das Herzogtum fiel an die Kurfürsten in Bran-
denburg. Der größte von letzteren ist sicherlich der Große Kurfürst. Ihm gelingt es, im 
Schwedisch-polnischen Krieg die polnische Lehenshoheit abzuschütteln. Im Frieden von Oli-
va erkennen der römisch-deutsche Kaiser sowie die Könige Polens und Schwedens die Souve-
ränität des Herzogtums Preußen an. Mit dem souveränen Preußen hinterläßt Friedrich Wil-
helm II. seinem Sohn Friedrich III. ein souveränes Herrschaftsgebiet, in dem dieser sich zum 
König krönen kann, was er 1701 auch tut. 
Wenn König Friedrich I. wegen seiner Prunksucht auch nicht unumstritten ist, so hat er mit 
der preußischen Königswürde doch ein einigendes Band für das territorial auseinandergerisse-
ne Herrschaftsgebiet seiner Dynastie geschaffen, das nun unter dem Oberbegriff "Preußen" 
zusammenwächst. Ein mindestens ebenso wichtiges einigendes Band ist die Staatsidee, deren 
Entwicklung unter dem Großen Kurfürsten beginnt und unter Friedrich dem Großen ihre 
Vollendung findet. Zu dieser Idee gehört außer dem preußischen Dienstethos auch die preußi-
sche Toleranz, die Friedrich II. in Bezug auf Preußen formulieren ließ, "hier muß jeder nach 
seiner Fasson selig werden". 
Friedrichs des Großen Regierungszeit hat sicherlich etwas Finales. Sie bildet sowohl den Hö-
he- als auch den Endpunkt einer Blüte Preußens. Sie ist aber auch ein Anfang, denn mit ihr 
beginnt Preußens Großmachtdasein und der preußisch-österreichische Dualismus in Deutsch-
land. 
Zu diesem Zeitpunkt bereits hinsichtlich Preußens von einer deutschen Sendung oder einem 
deutschen Kernstaat zu sprechen, ist jedoch zumindest gewagt. Zu desinteressiert zeigen sich 
hierfür Friedrichs II. Nachfolger Friedrich Wilhelm II. und Friedrich Wilhelm III. am Vor-
dringen der Revolutions- und kaiserlichen Truppen Frankreichs in Deutschland. Erst nach sei-
nem eigenen Zusammenbruch und dem Scheitern der nationalen Erhebung in Österreich wird 
Preußen zum Hoffnungsträger der deutschen Patrioten. 
Mit der Unterstützung Rußlands gelingt schließlich unter preußischer Führung die Befreiung 
der Nation von der französischen Fremdherrschaft. Es entspricht der neuen Rolle Preußens, 
daß es auf die Rückgabe der in der napoleonischen Zeit verlorenen polnischen Gebiete keinen 
Wert legt und sich dafür mit deutschem Territorium entschädigen läßt. Es "wächst in Deutsch-
land hinein" und übernimmt von der süddeutschen Großmacht Österreich die psychologisch 
wichtige "Wacht am Rhein". Mit dem Ruhrgebiet gewinnt Preußen zudem das schwerindus-
trielle Herz Deutschlands, dessen große gesamtökonomische und rüstungswirtschaftliche Be-
deutung sich erst im Laufe des Jahrhunderts erweist. 
Aufgrund der hohen Wettbewerbsfähigkeit seiner Volkswirtschaft war Preußen im Gegensatz 
zur Österreich in der Lage, sich an die Spitze der deutschen Einigungsbewegung auf zollpoli-
tischem Gebiete zu stellen. Doch nicht nur aus ökonomischen Gründen tat sich die Donau-
monarchie mit dem deutschen Einigungsstreben schwer.  
Im Gegensatz zu Preußen war Österreich nämlich auf dem Wiener Kongreß aus Deutschland 
hinausgewachsen. Das Habsburgerreich konnte deshalb im Gegensatz zum Hohenzollernstaat 
nicht in einem deutschen Nationalstaat aufgehen und sah sich daher allein schon aus Gründen 
der Staatsräson gezwungen, dem Streben der Deutschen nach ihm entgegenzuwirken. Preußen 
stand damit als zweite deutsche Großmacht in der Pflicht. 
Daß dieses auch außerhalb Preußens so gesehen wurde, zeigt am deutlichsten die Tatsache, 
daß die Frankfurter Nationalversammlung nicht den österreichischen Kaiser, sondern den 
preußischen König zum Kaiser der Deutschen wählte. Mit einer Mehrheit von 290 gegen 248 
Stimmen beschloß das deutsche Nationalparlament, Friedrich Wilhelm IV. die deutsche Kai-
serwürde anzutragen. Gelöst hat dieser Mehrheitsentscheid die deutsche Frage nicht. 
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"Nicht durch Reden und Majoritätsbeschlüsse werden die Fragen der Zeit entschieden - das ist 
der Fehler von 1848 und 1849 gewesen -, sondern durch Eisen und Blut." Der bedauerlich 
hohe Wahrheitsgehalt dieser Feststellung Otto von Bismarcks kennzeichnet die weitere Ent-
wicklung der deutschen Frage.  
So sind es statt der Reden und Majoritätsbeschlüsse der Paulskirchenabgeordneten die Eini-
gungskriege, die die deutsche Frage schließlich einer kleindeutschen Lösung zuführen. 1871 
wird Preußen ein Bestandteil des Deutschen Reiches. 
Wie die anderen 24 Bundesstaaten gibt auch der preußische Staat viele Kompetenzen an das 
neue Reich ab, weshalb manche in der Reichsgründung von 1871 das Ende Preußens sehen. 
Andere sehen in der Umwandlung Preußens von einer Erbmonarchie in eine Republik das 
Ende des Staates. Das Revolutionsjahr 1918 ist jedoch nicht nur wegen des Endes der Monar-
chie in Preußen von verfassungsrechtlich großer Bedeutung.  
Vielmehr beginnt in jenem Jahr auch die Umwandlung des eher föderalistischen Kaiserreiches 
in eine vergleichsweise zentralistische Republik, die für Preußen nicht nur wie für alle Reichs-
länder die Abtretung weiterer Kompetenzen an das Reich bedeutet, sondern darüber hinaus 
auch den Verlust seiner Sonderstellung als Führungsmacht, die bis 1918 nicht zuletzt darin 
zum Ausdruck kam, daß das Staatsoberhaupt Preußens automatisch auch Oberhaupt des Deut-
schen Reiches war. Wie sehr die Macht von Preußen zum Reich gewechselt hatte, zeigt 1932 
anschaulich der sogenannte Preußenschlag, an dem auch manche das Ende Preußens festma-
chen. 
Andere sehen in den Nationalsozialisten Preußens Totengräber. Diese haben zwar eine Linie 
von Friedrich dem Großen über Otto von Bismarck und Paul von Hindenburg zu ihrem Führer 
Adolf Hitler gezogen, doch waren unter ihren Spitzenfunktionären die Preußen gemessen an 
der Gesamtbevölkerung des Deutschen Reiches deutlich unterrepräsentiert. Dafür waren die 
Männer und Frauen des 20. Juli (1944) zu großen Teilen Angehörige des preußischen Adels. 
Von daher machen manche auch am Scheitern ihres Umsturzversuches und den anschließen-
den Hinrichtungen vieler von ihnen das Ende Preußens fest. Offiziell aufgelöst wurde Preußen 
vom Alliierten Kontrollrat im Jahre 1947. 
Wenn somit auch derzeit kein preußischer Staat besteht, so ist die Bundesrepublik Deutsch-
land doch gut beraten, die preußische Staatsidee und die preußischen Ideale zu postulieren und 
zu leben, will sie nicht langfristig in die Zweit- oder Drittklassigkeit oder gar zur Bananenre-
publik hinabsinken. …<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 10.02.2007 über die völ-
kerrechtswidrige Auflösung Preußens (x887/...): >>Wie der preußische Staat endete 
Vor 60 Jahren löste der Alliierte Kontrollrat den "Träger des Militarismus und der Reaktion in 
Deutschland" auf 
Der Staat Preußen, der seit jeher Träger des Militarismus und der Reaktion in Deutschland 
gewesen ist, hat in Wirklichkeit zu bestehen aufgehört. Geleitet von dem Interesse an der Auf-
rechterhaltung des Friedens und der Sicherheit der Völker und erfüllt von dem Wunsche, die 
weitere Wiederherstellung des politischen Lebens in Deutschland auf demokratischer Grund-
lage zu sichern, erläßt der Kontrollrat das folgende Gesetz: 
Artikel I. Der Staat Preußen, seine Zentralregierung und alle nachgeordneten Behörden wer-
den hiermit aufgelöst. 
Artikel II. Die Gebiete, die ein Teil des Staates Preußen waren und die gegenwärtig der Ober-
hoheit des Kontrollrats unterstehen, sollen die Rechtsstellung von Ländern erhalten oder Län-
dern einverleibt werden. 
Die Bestimmungen dieses Artikels unterliegen jeder Abänderung und anderen Anordnung, 
welche die Alliierte Kontrollbehörde verfügen oder die zukünftige Verfassung festsetzen soll-
te. 
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Artikel III. Staats- und Verwaltungsfunktionen sowie Vermögen und Verbindlichkeiten des 
früheren Staates Preußen sollen auf die beteiligten Länder übertragen werden, vorbehaltlich 
etwaiger Abkommen, die sich als notwendig herausstellen sollten und von der Alliierten Kon-
trollbehörde getroffen werden. 
Artikel IV. Dieses Gesetz tritt mit dem Tag seiner Unterzeichnung in Kraft." 
Es besteht ein breiter Konsens, daß dieses vor 60 Jahren erlassene Gesetz Nr. 46 des Alliierten 
Kontrollrates weniger ein Todesurteil, denn ein Totenschein des preußischen Staates war. 
Wenn jedoch der preußische Staat vorher schon zu existieren aufgehört hatte, stellt sich natür-
lich die Frage, wann. Hierauf gibt es eine Fülle von Antworten. Zweifellos ist im Vierten Ko-
alitionskrieg von 1806/07 das alte Preußen untergegangen. Danach war Preußen jedoch in den 
Befreiungskriegen eine Wiedergeburt vergönnt. 
Entsprechend der herrschenden Lehre war der 1815 auf dem Wiener Kongreß als Nachfolger 
des Heiligen Römischen Reiches gegründete Deutsche Bund ein Staatenbund, das 1871 ge-
gründete Deutsche Reich hingegen ein Bundesstaat. Den Norddeutschen Bund lassen wir 
einmal als Interimslösung außen vor. Folgt man dieser Lehrmeinung, dann verlor Preußen 
formaljuristisch mit der Reichsgründung seine Souveränität. Hans-Joachim Schoeps läßt des-
halb die Zeit nach der Kaiserproklamation nur noch als "Nachgeschichte Preußens" gelten. 
Nun läßt sich lange darüber diskutieren, ob in der Folgezeit eher Deutschland prussifiziert 
oder Preußen germanisiert wurde, ob es eher zu einer Verpreußung Deutschlands oder zu ei-
nem Aufgehen Preußens in Deutschland gekommen ist. War das Kaiserreich eher ein Groß-
preußen oder ein kleindeutscher Nationalstaat? Die Wahrheit liegt sicherlich irgendwo zwi-
schen diesen Polen. Mit Sicherheit läßt sich jedoch feststellen, daß der Bundesstaat Preußen 
im Reich kein Gleicher unter Gleichen war. So stellte Preußen mit seinem König den höchsten 
Repräsentanten des Reiches, den Kaiser, der nicht ohne Macht war. Und auch schon rein äu-
ßerlich-optisch war die bevorzugte Stellung Preußens deutlich.  
Der Reichsadler trug einen Brustschild, und der zeigte das Wappen Preußens. Zur Schwierig-
keit der Standortbestimmung des Reiches zwischen den Polen Großpreußen und kleindeut-
scher Nationalstaat trug auch bei, daß sich der Führungskreis um den König und Kaiser Wil-
helm I. noch nicht einmal selber einig war, was dieses Reich denn nun eigentlich sein sollte. 
Weiter erschwert wird die Verortung dadurch, daß das Kaiserreich in den Jahrzehnten seiner 
Existenz eine Entwicklung durchgemacht hat. Man denke nur an die Kaiser. Schon von ihrem 
Selbstverständnis her war Wilhelm I. im Vergleich zu seinem gleichnamigen Enkel zwei-
felsohne eher Preuße, während Wilhelm II. im Vergleich zu seinem Großvater ebenso zwei-
felsfrei eher Deutscher war. 
Manche machen denn auch an der Ära des letzten Kaisers und Königs, am Wilhelminismus 
Preußens Ende fest. Zweifelsohne glänzte das wilhelminische Preußen und Deutschland nicht 
gerade durch preußische Bescheidenheit und Sparsamkeit. Nun gehört es allerdings auch zur 
ganzen Wahrheit, daß ein Armer eher bescheiden und sparsam leben kann als ein Reicher. 
Preußens Bescheidenheit und Sparsamkeit war ja nicht aus Jux und Tollerei frei gewählt, son-
dern aus der Not geboren.  
Die sprichwörtliche märkische Streusandbüchse war mit Bodenschätzen nicht reich gesegnet, 
und wenn man dann wie der Große Kurfürst und in seiner Tradition der Soldatenkönig aus 
den Verwüstungen des Dreißigjährigen Krieges die Lehre zieht, daß ein großes stehendes 
Heer hermüsse, bleibt zu Bescheidenheit und Sparsamkeit kaum eine vernünftige Alternative. 
Im Gegensatz dazu hatte das wilhelminische Preußen wie Kaiser Wilhelms gesamtes Reich 
eine blühende Wirtschaft, wie Ehrhardt Bödecker völlig zu Recht und löblicherweise nicht 
müde wird, den Bundesbürgern vor Augen zu führen. 
Dieser Blüte bereitete der Erste Weltkrieg ein jähes Ende, und böse Zungen behaupten, daß 
gerade dieses auch sein Zweck gewesen sei. Mit dem Wohlstand verloren die Preußen auch 
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ihren König. Monarchistisch Gesinnte mögen nun dazu neigen, deshalb das Ende des preußi-
schen Staates mit 1918 zu datieren. Mir dünkt das zu brandenburgzentrisch gedacht. Dafür 
scheinen zu viele Wurzeln der preußischen Ideale in den - nicht-monarchischen - Staat der 
Deutschen Ordensritter zu reichen.  
Doch muß man nicht Anhänger der Monarchie sein, um das Ende des preußischen Staates am 
Ende des König- und des Kaiserreiches festzumachen, denn mit der Novemberrevolution ver-
lor Preußen nicht nur seinen Monarchen, sondern auch seine durch die Verfassung verbriefte 
herausgehobene Rolle im Reich. Preußen stellte nicht mehr automatisch das Staatsoberhaupt 
des Reiches - und sein Schild zierte auch nicht mehr die Brust des Reichsadlers. Zumindest 
verfassungsrechtlich war es im Deutschen Reich nun Gleicher unter Gleichen. 
Für viele eher linksgerichtete Beobachter endet der preußische Staat 1918 jedoch trotzdem 
nicht, sondern vielmehr fängt in ihren Augen die beste Phase der preußischen Geschichte jetzt 
erst an - die Ära des sogenannten roten Preußen. Vom "roten" Preußen spricht man, weil nach 
der Umwandlung des Königreiches in einen Freistaat in Preußen fast ausnahmslos die Weima-
rer Koalition mit Sozialdemokraten als Regierungschefs regierte. 
Das "rote Preußen" endete mit dem sogenannten Preußenschlag, als per Reichsexekution der 
sozialdemokratische Ministerpräsident Otto Braun vom Deutschen Reich durch den nichtsozi-
aldemokratischen Reichskommissar Franz von Papen ersetzt wurde. Vor allem Anhänger und 
Freunde des "roten Preußen" vertreten gerne die Ansicht, daß der ihnen verhaßte "Preußen-
schlag" mit dem "roten Preußen" auch gleich Preußen beendet habe. Sie entrüsten sich, daß 
die Reichsexekution ein verfassungswidriger Staatsstreich gewesen sei, der zum Ende des 
Staates geführt habe, loben aber die Novemberrevolution, die kaum weniger verfassungswid-
rig war.  
Dabei könnte man den Spieß umdrehen und den beklagten Kontinuitätsbruch von 1932 als 
Versuch interpretieren, den Kontinuitätsbruch von 1918 zu revidieren. So beschreibt der re-
nommierte Historiker Horst Möller die Reichsexekution als "einen Versuch der politischen 
und gesellschaftlichen Restauration der 1918/19 revolutionierten Strukturen und ihrer politi-
schen Führungsschicht". 
Nun ließe sich seitens der Anhänger von Novemberrevolution und "rotem Preußen" argumen-
tieren, daß die Revolution von innen kam und die Reichsexekution von außen, nämlich vom 
Reich. Das wäre aber spitzfindig, denn Preußen war das mit Abstand größte Land des Reiches 
und der Reichskommissar Franz von Papen sowie der Reichspräsident Paul von Hindenburg, 
mit dessen Amtsautorität die Reichsexekution durchgeführt wurde, waren nicht weniger Preu-
ßen als der abgelöste Ministerpräsident Otto Braun. Und wenn wir schon bei Spitzfindigkeiten 
sind: Der Reichskommissar war nur eine Interimslösung. Schon 1933 bekamen die Preußen 
wieder einen eigenen Ministerpräsidenten - Hermann Göring. 
Wie die Novemberrevolution von 1918 brachte auch die "nationale Revolution" von 1933 ei-
ne Stärkung der Zentralgewalt im Deutschen Reich auf Kosten der Bundesstaaten bezie-
hungsweise Reichsländer. Und so bietet denn die NS-Zeit diverse Daten, an denen man einen 
Verlust an Staatlichkeit festmachen kann. Genannt sei hier das Gesetz über den Neuaufbau 
des Reiches von 1934 oder das Reichsstatthaltergesetz von 1935. 
Ganz anders wird hinsichtlich des 20. Juli 1944 argumentiert. Vor allem im eher konservati-
ven Lager wird Preußens Ende gerne an der blutigen Rache des NS-Regimes nach dem miß-
glückten Hitler-Attentat festgemacht, dem in überdurchschnittlichem Maße Angehörige der 
traditionellen preußischen Oberschicht angehörten.  
Immerhin waren laut dem Internet-Lexikon "Wikipedia" von insgesamt 200 später wegen der 
Erhebung Hingerichteten einer Generalfeldmarschall, 19 Generäle, 26 Obersten, zwei Bot-
schafter, sieben weitere Diplomaten, einer Minister, drei Staatssekretäre, einer der Chef der 
Reichskriminalpolizei sowie mehrere Oberpräsidenten, Polizeipräsidenten und Regierungs-
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präsidenten. Mehr als zwei Drittel derjenigen, die am 20. Juli 1944 in der einen oder anderen 
Form mitwirkten, sind einer Schätzung Gerd Heinrichs zufolge dem preußischen Milieu im 
Reich zuzurechnen.  
Stalin begnügte sich nicht mit Hunderten, sondern hat alleine beim Massaker von Katyn Tau-
sende von Polen umbringen lassen, und auch hier gehörten viele der Funktionselite an. Polen 
hat einen Aderlaß von Tausenden Angehörigen der staatstragenden Elite überlebt, sollte da die 
Tötung von 200 das Ende Preußens bedeutet haben? 
Schwerwiegender war da die Eroberung und Besetzung durch die Alliierten. Erstmals seit 
dem Vierten Koalitionskrieg in der napoleonischen Zeit war Preußen erobert und besetzt. Wie 
die Alliierten hatte auch schon Napoleon Preußen auflösen wollen. Damals hatte allerdings 
Rußland dieses verhindert.  
Eine solche Großmacht, die sich für Preußen stark machte, fehlte jedoch jetzt. Schon vor der 
offiziellen Auflösung Preußens, also der Erlegung des Bären, wurde sein Fell verteilt. Die 
Sowjetunion teilte den Osten Preußens zwischen sich und Polen auf, und die Westalliierten 
gründeten auf dem Boden des westlichen Teils Preußens neue Länder. 
Stalin machte jedoch etwas, daß noch nicht einmal Napoleon in Erwägung gezogen hatte. Er 
vertrieb das Staatsvolk vom territorialen Kern und Namensgeber Preußens. 
Am 25. Februar 1947 wurde der preußische Staat dann durch General Pierre Koenig für 
Frankreich, Marschall Wassiliy D. Sokolowski für die Sowjetunion, Generalleutnant Lucius 
D. Clay für die USA und Generalleutnant Sir Brian Robertson für Großbritannien mit ihrer 
Unterschrift unter das Kontrollratsgesetz Nr. 46 auch formell aufgelöst. Eine zeitgleiche Ree-
ducation (Umerziehung) hatte begleitend dafür Sorge zu tragen, daß anders als nach dem 
Frieden von Tilsit erst gar nicht der Wunsch nach einer Renaissance Preußens aufkommt.<< 
 
21. Was führte im Jahre 1947 zum sogenannten "Kalten Krieg"? 
Nachdem Stalin in allen befreiten bzw. besetzten Ländern kommunistische Diktaturen errich-
tet hatte, begann ab 1947 die nordamerikanische Eindämmungspolitik ("Truman Doktrin"), 
um ein weiteres Vordringen der UdSSR zu verhindern. Der Marshall-Plan (wirtschaftliche 
und finanziellen Hilfsaktion für westeuropäische Staaten) sollte vor allem den Wiederaufbau 
der westeuropäischen Wirtschaft unterstützen und den Expansionsdrang des Stalinismus stop-
pen bzw. beenden.  
US-Präsident Truman verkündete am 12. März 1947, die kommunistische Bedrohung mit 
wirtschaftlichen Mitteln zu bekämpfen ("Truman-Doktrin").  
US-Außenminister George Marshall kritisierte am 29. April 1947 in einer Rundfunkansprache 
die wirtschaftlichen Verhältnisse in Deutschland (x111/310): >>Der Patient wird schwächer, 
während die Ärzte beraten. ...<< 
Am 30. April 1947 beauftragte Außenminister George Marshall den US-Diplomaten Georg F. 
Kennan, einen Ausschuß für den wirtschaftlichen Wiederaufbau Europas zu bilden, um geeig-
nete Vorschläge und Hilfsmaßnahmen zu erarbeiten ("Geburtsstunde des Marshall-Planes"). 
US-Militärgouverneur Clay (1897-1978) erklärte am 28. September 1947, die geplanten De-
montagen unverändert fortzusetzen (x111/372): >>... Die Militärregierung werde fortfahren, 
die Liste der für eine Demontage vorgesehenen deutschen Industriewerke auszuarbeiten, ob es 
den Deutschen gefalle oder nicht. ...  
Wenn deutsche Gewerkschaften sich weigerten, Befehlen zu gehorchen, könnten sie schwer-
lich verlangen, daß die Alliierten mit den Lebensmittelimporten zu ihrer Ernährung fortfah-
ren.<< 
Am 20. März 1948 fand die letzte Sitzung des Alliierten Kontrollrats statt. Marschall Wassili 
D. Sokolowski (1897-1968, ab 1946 Oberkommandierender der sowjetischen Truppen in der 
SBZ) protestierte gegen die antisowjetische Haltung der Westmächte und verließ vorzeitig die 



 80 

Sitzung des Alliierten Kontrollrats. Die Viermächte-Verwaltung Deutschlands wurde damit 
beendet, denn der Alliierte Kontrollrat nahm die Arbeit später nicht mehr auf. Danach begann 
der sog. "Kalte Krieg" mit scharfer Propaganda, Druckmitteln und Zwangsmaßnahmen aller 
Art.  
Sir Brian Robertson (1896-1974, britischer General, 1947-1948 Militärgouverneur der briti-
schen Besatzungszone, 1949-1950 Hoher Kommissar in der Bundesrepublik Deutschland) 
schrieb später über die Fehler der anglo-amerikanischen Besatzungspolitik (x128/194): >>... 
Frankreich, das weder in Jalta noch in Potsdam vertreten war, ist seitdem stets bestrebt gewe-
sen, die Verantwortung für die Folgen dieser Konferenzen von sich zu weisen. Seine Einstel-
lung zu Deutschland kam deutlich zum Ausdruck in der auf der Pariser Konferenz von Mai 
1946 erhobenen Forderung, das Ruhrgebiet von Deutschland abzutrennen und durch eine in-
ternationale Behörde verwalten zu lassen. ... 
Sehr bald erkannte ich, daß die Voraussetzungen, auf denen unsere Politik gegründet war, 
falsch waren und daß es auf die Ziele, die man erreichen wollte, überhaupt nicht ankam. Die 
eigentliche Gefahr für die Zukunft Europas und für den Frieden in der Welt war nicht 
Deutschland, sondern Rußland.  
Das unmittelbare Ziel hatte nicht zu sein, Deutschland zu zerschlagen - es lag ja schon am 
Boden -, sondern es wiederaufzubauen und dabei so klug wie möglich vorzugehen. Wir muß-
ten Deutschland retten - physisch vor Hunger, Schmutz und Not, geistig vor Verzweiflung 
und vor dem Kommunismus. 
Den Amerikanern gingen erst bei der Moskauer Konferenz vom März 1947 endgültig die Au-
gen auf. Dort ließ Rußland keinen Zweifel daran, daß es nicht die geringste Absicht hatte, 
Deutschland, wie in Potsdam vereinbart, als wirtschaftliche Einheit zu behandeln, oder den 
Deutschen zu erlauben, baldige Fortschritte im Sinne der Westmächte zu machen. Nun end-
lich wurde den Vereinigten Staaten klar, daß sie auf unabsehbare Zeit für die Ernährung 
Deutschlands, die Verwaltung der amerikanischen Zone und für die Verteidigung Europas 
eine gewaltige Last würden auf sich nehmen müssen, wenn sie weiterhin den Dingen Ihren 
Lauf ließen.<< 
 
22. Wieso förderte der Marshall-Plan ab 1947 die europäische Wirtschaftsentwicklung? 
Am 3. April 1948 wurde das europäische Wiederaufbauprogramm verabschiedet. Im Rahmen 
des Marshall-Planes erhielten die westeuropäischen Länder von 1948-1952 etwa 14,7 Milliar-
den Dollar. Bis zum 30. Juli 1952 bekamen z.B. England 3,176 Milliarden Dollar, Frankreich 
2,706 Milliarden Dollar; Italien 1,474 Milliarden Dollar und Westdeutschland 1,389 Milliar-
den Dollar (x024/225).  
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner (1924-2014) schrieb später 
über den Marshall-Plan (x068/275-276): >>... Marshall, bei Beginn des Zweiten Weltkriegs 
Generalstabschef und militärischer Berater Roosevelts, war beteiligt an der Zerschlagung Mit-
tel- und Südeuropas - und nach dem Krieg baute er es wieder auf.  
Erst Volltreffer auf Volltreffer, dann ein Bombengeschäft; ein Bombengeschäft aber schon zur 
Zeit der Volltreffer, ja schon davor. Dafür erhielt der General 1953 den Friedensnobelpreis - 
zusammen mit Albert Schweitzer! (Der eigentliche Vater des Marshall-Planes soll freilich 
Will Clayton gewesen sein, der stellvertretende Wirtschaftsminister). 
Außenminister Marshall hatte den Plan erstmals am 5. Juni 1947 in einer Rede an der Harvard 
University vorgeschlagen, und am 3. April 1948 trat die Wirtschaftshilfe in Kraft, zunächst 
allerdings nur für die westeuropäischen Staaten. Seit 1950 wurde jedoch auch Westdeutsch-
land einbezogen. Bald nämlich wandte sich Amerikas große Liebe dem ehemaligen Erzfeind 
zu. Die Deutschen konnten, zur Verzweiflung getrieben, den Sowjets in die Arme fallen und 
dann mit ihnen gemeinsam den Westen tödlich bedrohen.  
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Also päppelte man gerade die Exnazis wieder auf, überaus erfolgreich und ganz selbstlos, aus 
purem Mitleid mit dem verführten Volk, dessen böse Führer man hängte; ein paar Teufel, fast 
an zwei Händen herzuzählen, worauf die blanke Unschuld zum Vorschein kam; harmlose 
Mitläufer allenfalls, Nachläufer, die nun gleich weiterlaufen konnten, sollten, mit denen sich 
das alte Spielchen einer flotten Aufrüstung, vielleicht eines flotten Aufmarsches; Einmarsches 
gar, wiederholen ließ.  
"Nach Ostland ..." - nur diesmal eben im Dienst der guten Sache.  
Waren die Russen Feinde, mußten die Deutschen Freunde werden. Und mit den Deutschen 
brauchte man weitere europäische Länder, am besten ganz Europa. Ganz Europa eine Ab-
wehrfront, eine Aufmarschbasis. Auf jeden Fall aber ganz Europa ein Absatzmarkt für US-
Produkte, ein Absatzmarkt, größer als der eigene daheim. Über England drang man vor - das 
Trojanische Pferd der Überseeler, denen ja auch ein großer Teil des englischen Kapitals ge-
hörte. Aber das konnte und sollte überall in Europa, in Westeuropa, so werden. ...<< 
 
23. Weshalb wurde die sog. "Währungsreform" des Jahres 1948 besonders von den 
"kleinen Sparern" heftig kritisiert? 
Im Verlauf der 18. Vollversammlung des Wirtschaftsrates der Bizone erklärte Ludwig Erhard 
am 17. Juni 1948 während der ersten Lesung des Gesetzes über die "Leitsätze für die Bewirt-
schaftung und Preispolitik nach der Geldreform" (x112/529): >>... Ich glaube, hier ... dartun 
zu können, daß der Markt die einzige wohltätige Einrichtung ist, um eine gerechte, eine ma-
ximale Verteilung zu schaffen. ...  
Wir müssen ... glauben, daß diese Währungsreform gelingt. Wir müssen überzeugt sein, daß 
wir auf dieser gesunden Grundlage aus unserer eigenen Kraft heraus auch wieder mählich ge-
sunden können.  
Dann ist dieses Gesetz kein Ermächtigungsgesetz für den Direktor der Verwaltung für Wirt-
schaft, sondern es ist ein Gesetz zum Schutze der deutschen Währung, ein Gesetz zur Wieder-
herstellung der demokratischen Freiheit und Grundrechte, ein Gesetz des sozialen Schutzes 
und ein Gesetz des wirtschaftlichen Wiederaufbaues.  
Ich bin überzeugt, Sie sind nicht alle meiner Meinung. Aber ich bitte Sie, wenigstens über-
zeugt zu sein, daß das, was ich Ihnen sagte, aus ehrlicher Gesinnung und aus dem ehrlichen 
Willen heraus geschieht, mit liberalen Methoden unverrückbar dem Ziel einer sozialen Wirt-
schaftspolitik zu dienen. ... 
(Der SPD-Abgeordnete Kreyssig entgegnet danach:) Die Situation wird in wenigen Tagen 
schon beweisen, wie gefährlich so eine Konzeption ist. Wir werden sehr dahinterher sein müs-
sen, für tausende und Millionen Menschen das Schicksal zu klären. ...<<  
Die westlichen Militärregierungen verkündeten am 18. Juni 1948 im Rundfunk, daß am 21. 
Juni die DM-Währung in den drei Westzonen eingeführt werden soll. 
Jack Bennett (oberster Finanzberater der US-Regierung) informierte über die bevorstehende 
Währungsreform (x112/529): >>Die neue Währung heißt "Deutsche Mark". ...<< 
Die deutsche Journalistin und Schriftstellerin Ruth Andreas-Friedrich (1901-1977) berichtete 
am 18. Juni 1948 über die schon am Vortag angekündigte Rundfunkmeldung zur Währungsre-
form (x112/529): >>Wir kleben am Radio. Auf der Straße rennen Menschen. Fast kein Ge-
schäft ist mehr geöffnet. Fünfzehn Minuten, zehn Minuten ... Stille! Nach dem Sturm - oder 
vor dem Sturm. - Wer weiß! Jetzt kommt es!  
Der Ansager räuspert sich. Wir hören ihn atmen und ein Konzeptpapier knistern.  
Das erste Gesetz zur Reform der deutschen Währung, das von den Militärregierungen der 
USA, Großbritanniens und Frankreichs erlassen wurde, tritt am 20. Juni in Kraft.  
Abwertung 10:1.  
Die neue Währung heißt Deutsche Mark.  
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Das alte Geld wird am 21. Juni aus dem Verkehr gezogen. Münzen und Noten mit einem 
Nennwert von höchstens einer Mark sowie Briefmarken bleiben zum Zehntel ihres Nennwer-
tes vorläufig gültig.<< 
Die westlichen Alliierten verkündeten am 19. Juni 1948 weitere Einzelheiten zur Währungsre-
form (x112/531): >>... Das erste Gesetz zur Neuordnung des deutschen Geldwesens ist von 
den Militärregierungen Großbritanniens, der Vereinigten Staaten und Frankreichs verkündet 
worden und tritt am 20. Juni in Kraft.  
Die bisher gültige deutsche Währung wird durch dieses Gesetz aus dem Verkehr gezogen.  
Das neue Geld heißt "Deutsche Mark", jede Deutsche Mark hat 100 Deutsche Pfennige.  
Das alte Geld, die Reichsmark, die Rentenmark und die alliierte Militärmark, ist vom 21. Juni 
an ungültig.<<  
Marschall Wassili D. Sokolowski (1897-1968, 1946-48 Oberkommandierender der sowjeti-
schen Truppen in der SBZ) untersagte am 19. Juni 1948 das Westgeld in Groß-Berlin sowie in 
der Ostzone und ordnete die völlige Schließung der Zonengrenzen für den Personenverkehr 
an. 
Der deutsche Journalist Walter von Cube (1906-1984) berichtete am 19. Juni 1948 während 
eines Rundfunkkommentars über die Währungsreform (x112/531): >>... An ihren Erfolg zu 
glauben, besteht aller Anlaß; gerade weil wir plötzlich so arm an Mitteln geworden sind, sind 
wir so reich an Aussichten, es wird sich die Währungsreform als einmaliger Schnitt und end-
gültiger Schritt zur Besserung herausstellen.  
Der zunächst im Umlauf zu setzenden Summe von 1,66 Milliarden neuen Geldes stehen näm-
lich gemeldete Warenmengen in beträchtlich höherer Preissumme gegenüber. ... Der Schwarz-
handel wird, da seinen Nutznießern das Kapital fehlt, von heute auf morgen, wie man anneh-
men kann, seine Farbe verlieren.<< 
Der deutsche Jurist und SPD-Politiker Heinrich Troeger (1901-1975) schrieb am 19. Juni 
1948 über die Währungsreform in den Westzonen (x112/531): >>Die Währungsreform ist da. 
Endlich, denn die Wirtschaft kam zum Stillstand aus Angst, mehr zu verdienen, als unbedingt 
erforderlich wäre.  
Die Kaufleute drückten sich um die Warenabgabe, die Geldbesitzer kauften, was irgendwie 
erreichbar. Nun kommt eine Zeit echter Geldnot, hoffentlich auch zugleich die Einsicht in die 
Notwendigkeit, zu arbeiten und zu sparen. ...<< 
Am 20. Juni 1948 wurde in den Westzonen die Währungsreform durchgeführt.  
Jeder Westdeutsche erhielt ein "Kopfgeld" von 40 DM, das einen Monat später um 20 DM 
erhöht wurde. Sämtliche Forderungen wurden auf 10 % ihres Nennwertes abgewertet. Die 
Reichsmark-Geldkonten tauschte man im Verhältnis 100:6,5 in Deutsche Mark um (x069/-
214).  
Der deutsche CDU-Politiker Ludwig Erhard (1897-1977) erklärte am 21. Juni 1948 während 
einer Rundfunkansprache (x112/533): >>Ich appelliere an den gesunden Sinn, die Einsicht 
und die Erkenntniskraft von Ihnen allen, wenn ich Ihnen vor Augen führe, daß eine Gefahr für 
die Stabilität des neuen Geldes nicht bestehen kann, wenn wir uns nur einer geordneten öf-
fentlichen Haushaltsführung befleißigen und durch eine ebenso geordnete Geld- und Kredit-
politik dafür Sorge tragen, daß die Übereinstimmung von Güterproduktion und Kaufkraftbil-
dung gewahrt bleibt. ...<< 
Die in Mainz erscheinende "Allgemeinen Zeitung" berichtete am 21. Juni 1948 über die deut-
sche Währungsreform (x112/533): >>Die Ärzte, die den deutschen Michel kurieren wollen, 
haben sich zu einer Behandlungsweise entschlossen, die seinem Kräftezustand Rechnung tra-
gen soll: Die Medizin, die ihm helfen soll, ist so stark und schmeckt so bitter, daß sie der 
Meinung sind, es müsse zwischen jedem Löffel voll eine gewisse Pause liegen. Das deutsche 
Volk ist nicht der gleichen Meinung, aber es ist entschlossen, die Medizin im Vertrauen auf 
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ihre Heilwirkung mit Selbstüberwindung hinunterzuschlucken. ...<< 
Diese Währungsreform traf besonders die kleineren und mittleren Einkommensbezieher au-
ßerordentlich schwer. Die Besitzer von Sachwerten (Unternehmer, Kaufleute, Landwirte und 
andere) wurden durch die Währungsreform nachweislich bevorzugt und erhielten beträchtli-
che finanzielle Vorteile. Ihr Sachkapital wurde nicht reduziert und sie wurden gleichzeitig von 
90 % ihrer Verbindlichkeiten befreit. Die Währungsreform der Alliierten war für die große 
Mehrheit der Deutschen hart und ungerecht, aber sie schaffte trotz alledem eine solide Grund-
lage für den deutschen Wiederaufbau und das spätere deutsche "Wirtschaftswunder".  
Der deutsche Journalist Kurt Pritzkoleit (1904-1965) berichtete später über die Folgen der 
westdeutschen Währungsreform (x156/42): >>... Natürlich war die Behandlung der kleinen 
Leute, die die Masse der Geldsparer stellten - ob sie nun ihre Reichsmark im Strickstrumpf 
verborgen oder sie bei Banken, Sparkassen oder Genossenschaften angelegt hatten -, so un-
gerecht wie nur möglich.  
Sie hatten eine harte Währungsreform gemacht, um die alte Ordnung der Dinge, die freie 
Marktwirtschaft, die der Vorstellungswelt der westlichen Welt entsprechende kapitalistische 
Wirtschaft wiederherzustellen. Deshalb waren die Sachwertbesitzer, die Produzenten indus-
trieller und landwirtschaftlicher Güter im Besitz ihres Sachkapitals geblieben - der Lastenaus-
gleich sollte Sache der Deutschen bleiben -, der ganzen Fülle der produktiven Besitztümer, die 
durch Kriegs- und Kriegsfolgeschäden viel weniger gelitten hatten, als man damals noch ahn-
te; sie würden es bald erleben, daß der Wert ihrer Fabriken und Horte wesentlich anstieg; sie 
waren von 90 % ihrer Verbindlichkeiten befreit wurden - und das alles, weil sie als die Garan-
ten der Zukunft galten.  
Erst später würde man übersehen können, mit welchen Gewinnen die Herren und Hüter der 
Sachwertwelt aus der Währungsreform hervorgegangen waren, und gleichzeitig feststellen, 
daß die Sparer, die es einfach nicht lassen können, aufs neue begonnen hatten, Groschen für 
Groschen auf die hohe Kante zu legen.  
Das war genau der gewollte Effekt der alliierten Maßnahmen: harte Reform für die Sparer, 
Erleichterung jeder Art für die Produzenten.<< 
Am 23. Juni 1948 wurde gemäß SMAD-Befehl Nr. 111 die "Deutsche Mark der Deutschen 
Notenbank" in Ost-Berlin und in der SBZ eingeführt (das Umtauschverhältnis entsprach z.T. 
dem Tausch in den Westzonen).  
Am 24. Juni 1948 blockierten sowjetische Truppen sämtliche Land- und Wasserwege nach 
den Berliner Westsektoren und unterbrachen die Energieversorgung sowie Lebensmittel-
lieferungen aus der SBZ, um die West-Berliner Bevölkerung auszuhungern.  
US-Militärgouverneur Clay (1897-1978) erteilte am 26. Juni 1948 den Befehl, eine Luftbrük-
ke nach West-Berlin einzurichten ("Operation Vittels"). Im Verlauf der Aktion "Luftbrücke" 
flogen die Nordamerikaner und Briten bis zum Ende der Berliner Blockade (12. Mai 1949) in 
annähernd 200.000 Flügen rund 1,44 Millionen t Güter nach West-Berlin (x058/152). 
 
24. Warum konnten die westlichen Alliierten mit dem Ruhrstatut die gesamte westdeut-
sche Volkswirtschaft vollständig kontrollieren und lenken? 
Die Londoner Sechsmächte-Konferenz (20. April bis 2. Juni 1948) endete mit der Empfeh-
lung, Deutschland am Wiederaufbau Europas zu beteiligen sowie die Errichtung einer interna-
tionalen Behörde für die Kontrolle des Ruhrgebietes (x156/55-56). 
Konrad Adenauer erklärte am 10. Juni 1948 in der Tageszeitung "Die Welt" (x112/525): 
>>Deutschland ist bereit, als gleichberechtigtes Mitglied einer Föderation auf einen Teil sei-
ner Souveränitätsrechte zu verzichten, doch glaube ich nicht, daß Deutschland einen Frie-
densvertrag mit einem einseitigen Verzicht auf wesentliche Souveränitätsrechte unterzeichnen 
wird. Zu diesen gehören auch die freie Verfügung über Wirtschaft und Außenhandel.  
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Eines ist gewiß: Sicherheit wird niemals durch Zwang gewährleistet. ...<< 
Konrad Adenauer schrieb am 5. Juli 1948 über die sog. "Londoner Empfehlungen" (x095/77): 
>>... Auf Ihr ...Schreiben vom 25. Juni ... erwidere ich Ihnen ergebenst, daß die "Londoner 
Empfehlungen" katastrophal sind; der Versailler Vertrag ist dagegen ein Rosenstrauß. Das im 
einzelnen auseinanderzusetzen, würde zu weit führen. Ich hielt es für nötig, daß die deutschen 
Parteien, mit Ausnahme der KPD, gemeinsam ihre Ablehnung zum Ausdruck brächten. ...<< 
Während der Zonenkonferenz in Minden kritisierte Konrad Adenauer am 10. Juli 1948 das 
Londoner Abkommen (x112/548): >>... Das Londoner Abkommen ist gegenüber dem Ver-
sailler Vertrag viel, viel härter und schwerer.  
Eine solche wirtschaftliche Annektion ist noch schlimmer als eine politische Annektion. Bei 
einer politischen Annektion werden die Menschen gehört, sie werden Bürger, und sie bekom-
men ihre Abgeordneten, und man beschäftigt sich mit ihnen. So aber arbeiten wir unter Kon-
trolle und für die andern.  
Ob das auf Dauer gutgehen wird, das wage ich zu bezweifeln.<< 
Der französische Außenminister Robert Schuman (1886-1963) bezeichnete es am 10. Oktober 
1948 in Koblenz als selbstverständlich, daß Westdeutschland ein Teil der Europa-Union wer-
den müsse (x112/605).  
Beim "Londoner Sechs-Mächte-Abkommen" beschlossen die westlichen Besatzungsmächte 
und die Benelux-Staaten (Belgien, Niederlande und Luxemburg) am 28. Dezember 1948 die 
Einsetzung einer Internationalen Ruhrbehörde (Ruhrstatut), um die gesamte Kohlen-, Koks- 
und Stahlproduktion des Ruhrgebietes zu kontrollieren (x101/18).  
Am 22. April 1949 trat das "Ruhrstatut" in Kraft. Danach war die Kohlen-, Koks- und Stahl-
produktion des Ruhrgebietes einer internationalen Kontrollbehörde unterstellt (x101/19). 
In dem "Ruhrstatut" vom 22. April 1949 hieß es (x243/177): >>... Da die internationale Si-
cherheit und die allgemeine wirtschaftliche Gesundung erfordern, daß die Hilfsquellen der 
Ruhr ... nicht für Angriffszwecke verwendet werden, sondern im Interesse des Friedens ("er-
richten Belgien, Frankreich, Luxemburg, die Niederlande, Großbritannien und die USA) eine 
internationale Behörde für die Ruhr ... (zur) Aufteilung der Kohle, des Kokses und des Stahls. 
...  
Sobald eine deutsche Regierung errichtet worden ist, kann sie dem vorliegenden Abkommen 
beitreten. ...<< 
Im Verlauf des Petersberger Abkommens vereinbarten die Bundesregierung und die westli-
chen Besatzungsmächte am 22. November 1949 einen teilweisen Demontagestopp. Die Bun-
desregierung beantragte daraufhin den Beitritt zur Ruhrbehörde (Ruhrstatut). 
Bundeskanzler Adenauer begründete am 25. November 1949, um 3 Uhr morgens, im Bundes-
tag den Beitritt zur Ruhrbehörde u.a. damit, daß die alliierten Militärregierungen bei einer Ab-
lehnung die geplanten Demontagen in der Bundesrepublik Deutschland unverändert fortge-
setzt hätten (x243/177). 
Die "Neue "Zürcher Zeitung" berichtete am 26. November 1949 über die Sitzung des Deut-
schen Bundestages vom 24./25.11.1949 (x067/228): >>Im Laufe der Debatte wurde der Vor-
sitzende der SPD-Fraktion, Kurt Schumacher, für 20 Sitzungstage vom Bundestag ausge-
schlossen, da er in einem Zwischenruf Dr. Adenauer als "Bundeskanzler der Alliierten" be-
zeichnet hatte.  
Der Abgeordnete Adolf Arndt (SPD) nannte den Abschluß des Abkommens vom Petersberg 
durch den Bundeskanzler eine "autoritären Handstreich" und forderte namens der SPD-
Fraktion die Bundesregierung auf, nachträglich die Zustimmung des Bonner Parlaments zum 
Bonner Protokoll einzuholen. Der Abschluß sei ein neues Glied in der Kette der Versuche, das 
Parlament auszuschalten. ... Deutschlands Beitritt zum Ruhrstatut beinhalte ein internationales 
Abkommen, daß nur durch einen Akt des Bundespräsidenten abgeschlossen werden dürfe.  
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Der SPD-Abgeordnete Erich Ollenhauer erklärte, daß versucht worden sei, mit Demontageer-
folgen andere Dinge zu verschleiern ... 
Bundeskanzler Dr. Adenauer verwahrte sich gegen Vorwurf, einen zu teuren Preis für Zuge-
ständnisse gezahlt zu haben. Wenn die Bundesregierung nicht sofort gehandelt hätte, so wäre 
das Demontageproblem durch den Abtransport von selbst erledigt worden.<< 
Der SPD-Vorsitzende Kurt Schumacher (1895-1952) zählte zu den wenigen aufrechten und 
unbeugsamen Politikern der Nachkriegszeit, die sich bis zu ihrem Lebensende gegen die 
Vormundschaft der Alliierten wehrten. 
Die Wochenzeitung "Das Ostpreußenblatt" berichtete später (am 28.10.2000) über Kurt 
Schumacher (x887/...): >>"National sein ist Ehrensache!" 
... Seine Polemik kannte kaum Grenzen, so wenn er den Nationalsozialisten androhte: "Eines 
Tages werden wir die ganze Naziführerbande in die Irrenhäuser einsperren." Ebenso fanatisch 
und häufig auch zügellos bekämpfte Schumacher die Kommunisten, für ihn "rotlackierte 
Doppelausgaben der Nationalsozialisten". Die Kommunistische Partei war für Schumacher 
"ein stehendes Heer der Sowjetunion auf deutschem Boden". Er war bald sowohl bei der 
NSDAP als auch bei der KPD einer der bestgehaßten Parlamentarier. … 
Die reine Demokratie war für ihn die politische Idee der Arbeiterklasse.  
Mit großer Leidenschaft wandte er sich gegen die Behauptung, das deutsche Volk trüge eine 
Kollektivschuld. Für ihn war die Schuld nur individuell zu verstehen. Er sah auch deutlich, 
daß das Versailler-Diktat-System die Lage von 1933 mit verursacht hatte. Alle Deutschen un-
ter 30 Jahren, so forderte er, sollten von der Entnazifizierung ausgenommen werden. Von ihm 
ist kein Wort der heute so beliebten wie wohlfeilen Reuebekenntnisse bekannt. Selbstbewußt 
forderte er von den Siegermächten deutsche politische Gleichberechtigung. Nie trat er auf in-
ternationalem Parkett als Bittsteller auf.  
Er forderte die Beendigung der Demontagen, so als er 1947 als erster deutscher Politiker die 
USA besuchte, um an einem Kongreß des Dachverbandes der Gewerkschaften, der American 
Federation of Labour, teilzunehmen. Leidenschaftlich wies er auf den Widersinn hin, einer-
seits im sich anbahnenden Gegensatz zum Bolschewismus die Deutschen als Verbündete ge-
winnen zu wollen, andererseits ihnen aber nur Lebensmittelzuteilungen von 1.000 Kalorien 
pro Tag zuzubilligen. ... 
In der Diskussion um das Ruhrstatut, eine von den Siegern eingerichtete Institution zur Kon-
trolle der gesamten deutschen Wirtschaft, kam es zu einem der explosivsten Tage im damals 
noch jungen Bundestag. Die SPD lehnte es ab, einen deutschen Vertreter in das Generalsekre-
tariat zu entsenden. Adenauer beschuldigte sie daraufhin, dann seien sie schuld daran, wenn 
die Demontage der deutschen Fabrikanlagen fortgesetzt werde. Ein Tumult brach los. Ein op-
positioneller Abgeordneter rief: "Sind Sie noch ein Deutscher?" Ein anderer: "Sprechen Sie 
hier als deutscher Kanzler?"  
"Und dann" - so ein Chronist - "fiel das Wort mitten in die einen Moment lang abflachende 
Erregung, das Wort von Kurt Schumacher, leidenschaftlich, zischend, voller Verachtung: "Der 
Bundeskanzler der Alliierten!"  
Ein Sturm brach los. Abgeordnete gingen aufeinander los, schrieen sich an, Fäuste wurden 
geschüttelt, Schlägereien drohten. Die Sitzung mußte unterbrochen werden. Das alles geschah 
am 25. November 1949 morgens um drei Uhr. Schumacher wurde für 20 Sitzungstage von 
den Beratungen ausgeschlossen, aber sein Wort wirkte erhellend und nachhaltig gleichsam als 
sein Vermächtnis bis heute fort. ... 
Kurt Schumacher: "Ich erkläre: Die deutsche Sozialdemokratie hat 1945 als erster Faktor 
Deutschland und der Welt erklärt: Die Oder-Neiße-Linie ist unannehmbar als Grenze. Ich er-
kläre weiter: Keine deutsche Regierung und keine deutsche Partei kann bestehen, die die 
Oder-Neiße-Linie anerkennen will. Wir lehnen es ab, uns in die Politik des Nationalverrats 
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und des Verrats an Menschheitsideen … verstricken zu lassen."<< 
Bei der Ruhrbehörde (Ruhrstatut) handelte es sich um eine Tarnorganisation des US-Impe-
riums. Diese geschickt getarnte Organisation (angeblich der erste Schritt zur Aussöhnung der 
"Erbfeinde" Deutschland und Frankreich) sollte in erster Linie die langfristige wirtschaftliche 
Ausbeutung und politische Unterdrückung Deutschlands gewährleisten.  
Nachdem die planmäßige Hungerpolitik in den westdeutschen Besatzungszonen die ange-
strebte bedingungslose Gehorsamkeit und Unterwürfigkeit der deutschen Bevölkerung durch-
gesetzt hatte, begannen die westlichen Alliierten nach der Londoner Sechsmächte-Konferenz 
(20. April bis 2. Juni 1948) unverzüglich damit, die wesentlichsten Teile der deutschen Wirt-
schaft widerrechtlich zu beschlagnahmen, um die Arbeitskräfte und die wichtigen Grundstoffe 
(Kohle, Stahl und Roheisen) Westdeutschlands zum Vorteil der europäischen Länder und der 
USA zu nutzen.  
Da die Westdeutschen nicht mehr frei über ihre natürlichen Reichtümer und eigenen Exi-
stenzmittel verfügen konnten, wurde ihnen gemäß Völkerrecht zweifelsfrei das Recht auf 
Selbstbestimmung verwehrt. Infolge dieser völkerrechtswidrigen Maßnahmen (wirtschaftliche 
Fremdbestimmung bzw. Vormundschaft) konnten die westlichen Alliierten praktisch die ge-
samte westdeutsche Volkswirtschaft kontrollieren und lenken.  
Der Beitritt zur Ruhrbehörde bzw. zum Ruhrstatut wurde gewaltsam und damit völkerrechts-
widrig erpreßt, deshalb war auch die Mitgliedschaft in den Folgegemeinschaften, wie z.B. in 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl bzw. Montanunion, EG und EU, von An-
fang an nichtig und damit unwirksam.  
 
25. Wer prägte maßgeblich die "staatlichen Verfassungen" West- und Mitteldeutsch-
lands? 
Am 8. April 1949 beschlossen die Außenminister Acheson (USA), Bevin (England) und 
Schuman (Frankreich) während einer Konferenz in Washington (vom 5. bis zum 8. April 
1949) ein Besatzungsstatut für Westdeutschland und die Einsetzung einer Alliierten Hohen 
Kommission (Ersatz für den seit März 1948 entscheidungsunfähigen Alliierten Kontrollrat).  
Die westlichen Militärgouverneure übergaben den 11 Ministerpräsidenten der 3 Westzonen 
am 1. Juli 1948 in Frankfurt die Richtlinien der Londoner Empfehlungen ("Frankfurter Do-
kumente") und beauftragten sie, einen Parlamentarischen Rat zu bilden, um eine Verfassung 
auszuarbeiten.  
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner schrieb später über die 
Nachkriegspolitik der westlichen Siegermächte (x068/278-279): >>... Hinsichtlich der 
Deutschland-Politik nach dem Zweiten Weltkrieg zeigten sich die Alliierten zunächst gespal-
ten. Die einen waren gegen, die anderen für den Wiederaufbau des Landes. Jahrelang herrsch-
te ein übles Durcheinander. 
Ursprünglich wollte man Deutschland nach dem Krieg vollständig entmilitarisieren. Man 
wollte es zerstückeln und ganz klein machen, schon um selber, ungestört, ganz groß, noch 
größer werden zu können. … Danach sollte Deutschland ein Bauernstaat werden … 
Dann aber war den Amis ein solch großer Kartoffelacker an der Grenze zum Osten zu riskant. 
Die Revitalisierung des Ruhrgebiets und das Mitmischen dabei schienen Erfolg versprechen-
der. … 
Zuletzt wollte Eisenhower "starke Alliierte". Man erkannte die Nützlichkeit der Besiegten, 
konnte sie zum Puffer gegen die roten Teufel machen, zum "Bollwerk", so McCloy, "gegen 
die Sowjetunion": auch, wenn es denn sein mußte, zum Schlachtfeld. Die Deutschen hatten 
Erfahrung in derlei, und diese Erfahrung ließ sich nutzen. 
Ergo entstanden sowohl der "Eiserne Vorhang" wie die "Bundesrepublik Deutschland" zuerst 
in amerikanischen Köpfen. Das eine wie das andere ist ihr Erzeugnis. Die Amerikaner befah-
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len, die Deutschen führten aus: die "Währungsreform" im Sommer 1948, die Konstituierung 
des "Parlamentarischen Rates" im Herbst desselben Jahres, das "Grundgesetz" am 23. Mai 
1949. Nichts geschah ohne Billigung der Sieger.  
Und Kurt Schumacher sagte selbstverständlich die Wahrheit, als er Adenauer den "Kanzler 
der Alliierten" nannte, worauf sich ein Sturm der Entrüstung erhob, wie immer nach dem 
Aussprechen einer unangenehmen Tatsache. …<<  
Der für die Erstellung von Richtlinien für ein "Grundgesetz" betraute Sachverständigen-Aus-
schuß überreichte am 24. August 1948 einen kommentierten Verfassungsentwurf. 
Der SPD-Abgeordnete Carlo Schmid (1896-1979, Prof. für Völkerrecht, 1949-66 und 1969-72 
Bundestagsvizepräsident) erklärte am 8. September 1948 während einer Sitzung im Parlamen-
tarischen Rat (x919/…): >>… Meine Damen und Herren!  
Worum handelt es sich denn eigentlich bei dem Geschäft, das wir hier zu bewältigen haben? 
Was heißt denn: Parlamentarischer Rat? Was heißt denn: Grundgesetz? Wenn in einem sou-
veränen Staat das Volk eine verfassunggebende Nationalversammlung einberuft, ist deren 
Aufgabe klar und braucht nicht weiter diskutiert zu werden: Sie hat eine Verfassung zu schaf-
fen.  
Was heißt aber Verfassung? Eine Verfassung ist die Gesamtentscheidung eines freien Volkes 
über die Formen und die Inhalte seiner politischen Existenz. Eine solche Verfassung ist dann 
die Grundnorm des Staates. Sie bestimmt in letzter Instanz ohne auf einen Dritten zurückge-
führt zu werden, die Abgrenzung der Hoheitsverhältnisse auf dem Gebiet und dazu bestimmt 
sie die Rechte der Individuen und die Grenzen der Staatsgewalt. Nichts steht über ihr, nie-
mand kann sie außer Kraft setzen, niemand kann sie ignorieren.  
Eine Verfassung ist nichts anderes als die in Rechtsform gebrachte Selbstverwirklichung 
der Freiheit eines Volkes. … 
Man muß wissen, was man will, wenn man von Staat spricht, ob den bloßen Herrschaftsappa-
rat, der auch einem fremden Gebieter zur Verfügung stehen kann, oder eine lebendige Volks-
wirklichkeit, eine aus eigenem Willen in sich selber gefügte Demokratie. Ich glaube, daß man 
in einem demokratischen Zeitalter von einem Staat im legitimen Sinne des Wortes nur spre-
chen sollte, wo es sich um das Produkt eines frei erfolgten konstitutiven Gesamtaktes eines 
souveränen Volkes handelt.  
Wo das nicht der Fall ist, wo ein Volk sich unter Fremdherrschaft und unter deren Anerken-
nung zu organisieren hat, konstituiert es sich nicht - es sei denn gegen die Fremdherrschaft 
selbst -, sondern es organisiert sich lediglich, vielleicht sehr staatsähnlich, aber nicht als Staat 
im demokratischen Sinn. Es ist, wenn Sie mir ein Bild aus dem römischen Recht gestatten 
wollen, so: wie man dort den Freien und den Sklaven und den Freigelassenen kannte, wäre ein 
in dieser Weise organisiertes Gemeinwesen nicht ein Staat, sondern stünde dem Staat im sel-
ben Verhältnis gegenüber wie der Freigelassene dem Freien.  
Diese Organisation als staatsähnliches Wesen kann freilich sehr weit gehen. Was aber das Ge-
bilde von echter demokratisch legitimierter Staatlichkeit unterscheidet, ist, daß es im Grunde 
nichts anderes ist als die Organisationsform einer Modalität der Fremdherrschaft; denn die 
trotz mangelnder voller Freiheit erfolgende Selbstorganisation setzt die Anerkennung der 
fremden Gewalt als übergeordneter und legitimierter Gewalt voraus. Nur wo der Wille des 
Volkes aus sich selber fließt, nur wo dieser Wille nicht durch Auflagen eingeengt ist 
durch einen fremden Willen, der Gehorsam fordert und dem Gehorsam geleistet wird, 
wird Staat im echten demokratischen Sinne des Wortes geboren.  
Wo das nicht der Fall ist, wo das Volk sich lediglich in Funktion des Willens einer frem-
den übergeordneten Gewalt organisiert, sogar unter dem Zwang, gewisse Direktiven dabei 
befolgen zu müssen, und mit der Auflage, sich sein Werk genehmigen zu lassen, entsteht le-
diglich ein Organismus mehr oder weniger administrativen Gepräges.  
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Dieser Organismus mag alle normalen, ich möchte sagen, inneren Staatsfunktionen haben; 
wenn ihm die Möglichkeit genommen ist, sich die Formen seiner Wirksamkeit und die 
Grenzen seiner Entscheidungsgewalt selber zu bestimmen, fehlt ihm, was den Staat aus-
macht, nämlich die Kompetenz der Kompetenzen im tieferen Sinne des Wortes, das heißt die 
letzte Hoheit über sich selbst und damit die Möglichkeit zu letzter Verantwortung. Das 
alles hindert nicht, daß dieser Organismus nach innen in höchst wirksamer Weise obrigkeitli-
che Gewalt auszuüben vermag.  
Was ist nun die Lage Deutschlands heute? Am 8. Mai 1945 hat die deutsche Wehrmacht be-
dingungslos kapituliert. … 
Nach Völkerrecht wird ein Staat nicht vernichtet, wenn seine Streitkräfte und er selbst militä-
risch niedergeworfen sind. Die debellatio vernichtet für sich allein die Staatlichkeit nicht, sie 
gibt lediglich dem Sieger einen Rechtstitel auf Vernichtung der Staatlichkeit des Niederge-
worfenen durch nachträgliche Akte.  
Der Sieger muß also von dem Zustand der debellatio Gebrauch machen, wenn die Staatlich-
keit des Besiegten vernichtet werden soll. Hier gibt es nach Völkerrecht nur zwei praktische 
Möglichkeiten. Die eine ist die Annexion. Der Sieger muß das Gebiet des Besiegten annek-
tieren, seinem Gebiet einstücken. Geschieht dies, dann allerdings ist die Staatlichkeit vernich-
tet. Oder er muß zur sogenannten Subjugation schreiten, der Verknechtung des besiegten 
Volkes. Aber die Sieger haben nichts von dem getan. Sie haben in Potsdam ausdrücklich 
erklärt, erstens, daß kein deutsches Gebiet im Wege der Annexion weggenommen wer-
den soll, und zweitens, daß das deutsche Volk nicht versklavt werden soll.  
Daraus ergibt sich, daß zum mindesten aus den Ereignissen von 1945 nicht der Schluß gezo-
gen werden kann, daß Deutschland als staatliches Gebilde zu existieren aufgehört hat. Aber es 
ist ja 1945 etwas geschehen, was ganz wesentlich in unsere staatlichen und politischen Ver-
hältnisse eingegriffen hat. Es ist etwas geschehen, aber eben nicht die Vernichtung der deut-
schen Staatlichkeit. 
Aber was ist denn nun geschehen? Erstens: Der Machtapparat der Diktatur wurde zerschlagen. 
Da dieser Machtapparat der Diktatur durch die Identität von Partei und Staat mit dem Staats-
apparat identisch gewesen ist, ist der deutsche Staat durch die Zerschlagung dieses Herr-
schaftsapparats desorganisiert worden. Desorganisation des Staatsapparats ist aber nicht die 
Vernichtung des Staates der Substanz nach. … 
Diese Auffassung, daß die Existenz Deutschlands als Staat nicht vernichtet und daß es als 
Rechtssubjekt erhalten worden ist, ist heute weitgehend Gemeingut der Rechtswissenschaft, 
auch im Ausland. Deutschland existiert als staatliches Gebilde weiter. Es ist rechtsfähig, es ist 
aber nicht mehr geschäftsfähig, noch nicht geschäftsfähig. Die Gesamtstaatsgewalt wird zum 
mindesten auf bestimmten Sachgebieten durch die Besatzungsmächte, durch den Kontrollrat 
im ganzen und durch die Militärbefehlshaber in den einzelnen Zonen ausgeübt. Durch diese 
Treuhänderschaft von oben wird der Zusammenhang aufrechterhalten.  
Die Hoheitsgewalt in Deutschland ist also nicht untergegangen; sie hat lediglich den Träger 
gewechselt, indem sie in Treuhänderschaft übergegangen ist. Das Gebiet Deutschlands ist 
zwar weitgehend versehrt, aber der Substanz nach ist es erhalten geblieben, und auch das 
deutsche Volk ist - und zwar als Staatsvolk - erhalten geblieben. … 
Damit, daß die drei Staatselemente erhalten geblieben sind, ist Deutschland als staatli-
che Wirklichkeit erhalten geblieben. Deutschland braucht nicht neu geschaffen zu wer-
den. Es muß aber neu organisiert werden. Diese Feststellung ist von einer rechtlichen Be-
trachtung aus unausweichlich … 
Zu den interventionistischen Maßnahmen, die die Besatzungsmächte in Deutschland 
vorgenommen haben, gehört unter anderem, daß sie die Ausübung der deutschen Volks-
souveränität blockiert haben. … 
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Die Volkssouveränität ist, wo man von ihrer Fülle spricht, unteilbar. Sie ist auch räumlich 
nicht teilbar. Sollte man sie bei uns für räumlich teilbar halten, dann würde das bedeuten, daß 
man hier im Westen den Zwang zur Schaffung eines separaten Staatsvolkes setzt. Das will das 
deutsche Volk aber in den 3 Westzonen nicht sein! Es gibt kein westdeutsches Staatsvolk und 
wird keines geben! … 
Wenn man die Dokumente Nr. I und III liest, die die Militärbefehlshaber den Ministerpräsi-
denten übergeben haben, dann erkennt man, daß sich die Besatzungsmächte eine ganze Reihe 
von Sachgebieten und Befugnissen in eigener oder in konkurrierender Zuständigkeit vorbehal-
ten haben. Es gibt fast mehr Einschränkungen der deutschen Befugnisse in diesem Dokument 
Nr. I als Freigaben deutscher Befugnisse!  
Die erste Einschränkung ist, daß uns für das Grundgesetz bestimmte Inhalte auferlegt worden 
sind; weiter, daß wir das Grundgesetz, nachdem wir es hier beraten und beschlossen haben, 
den Besatzungsmächten zur Genehmigung werden vorlegen müssen.  
Dazu möchte ich sagen: Eine Verfassung, die ein anderer zu genehmigen hat, ist ein Stück 
der Genehmigungsberechtigten, aber kein reiner Ausfluß der Volkssouveränität der 
Genehmigungspflichtigen! 
Die zweite Einschränkung ist, daß uns entscheidende Staatsfunktionen versagt sind: Auswär-
tige Beziehungen, freie Ausübung der Wirtschaftspolitik; eine Reihe anderer Sachgebiete sind 
vorbehalten. Legislative, Exekutive und sogar die Gerichtsbarkeit sind gewissen Einschrän-
kungen unterworfen. 
Die dritte Einschränkung: Die Besatzungsmächte haben sich das Recht vorbehalten, im Falle 
von Notständen die Fülle der Gewalt wieder an sich zu nehmen.  
Die Autonomie, die uns gewährt ist, soll also eine Autonomie auf Widerruf sein, wobei nach 
den bisherigen Texten die Besatzungsmächte es sind, die zu bestimmen haben, ob der Not-
stand eingetreten ist oder nicht. 
Vierte Einschränkung: Verfassungsänderungen müssen genehmigt werden.  
Also: Auch die jetzt freigebende Schicht der ursprünglich voll gesperrten deutschen Volks-
souveränität ist nicht das Ganze, sondern nur ein Fragment. Daraus ergibt sich folgende prak-
tische Konsequenz:  
Um einen Staat im Vollsinne zu organisieren, muß die Volkssouveränität sich in ihrer ganzen 
Fülle auswirken können. Wo nur eine fragmentarische Ausübung möglich ist, kann auch 
nur ein Staatsfragment organisiert werden. Mehr können wir nicht zuwege bringen, es sei 
denn, daß wir den Besatzungsmächten gegenüber - was aber eine ernste politische Entschei-
dung voraussetzen würde - Rechte geltend machen, die sie uns heute noch nicht einräumen 
wollen. Das müßte dann ihnen gegenüber eben durchgekämpft werden.  
Solange das nicht geschehen ist, können wir, wenn Worte überhaupt einen Sinn haben sollen, 
keine Verfassung machen, auch keine vorläufige Verfassung, wenn "vorläufig" lediglich eine 
zeitliche Bestimmung sein soll. Sondern was wir machen können, ist ausschließlich das 
Grundgesetz für ein Staatsfragment.  
Die eigentliche Verfassung, die wir haben, ist auch heute noch das geschriebene oder 
ungeschriebene Besatzungsstatut. … 
Wir haben unter Bestätigung der alliierten Vorbehalte das Grundgesetz zur Organisation der 
heute freigegebenen Hoheitsbefugnisse des deutschen Volkes in einem Teile Deutschlands zu 
beraten und zu beschließen.  
Wir haben nicht die Verfassung Deutschlands oder Westdeutschlands zu machen. Wir 
haben keinen Staat zu errichten. 
Wir haben etwas zu schaffen, das uns die Möglichkeit gibt, gewisser Verhältnisse Herr zu 
werden, besser Herr zu werden, als wir das bisher konnten.  
Auch ein Staatsfragment muß eine Organisation haben, die geeignet ist, den praktischen 
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Bedürfnissen der inneren Ordnung eines Gebietes gerecht zu werden. Auch ein Staats-
fragment braucht eine Legislative, braucht eine Exekutive und braucht eine Gerichts-
barkeit.  
Wenn man nun fragt, wo dann die Grenze gegenüber dem Vollstaat, gegenüber der Vollver-
fassung liege: Nun, das ist eine Frage der praktischen Beurteilung im Einzelfall. Über folgen-
de Gesichtspunkte aber sollte Einigkeit erzielt werden können:  
Erstens: Das Grundgesetz für das Staatsfragment muß gerade aus diesem seinen inneren 
Wesen heraus seine zeitliche Begrenzung in sich tragen. Die künftige Vollverfassung 
Deutschlands darf nicht durch Abänderung des Grundgesetzes dieses Staatsfragments 
entstehen müssen, sondern muß originär entstehen können.  
Aber das setzt voraus, daß das Grundgesetz eine Bestimmung enthält, wonach es automatisch 
außer Kraft tritt, wenn ein bestimmtes Ereignis eintreten wird. Nun, ich glaube, über diesen 
Zeitpunkt kann kein Zweifel bestehen: an dem Tage, an dem eine vom deutschen Volke in 
freier Selbstbestimmung beschlossene Verfassung in Kraft tritt.  
Zweitens: Für das Gebiet eines echten, vollen Staates ist charakteristisch, daß es geschlossen 
ist, daß also nichts hineinragen und nichts über seine Grenzen hinausragen kann. … 
Deutschland ist, das glaube ich bewiesen zu haben, als staatliches Gebilde nicht unterge-
gangen. Damit, daß Deutschland weiter besteht, gibt es auch heute noch ein deutsches 
Staatsvolk. … 
Sie wissen, daß die Verfassung von 1792 den Satz enthielt, daß ein Staat, der nicht auf 
dem Prinzip der Teilung der Gewalten aufgebaut sei, überhaupt keine Verfassung habe. 
Was bedeutet dieses Prinzip? Es bedeutet, daß die 3 Staatsfunktionen, Gesetzgebung, ausfüh-
rende Gewalt und Rechtsprechung in den Händen gleichgeordneter, in sich verschiedener Or-
gane liegen müßten, damit sie sich gegenseitig kontrollieren und die Waage halten können. 
Diese Lehre hat ihren Ursprung in der Erfahrung, daß, wo auch immer die gesamte Staatsge-
walt sich in den Händen eines Organs nur vereinigt, dieses Organ die Macht mißbrauchen 
wird. … 
Ich glaube darum, daß das Grundgesetz eine Bestimmung enthalten sollte, die besagt, 
daß die allgemeinen Regeln des Völkerrechtes unmittelbar geltendes Recht in diesem 
Lande sind, daß also das Völkerrecht von uns nicht ausschließlich als eine Rechtsordnung, 
die sich an die Staaten wendet, betrachtet wird, sondern auch als eine Rechtsordnung, die un-
mittelbar für das Individuum Rechte und Pflichten begründet.  
Weiter sollte man eine Bestimmung vorsehen, die es erlaubt, im Wege der Gesetzgebung Ho-
heitsbefugnisse auf internationale Organisationen zu übertragen. Ich glaube, daß dieses 
Grundgesetz durch eine solche Bestimmung lebendig zum Ausdruck bringen würde, daß das 
deutsche Volk zum mindesten entschlossen ist, aus der nationalstaatlichen Phase seiner Ge-
schichte in die übernationalstaatliche Phase einzutreten. … 
Möchten die Besatzungsmächte sich der Verantwortung bewußt sein, die sie übernommen 
haben, als sie sich zu Herren unseres Schicksals aufwarfen.  
Diese Verantwortung schließt die Pflicht ein, um des Friedens Europas willen Deutschland 
endlich den Frieden zurückzugeben und damit dem deutschen Volk die Möglichkeit, von sei-
nem unvernichtbaren Recht auf eigene Gestaltung der Formen und Inhalte seiner politischen 
Existenz Gebrauch zu machen. Ein geeintes demokratisches Deutschland, das seinen Sitz im 
Rate der Völker hat, wird ein besserer Garant des Friedens und der Wohlfahrt Europas sein als 
ein Deutschland, das man angeschmiedet hält wie einen bissigen Kettenhund! << 
Der "Deutsche Volksrat" veröffentlichte am 22. Oktober 1948 den "Entwurf einer Verfassung 
für die Deutsche Demokratische Republik". 
Die westdeutschen Ministerpräsidenten akzeptierten am 12. April 1949 das Besatzungsstatut 
der westlichen Siegermächte. Das Besatzungsstatut trat am 21. September 1949 in Kraft. Die-
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ses Besatzungsstatut (eigentliche deutsche Verfassung der Alliierten) reduzierte zwar die ge-
planten Demontagen, schränkte aber auch die Souveränität der "neuen" Bundesrepublik 
Deutschland bis zum 4. Mai 1955 durch die große Autorität der westlichen Besatzungsmächte 
erheblich ein. Die Oberaufsicht der Alliierten über Reparationen, Entmilitarisierung, Außen-
politik der Bundesrepublik Deutschland sowie die Ruhrkontrolle änderte sich ebenfalls nicht 
und die "Alliierte Hohe Kommission" kontrollierte weiterhin die deutschen Landesregierun-
gen und die zukünftige deutsche Bundesregierung. 
Am 25. April 1949 gab US-Militärgouverneur General Clay bekannt, daß der künftige west-
deutsche Staat "Bundesrepublik Deutschland" heißen wird.  
Der Parlamentarische Rat stimmte am 8. Mai 1949 dem Grundgesetz zu (53 CSU-
Abgeordnete stimmten mit "Ja", während 12 Abgeordnete der CSU, des Zentrums, der Deut-
schen Partei und der KPD mit "Nein" stimmten).  
Am 12. Mai 1949 genehmigten die westlichen Militärgouverneure, General B. H. Robertson 
(britische Zone), General Pierre Koenig (französische Zone), General Lucius D. Clay (nord-
amerikanische Zone), das Grundgesetz und verkündeten gleichzeitig das Besatzungsstatut für 
die Bundesrepublik Deutschland. 
Der Parlamentarische Rat stellte am 23. Mai 1949 in einer öffentlichen Sitzung fest, daß das 
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland vom 16. bis 22. Mai 1949 durch die Volksver-
tretungen von mehr als zwei Dritteln der beteiligten westdeutschen Länder (Ausnahme: Bay-
ern) angenommen und damit die Bundesrepublik Deutschland gemäß Artikel 144 GG als par-
lamentarischer Staat gegründet worden sei.  
Die feierliche Einleitung des Grundgesetzes lautete (x067/226): >>Im Bewußtsein seiner Ver-
antwortung vor Gott und den Menschen, von dem Willen beseelt, seine nationale und staatli-
che Einheit zu wahren und als gleichberechtigtes Glied in einem vereinten Europa dem Frie-
den der Welt zu dienen, hat das deutsche Volk in den Ländern Baden, Bayern, Bremen, Ham-
burg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein, 
Württemberg-Baden und Württemberg-Hohenzollern, um dem staatlichen Leben für eine 
Übergangszeit eine neue Ordnung zu geben, kraft seiner verfassungsgebenden Gewalt dieses 
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland beschlossen.  
Es hat auch für jene Deutschen gehandelt, denen mitzuwirken versagt war. Das gesamte deut-
sche Volk bleibt aufgefordert, in freier Selbstbestimmung die Einheit und Freiheit Deutsch-
lands zu vollenden.<<  
Eine Volksabstimmung über die Annahme des Grundgesetzes erfolgte damals nicht, so daß 
das Grundgesetz am 23. Mai 1949 ohne die direkte demokratische Beteiligung des deutschen 
Volkes in Kraft trat. 
Das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland wurde nicht aufgrund des Selbstbestim-
mungsrechtes des deutschen Volkes erlassen, wie es in der Präambel hieß, sondern das 
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland wurde formalrechtlich infolge eines gemeinsa-
men Aktes der Militärgouverneure der drei Westmächte - als oberste Befehlshaber und Inha-
ber der obersten Gewalt in ihren Besatzungszonen - in Kraft gesetzt. 
Am 21. September 1949 trat das Besatzungsstatut der Alliierten in Kraft. Es schränkte die 
deutschen Souveränitätsrechte bis zum 5. Mai 1955 empfindlich ein.  
Am 7. Oktober 1949 gründete die "Provisorische Volkskammer" die Deutsche Demokratische 
Republik. Die Ausrufung der "DDR" erfolgte aus taktischen Gründen erst nach der Gründung 
der Bundesrepublik Deutschland; scheinbar als Antwort auf einen Schritt des Westens. Tat-
sächlich war dieser Schritt nur die formelle Bestätigung einer Spaltungspolitik, die die So-
wjetunion bereits seit Juli 1945 eingeleitet hatte (x009/406).  
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtete später über die "Volkskammer" 
(x009/466): >>Volksvertretung der SBZ, deren verfassungsrechtliche Stellung entsprechend 
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der Verneinung des Gewaltentrennungsgrundsatzes und der zentralstaatlichen Tendenz der 
Verfassung außerordentlich stark ausgestaltet ist - "höchstes Organ der Republik", Art. 50 der 
Verfassung.  
Infolge der tatsächlichen politischen Machtverhältnisse stellt sich die Volkskammer als 
Scheinparlament dar. 
... Die Volkskammer konstituierte sich ... nach der am 15.10.1950 auf Grund des verfassungs-
ändernden Gesetzes vom 9.8.1950 durchgeführten Abstimmung über die Einheitsliste der Na-
tionalen Front endgültig. Angeblich sollen 99,7 % der Stimmberechtigten für die Einheitsliste 
gestimmt haben. ...<<  
Mit der Proklamation der SBZ zur sog. DDR ging die DWK in der "Provisorischen Regierung 
der DDR" auf. Die leitenden Persönlichkeiten der DWK wurden Minister und Staatssekretäre. 
Hitlers Ende und die Bildung einer "Geschäftsführenden Zentralregierung des Deutschen Rei-
ches" 
Dr. Hans Joachim Berbig (1935-2013) schrieb später über die Verkündung des Grundgesetzes 
und die Gründung der Bundesrepublik Deutschland sowie die Gründung der Deutschen De-
mokratischen Republik (x287/193): >>Das "vorläufige" Grundgesetz des westdeutschen Teil-
staates wurde ohne direktes Mandat des deutschen Volkes im Auftrag der westlichen Besat-
zungsmächte erarbeitet und am 23. Mai 1949 im Sitzungssaal des Parlamentarischen Rates in 
Bonn in einem feierlichen Staatsakt verkündet. ...  
Der erstmals gebrauchte Staatsname im Titel soll auf die gesamtdeutsche Verpflichtung hin-
weisen. Unter Auseinandersetzung mit den Erfahrungen der Weimarer Verfassung und dem 
Nationalsozialismus entstand der rechts- und sozialstaatliche sowie das föderalistische und 
demokratische Prinzip. Der Grundrechtskatalog knüpft an die Vorarbeit der Paulskirchenver-
fassung von 1849 an. ... 
Die staatliche Organisation des zweiten deutschen Teilstaates beginnt bereits im Dezember 
1947 mit dem Deutschen Volkskongreß, der aus gewählten Delegierten vor allem aus der 
SBZ, aber auch den Westzonen bestand.  
Am 7. Oktober 1949 trat die erste der Serienverfassungen der Deutschen Demokratischen Re-
publik in Kraft. ...<<  
Der deutsche Historiker Hubertus Prinz zu Löwenstein schrieb später über die Gründung der 
Deutschen Demokratischen Republik (x063/635): >>... Während in den Westzonen der de-
mokratische Aufbau von unten nach oben vor sich ging, wurde die staatliche und gesellschaft-
liche Form in der sowjetischen Besatzungszone von oben, durch die Besatzungsmacht und 
durch die der kommunistischen Politik und Ideologie verpflichtete SED geprägt. ... 
Die Auflösung Preußens durch das Kontrollratsgesetz Nr. 46 vom 25. Februar 1947 - ein 
Willkürakt ohne Rechtsgültigkeit, da er weit über die Befugnisse hinausging, die die Haager 
Landkriegsordnung Besatzungsmächten einräumt - zerbrach eine wichtige Klammer zwischen 
West-, Mittel- und Ostdeutschland.  
... Eine Befragung des Volkes, ob es tatsächlich einen Staat, abgetrennt vom übrigen Deutsch-
land, bilden wolle, hat nie stattgefunden. Aus der Massenflucht der Bevölkerung aus dem so-
wjetischen Besatzungsgebiet, einem täglichen "Volksentscheid mit den Füßen", Menschen 
aller Klassen und Stände, die Mehrheit von ihnen unter 25 Jahre, ließ sich die Stimmung gut 
entnehmen. 
Eine Verfassung haben die Parteiinstanzen der Sowjetzone am 19. März 1949 verkündet. Auf 
dem Papier durchaus demokratisch, mit zahlreichen Bestimmungen, die nahezu wörtlich aus 
der Weimarer Verfassung übernommen wurden, bildeten sie in Wirklichkeit nur den Deck-
mantel für eine totale Willkürherrschaft. Die Einrichtung einer Geheimpolizei, des Staatssi-
cherheitsdienstes, eine politisierte Justiz, Säuberungsaktionen, Gleichschaltung der Jugend, in 
steigendem Maße eine atheistische, religionsfeindliche Propaganda und die nahezu völlige 
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Absperrung nach außen sollten der SED-Regierung die Kontrolle über die Bevölkerung si-
chern. ...<<  
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